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J. 


s hat sich in den letzten Jahrzehnten immer deutlicher gezeigt, daß der 
sche Wirtschaftsimperialismus zwei voneinander zu trennende Pro- 
eme aufweist. Das eine ıst der Wunsch, Mutterland und Kolonien auf dem 
rtschaftspolitischen Wege näher aneinander zu bringen. Mittel hierzu ist in 
»rster Linie die Handelspolitik, wobei wiederum an verschiedene Pläne und 
Absichten zu erinnern ist, wie etwa die Schaffung eines britischen Zollvereins, 
Freihandel innerhalb des Imperiums und Zölle nach außen, oder lediglich eine 
Yorzugszoll-Behandlung, eine Präferentialpolitik, bestehend in der Beseitigung 
le englischen Freihandels durch einen Zolltarif, der den Kolonien Vorzugssätze 
ewährt, und weiteren Ausbau der bereits bestehenden “preferential tariffs“ in 
len Kolonien. Dazu kommen noch andre Mittel wirtschaftspolitischer Art, die 
en Handel zwischen Mutterland und Kolonien bewußt gegenüber dem nichtbri- 
En Handel beeinflussen können, wie die Schiffahrtspolitik und die Be- 
aandlung der Submissionen, bei welchen natürlich eine weitgehende Begün- 


tigung britischer Offerten vor den ausländischen möglich ist. Dieser ganze 
Komplex von Fragen hat in den letzten Jahren und auch unter dem Einfluß der 
Kriegsereignisse keine grundlegende Änderung erfahren. Die von G. von Schulze- 
aevernitz zum ersten Male meisterhaft aufgedeckten Gegensätzlichkeiten in 
liesem Problem — vgl. die zweite Auflage seines Werkes „Englischer Freihandel 
und britischer Imperialismus“ — gelten noch heute, ja, sie gelten verstärkter. 
Dieser Gegensatz besteht darin, daß die Kolonien Englands wohl ein Interesse 
laran haben, ihre Nahrungsmittel und Rohstoffe im Mutterlande handelspolitisch 
)evorzugt zu sehen, daß sie aber einer entsprechenden, reziproken Begünstigung 
:nglischer Fabrikate durchaus nicht sympathisch gegenüberstehen. Denn England 
st noch immer der größte Industriekonkurrent auf den kolonıalen Märkten und 
‚eine Schornsteine sind die Bedrohung jeder der neuen Industrien, die man den 
Ehrgeiz hat, in den Kolonien zu entwickeln. Freihandel gegenüber England oder 
uch nur ein Abbau der jetzigen kolonialen Hochschutzzollpolitik durch wirklich 
len Fabrikanten Englands nützliche, sehr niedrige Vorzugszölle würde den Jungen 
Bestand kolonialer Fertigerzeugung schwerer gefährden als irgend eine andre 
virtschaftspolitische Maßnahme. Umgekehrt hat das Mutterland gewiß ein In- 
eresse daran, auf den kolonialen Märkten Vorzugszölle zu genießen, besonders 
wenn diese nicht die absolute Höhe aufweisen, die jetzt überall vorhanden ist. 
1 
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Aber man hat es bisher in England zurückweisen müssen — und die jetzige Re- 


gierung dankt dieser Auffassung ihre Wahl — für dieses Zugeständnis die Einfuhr 


‚von Nahrungsmitteln, Rohstoffen und Halbfabrikaten mit Zöllen zu belasten oder 


aber sich durch Zölle gegenüber dem Auslande den Kolonien gegenüber so weit- | 


gehend zu verpflichten, daß man deren Erzeugnisse, selbst wenn sie teurer sind 
als die fremdländischen, beziehen müßte. Eine solche Belastung würde den 


Wettbewerb der englischen Weiterverarbeitung auf den Märkten der Welt ın z 


stärkster Weise beschweren, alle kolonial-vaterländischen Vorteile für das Mutter- 
land zu nichte machen und letzten Endes auch wiederum die Kaufkraft des 
Mutterlandes für koloniale Erzeugnisse beeinträchtigen. Denn der Markt, den das 
kleine Inselreich in so gewaltigem Umfange für Rohstoffe aufweist, beruhte doch 
eben bisher auf seiner, vielerseits unbestrittenen, Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt. 

Die Nachkriegszeit hat nichts zur Behebung dieser Gegensätzlich- 
keit der wirtschaftlichen Interessen zwischen Mutterland und 
Kolonien beigetragen. Obschon man sagen kann, daß der für das britische 
Weltreich so glückliche Ausgang des Krieges sicherlich das imperiale Bewußtsein 
aller Glieder des britischen Reiches wesentlich gehoben und zweifellos den Wunsch 
verstärkt hat, diesem Bewußtsein auf wirtschaftlich-kommerziellem Gebiete einen 
Ausdruck zu geben, haben sich die materiellen Gegensätze, die oben auseinander- 
gesetzt wurden, keineswegs geglättet. Denn jenen ideal-sentimentalen Strömungen 
standen nach dem Abschluß des Krieges viel zu starke materielle Tendenzen der 
kolonial-kommerziellen Entwicklung gegenüber, als daß jene sich hätten in den 
Vordergrund der Entscheidungen drängen können. 

Der Krieg hatte mit seinem Frachtraummangel und der damit entstandenen 
künstlichen Lostrennung weit entfernter überseeischer Gebiete von den Welt- 
märkten für diese geradezu wie ein Schutzzoll höchster Potenz gewirkt. Nach dem 
Kriege lag nichts näher, als diese unerwartete Begünstigung auch unter dem Ein- 
tritt normaler Verhältnisse der jungen heimischen Industrie nicht wieder zu ent- 
ziehen, sondern den „Frachtenschutz“ durch einen entsprechend erhöhten Zoll- 
schutz in Permanenz zu erklären. Wir finden daher auf allen kolonialen Gebieten 
des britischen Weltreiches eine bisher nicht dagewesene Steigerung der 
Zollsätze. Indien hat seit 1918 bereits zweimal seine Textilzölle erhöht (zum 
Schutz der seit dem Krieg rasch entwickelten Spinnereien) und im Mai 1924 die 
Einführung von Eisen-Zöllen beschlossen. Australien hat seine Zölle nicht nur 
beträchtlich erhöht, sondern charakteristischerweise eine ganze Reihe von Zöllen de- 
kretiert, die zunächst trotz ihrer gesetzlichen Rechtmäßigkeit immer wieder „ver- 
schoben“ werden mußten, weil die australischen Fabrikanten für einzelne Erzeug- 
nisse einfach noch nicht in der Lage waren, den Ausfall der Einfuhr zu ersetzen. Eben- 
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so hatinSüdafrika die schutzzöllnerische Bewegungaußerordentlich zugenommen 
"vor allem nachdem man hofft, durch allmöglichen Eigenerzeugungen den Ausfall 
aus den verminderten Erträgnissen des Diamant- und Goldbergbaus wieder wett- 
“zumachen. Nur in Canada hat bisher die freihändlerisch-liberale Partei den 
Hochschutzzollbestrebungen einen gewissen Hemmschuh anzulegen vermocht. 
Maßgebend für die koloniale Hochschutz- und Erziehungs-Zollpolitik (sie bestehen 
hier beide nebeneinander) ist natürlich auch die Tatsache gewesen, daß die Des- 
organisation der Weltwirtschaft nach dem Kriege — vgl. hierfür meine bei 
Teubner soeben veröffentlichte Arbeit „Grundlagen der Weltwirtschaft“ — den 
. kolonialen Gebieten eine sehr wesentliche Beschneidung ihrer Absatzmärkte für 
Nahrungsmittel und Rohstoffe brachte. Der Valutaverfall in Mitteleuropa, die 
Konsumerschlaffung des verarmenden Deutschlands, Österreichs und Ungarns, 
aber auch neuerdings die Einbeziehung Frankreichs, Italiens und Belgiens in 
diesen leidenden Kreis, die andauernde Wirtschaftskrisis in England, das nicht 
weniger als 1,2 Millionen seiner Arbeiter unbeschäftigt lassen muß — diese Um- 
stände haben in ihrer zusammengefaßten Wirkung natürlich den Absatzmarkt 
für kolonial-britische Erzeugnisse nicht unwesentlich beschränkt. Die Folge ist 
| naturgemäß und ganz abgesehen von national-erzieherischen Aspirationen der 
© Wunsch gewesen, eine größere Menge der eigenerzeugten Rohstoffe und Materi- 
‚ alien im Lande selbst zu verarbeiten, um auf diese Weise deren Absatzschwäche 
im Auslande wieder wettzumachen. 

Während diese Tendenzen also nach dem Weltkriege zu einer stärkeren Ab- 
sperrung der kolonialen Wirtschaften vom Weltmarkt geführt haben, hat im 
Mutterland die Tendenz des Freihandels keine nennenswerte Niederlage erlitten. 
Im Gegenteil, nach einer vorübergehenden Belebung des Schutzzollgedankens 
— auf Grund der Befürchtung des Valuta-Dumping und im Anschluß an militä- 
rische Momente, die immer wieder in England für die Schutzzölle geltend gemacht 
werden — hat die Beseitigung der Mac Kenna-Zölle (1924) wieder eine mehr 
freihändlerische Tendenz herbeigeführt, und die Regierung Macdonald verdankt 
ohne Zweifel dem Votum der breiten Masse seine Existenz, die sich nachhaltig 
gegen jede Politik ausgesprochen hat, welche zu einer Verteurung von Nahrungs- 
mitteln oder Rohstoffen der Industrie führen müsse. So ist also zu sagen: auch 
nach dem Weltkriege und trotz seiner mannigfachen Umwälzungen steht heute 
die wirtschaftliche Gegensätzlichkeit in den Beziehungen zwischen Mutterland und 
Kolonien nicht anders wie vor 1914. Im Gegenteil. Man möchte meinen, daß sie 
sich verschärft hat, daß die Aussichten für eine Verwirklichung des brı- 
tischen Imperialismus auf wirtschaftspolitischem Wege geringer ge- 
worden sind, als sie zuvor waren. 

Um so bedeutsamer rückt damit das zweite Problem in den Vordergrund, 
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das den britischen Wirtschaftsimperialismus ausmacht und belebt. Es besteht ın 
der Frage, wie man die kolonialen Hilfsquellen des britischen Welt- 
reiches stärker als bisher ausdehnen und nutzbar machen kann. Hier 
handelt es sich also gewissermaßen um das Problem derproduktiven Hebung 
der Kolonialwirtschaften, nicht darum, welche wirtschaftspolitischen Mittel 
für die engere Verwobenheit des mutterländischen und des kolonialen Handels 
angewandt werden müssen. Die Steigerung der kolonialen Produktivität aber ist 
ein Problem, das — zumindest unmittelbar — der politischen Sphäre entrückt 
ist. Freihändler wie Schutzzöllner, Tory oder Liberaler werden es gutheißen 
können, wenn alles geschieht, um auf dem Wege der Hebung der Erzeugung, 
durch verbesserte Forschung, durch intensivere Zivilisation, bessere Methoden der 
Arbeit, der Verkehrstechnik und der geschäftlichen Absatzorganisation, eine Er- 
höhung der Leistungen innerhalb des britischen Imperiums stattfinden zu lassen. 
Es versteht sich von selbst, daß die Ergebnisse solcher Produktivitätssteigerungen 
immer in erster Linie dem Mutterlande und den Kolonien untereinander zugute 
kommen werden. Denn gerade die Arbeiten von Schulze-Gaevernitz schon haben 
zur Genüge gezeigt, wie stark auch ohne „imperial preference“ der Handel zwischen 
Mutterland und Kolonien ist, wie er durch untilgbare Bande nationaler Zusammen- 
gehörigkeit immer wieder befestigt wird, so daß hier eine natürliche Interessen- 
gemeinschaft, eine traditionelle Absatzgelegenheit gegeben ist, die auch ohne 
künstliche Mittel eine Bevorzugung der mutterländisch-kolonialen Handelsbe- 
ziehungen bedeutet. 

So hat denn auch die Arbeit, die seit Jahren für diese Hebung der kolonialen 
Hilfsquellen geleistet wird, ungleich größere Erfolge erzielt als die Propaganda 
für den, an den inneren Gegensätzen immer wieder scheiternden Gedanken des 
britischen Zollvereins. Das ausschlaggebende Werk theoretischer Art über die 
Ausdehnungsmöglichkeiten der natürlichen Hilfsquellen im britischen Weltreiche 
— wenigstens soweit die selbständigen „Dominions“ in Frage kommen — liefert 
eine umfassende amtliche Enquete, deren Schlußbericht unter dem Titel „Report 
of the Dominions Royal Commission“ im Jahre 1918 erschienen ist. Hier 
wird unter Zugrundelegung umfassender statistischer, wirtschaftsgeographischer 
und geologischer Materialien eine Übersicht über die Aussichten einer größeren 
landwirtschaftlichen und mineralischen Erzeugung der Kolonialgebiete gegeben, 
freilich auf Grund von Schätzungen, die zum Teil starke Anforderungen an einen 
Zukunftsglauben stellen, zum Teil aber freilich auch schon durch die Entwicklung 
der letzten Jahre eine gewisse Bestätigung gefunden haben. Neben den eigent- 
lichen Grundfragen der Fruchtbarkeit der einzelnen Kolonien für gewisse Agrar- 
erzeugungen und des Vorhandenseins von Schätzen im Erdinnern kommen in 
diesem überaus wertvollen, gewiß einmal klassisch werdenden Berichte auch die 
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verschiedensten Fragen zur Geltung, von deren Lösung mittelbar die Erhöhung 
‘der kolonialen Produktivität und das Problem der Selbstversorgung innerhalb 
des britischen Weltreiches abhängen. Dahin gehören u. a.: die Vorschläge zur 
' Verbesserung der wissenschaftlichen Forschungen auf Gebieten, die eine spezifisch 
kolonial-förderliche Bedeutung haben, ferner die Frage der Auswanderung, ihrer 
Erleichterung und behördlichen Regelung, die Verbesserung der Verkehrswege 
und Verkehrsmittel, insbesondere der Häfen, die Erweiterung der telegraphischen 
Verbindungen, das Studium der englischen Geschäftsmethoden, insbesondere der 
Organisation des Zwischenhandels, die Ausdehnung des Nachrichtenwesens und 
der Aufbau und Ausbau des so wichtigen Reichs-Förderungsamtes, des Im- 
perial Development Board, das gewissermaßen den organisatorischen Über- 
bau aller die planmäßige Förderung der Kolonial-Erzeugung betreffenden Unter- 
nehmungen bilden soll. Auch die Ausstellung in Wembley, die Empire Exhi- 
hibition dieses Jahres, steht unter dem Zeichen, die all-britischen Wohlstands- 
quellen zu demonstrieren. Sie ist als ein neues Mittel der Propaganda zur Ver- 
tiefung des kolonial-britischen Gedankens gedacht. Sie soll beweisen, was Eng- 
lands Kolonien, was das Mutterland selbst zu „leisten“ vermögen, ohne daß dieser 
Tatsache durch eine besondere Wirtschafts-,Politik“ Nachdruck gegeben wird. 
Die Entwicklung der „natürlichen“ Hilfsquellen wird dem Problem der handels- 
politischen Bevorzugung gegenübergestellt. So ist Wembley unter Umständen 
mehr als eine Momentaufnahme all-britischen Wohlstandes, vielmehr ein spezi- 
fisches Programm, der Ausdruck einer Richtung, der alles willkommen ist, was, 
ohne Eingreifen in die Strömung des freien Verkehrs, den Versorgungsbeziehungen 
zwischen England und seinen Kolonien förderlich sein kann. 


II. 


Wenn nunmehr von den allbritischen Versorgungsmöglichkeiten ge- 
sprochen werden soll, so kann die Aufgabe an dieser räumlich begrenzten Stelle 
nicht darin bestehen, zu erörten, ob und wieweit England oder die Kolonien unter- 
einander in der Lage sind, ihren Bedarf an Gütern selbst zu erzeugen. Eine solche 
Untersuchung würde — selbst wenn man von ihrem Umfang ganz absieht — eine 
solche Fülle von theoretischen Vorarbeiten, agrarstatistischen, geologischen und 
mineralogischen Schätzungen, vor allem aber auch Konsumberechnungen voraus- 
setzen, daß sie von einem Einzelnen vermutlich überhaupt nicht zu leisten wäre. 
Aber selbst wenn sie geleistet würde, so würde ihr Ergebnis immer noch rein 
potentieller Natur sein. Wer ein besonderes Interesse für solche Untersuchungen 
zu haben meint, wende sich an die Lektüre des oben genannten amtlichen eng- 
lischen Berichtes von 1918, dessen theoretische Darlegungen und Zahlenangaben 
immer noch von hohem Werte sind und dem Interessierten vor Augen führen 


können, welches die Möglichkeiten und Grenzen einzelner Erzeugungen im bri- 
tischen Weltreich sind. Der Nationalökonom soll sich auf den Boden der erreich- 
ten Realien stellen. Er soll sich mit den Tatbeständen befassen und aus ihnen 
allerbesten Falles Hinweise auf Entwicklungsmöglichkeiten ableiten. Dement- 
sprechend soll hier von einigen zentralen Entwicklungen die Rede sein, die gerade 
in letzter Zeit dem Gedanken der allbritischen Güterversorgung eine besondere 


x. 


Bedeutung zu geben versprechen. 

Wesentlieh ist vor allem der Umfang der all-britischen Nahrungsmittel- 
erzeugung und hier wiederum in erster Linie derjenige der Weizenerzeugung. 
Hier hat neuerdings V. Dore, vom internationalen Landwirtschafts-Institut, einige 
wertvolle Ziffern gegeben. Darnach betrug die Weizenerzeugung in Millionen 
Tonnen: 


Im Durchschnitt der Im Durchschnitt der 
Gebiete Jahre 1909— 1913 Jahre 1920—23 
Vereinigte Staaten von Amerika 18,5 22,1 
Britisches Weltreich 18,7 23,8 
‚Canada 5,3 9,6 
Australien 2,4 3,4 
Argentinien 3,9 5,4 
Indien 954 9,1 
Europa und verschiedene minder wichtige Gebiete 53,9 40,7 


Man erkennt aus diesen Ziffern ohne weiteres erstens die überaus wichtige Stellung 
der drei großen britischen Weizengebiete, Canada, Indien und Austra- 
lien (wobei für die Überschußfrage Canada und Australien an erster Stelle figu- 
rieren), man erkennt weiter, welchen wichtigen Ausgleich die englisch-übersee- 
ische Produktionssteigerung gerade heute angesichts der Abnahme der euro- 
päischen Weizenerzeugung bildet, und man kann drittens feststellen, daß 
die kolonial-britische Erzeugung seit dem Weltkriege rascher angewachsen ist als 
die nordamerikanische. Da die gesamte Welterzeugung in den genannten Peri- 
oden auf 100 Millionen Tonnen (exkl. China) resp. heute auf nur 92 Millionen 
Tonnen veranschlagt wird, so ergibt sich ohne weiteres, welchen ökonomischen 
Sicherheitsfaktor die Weizenernten im eigenen Reiche für England bedeuten, zumal 
da dessen insulare Erzeugung nach wie vor über ca. 1,6 bis 1,7 Millionen Tonnen 
(bei einem Bedarf von 6—7 Millionen Tonnen) nicht hinausreicht. In der Tat, 
es ist festgestellt worden, daß heute die allbritische Weizenerzeugung um 
ca. 2!/, Millionen Tonnen den allbritischen Weizenbedarf überragt, 
während sie früher um etwa eine Million hinter demselben zurückblieb, eine Tat- 
sache, die man gerne als eine Illustration dafür bucht, daß die Fortschritte der 
Hilfsquellen des britischen Reiches auch der gesamten Weltwirtschaft zugute 
kommen. Ja, es ist besonders zu konstatieren, daß der kolonial-britische Weizen 
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heute schon durchaus nicht nur in britische Absatzkanäle fließt, sondern daß 
£ sowohl Japan wie China einen Teil ihres Bedarfs an Weizen über Vancouver und 
Melbourne beziehen, während umgekehrt Südafrika Weizen aus Argentinien 
„einführt. 

Die hauptsächlichsten Fortschritte sowohl wie Zukunftsaussichten der allbri- 
tischen Weizenerzeugung scheinen in Canada zu liegen. Erst vor einiger Zeit 
hat ein amtlicher Bericht, den das Landwirtschaftsministerium in Washington 
an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika gerichtet hat, auf die 

' unzweifelhaft sehr überlegnen Qualitäten des canadischen Weizens verwiesen 
(man rechnet übrigens gegenüber russischem Weizen mit einem um 3°/, ver- 
besserten Substanzgehalt), was zwar etwas von dem Bestreben beeinflußt gewesen 
sein mag, die „Schutz“-Zölle für den amerikanischen Weizenbauer — besonders 
wegen der Grenzgebiete — durchzudrücken, aber doch im großen Ganzen seine 
Richtigkeit hat. Ferner ist zu bemerken, daß die Verbesserung und Ausgestaltung 
der Hudson Bay Route ebenfalls die Konkurrenzfähigkeit des canadischen 
Weizens auf dem Weltmarkte steigern dürfte. 

Wie außerordentlich rasch die Zerealien-Erzeugung Kanadas gerade in letzter 

Zeit vorgeschritten ist, zeigen folgende Ziffern; es betrug in Millionen Bushels 
— die Erzeugung: 


5 im Jahre Weizen Hafer Gerste 
1900 17,0 13,0 3,3 
1910 120,4 118,1 20,7 
1920 234,2 314,2 40,7 
1923 450,1 345,7 62,5 


Während heute die Provinz Sascatchewan mitallein 252 Millionen Bushels 
Weizen an der Spitze der canadischen Produktion marschiert und diejenige von 
Manitoba weit hinter sich gelassen hat, hat gerade in den letzten drei Jahren 
die Erzeugung des Staates Alberta — des dritten der drei großen Getreide-Pro- 
vinzen — ganz überraschende Fortschritte aufzuweisen. Seine Weizenerzeugung 
ist von 83,5 Millionen Bushel im Jahre 1920 auf nicht weniger als 170 Millionen 
Bushel im Jahre 1923 gestiegen. In der Tat eine Rekordleistung! Die potentiellen 
Fähigkeiten der canadischen Weizenproduktion werden damit als keineswegs auch 
nur annähernd erschöpft bezeichnet. Im Gegenteil, man verweist darauf, daß von 
den 60000000 acres (ein acre=0,45 ha) der Prairie-Provinzen, die für den Weizen- 
bau in Frage kommen, erst ein Drittel angebaut ist, und daß es allein eine Frage 
der Arbeiterbeschaffung sei, noch weit glänzendere Fortschritte als die der 
letzten Jahre zu erzielen. 

Was die allbritische Fleischversorgung angeht — wobei natürlich an die 
Versorgung mit gefrornem Fleisch zu denken ist — so sind die Fortschritte nicht 
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so hervorragend wie in der Weizenproduktion. Nach den Schätzungen derselben ı 
Quelle betrug die Erzeugung von gefrornem und von Kühlfleisch in 1000 Tonnen:: 


Gattung: im Britischen Reich in anderen Ländern 
Rind und Ralb 1913 103 396 
Durchschnitt 1920—23 105 618 
Hammel und Lamm 1913 200 68 
"Durchschnitt 1920—23 206 105 


Immerhin ergibt sich auch hier keine Rückschrittlichkeit, während der größere 
Fortschritt der Erzeugung in andern Ländern darauf zurückzuführen sein mag, 
daß der Weltkrieg den Erzeugungstätten Nord- und Südamerikas, die fracht- 
günstiger liegen als Australien und Neuseeland, die britischen Hauptversorger, 
einen Stimulus verschafft hat, freilich ohne daß durch diesen die britisch-koloniale 
Erzeugung zurückgeworfen wurde. Stark abhängig von nicht-britischen Versor- 
gungsstätten ist freilich das Mutterland in Gefrier-Erzeugnissen aus Schweinefleisch. 
Man schätzt diese Abhängigkeit heute sogar auf 49°/,. Immerhin ist auch hier 
die Ausfuhr canadischen Fleisches und Specks seit dem Weltkrieg erheblich ge- 
wachsen, nämlich von 20000 Tons auf 50000 Tons im Durchschnitt der Jahre 
1920—23. Ein nicht zu unterschätzendes Gebiet für die Viehzucht ist Süd- 
Afrika. Die Viehzucht — inklusive Molkereiwesen — ist der Hauptpfeiler der 
Landwirtschaft der südafrikanischen Union. Man zählt die stattliche Zahl von 
8 Millionen Stück Rindvieh, um dessen qualitative Verbesserung in den letzten 
Jahren mancherlei geschehen sein soll. 

Ein gewisses Sorgenkind der allbritischen Nahrungsmittelerzeugung ist der 
Zucker. Schon die Debatten über den Beitritt Englands zur einstigen Brüsseler 
Konvention haben einen kolonialpolitischen Anstrich gehabt, indem ja die Inhi- 
bierung der damaligen europäischen Schleuder- und Prämien-Politik als eine 
Schutzmaßnahme zugunsten britischer Rohrzuckererzeuger aufgefaßt wurde und 
schließlich als eine protektionistische Verteuerung dieses für die englische Mar- 
meladen-, Jam- und Schokoladen - Industrie primären Rohstoftes. Heute, wo die 
große russische Einfuhr ausfällt, und die deutsche Zuckerproduktion hinter der 
des Friedens zurückbleibt, würde eine Ausdehnung britischer Rohrzucker- 
Plantagen besonders willkommen sein. Aber wie auch in letzter Zeit die bri- 
tische Plantagenerzeugung zugenommen haben mag, die Zunahme steht noch in 
keinem „befriedigenden“ Verhältnis zu dem gewaltigen Bedarf. Großbritannien 
und Irland verbrauchen im Jahre die gewaltige Ziffer von 1,5 Millionen Tonnen 
Zucker. Nach den neuesten Berechnungen müssen sie hiervon 75°/, aus fremd- 
ländischen Gebieten beschaffen. Rechnet man noch den Zuckerbedarf nicht 
mutterländischer britischer Gebiete hinzu, so dürfte die Erzeugung des Reiches 
ein wenig mehr als 50 °/, des allbritischen Bedarfes decken. Es wird sich zeigen, 
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ob die jetzige, nicht ungünstige weltwirtschaftliche Konjunktur für Zucker den 
Rohrzuckererzeugungen in British Malaya, in Ceylon, Mauritius 
und zum Teil auch wiederum in Süd-Afrika größere Impulse zu geben vermag. 


IH. 


Die allbritische Rohstoff-Frage umfaßt eine solche Fülle einzelner Er- 
zeugungen, daß diese im einzelnen hier nicht behandelt werden können. Es ist 
auch sofort zu konstatieren, daß sich um einzelne Gruppen dieser Rohstoffe mehr 
oder weniger brennende Probleme gliedern, während andere einen mehr oder 
minder gemächlichen Gang langsamen Fortschrittes gehen. 

Wolle, Baumwolle, Petroleum, Kautschuk, das sind diejenigen Roh- 


stoffe des industriellen Bedarfs, die im Augenblick im Mittelpunkt des allbritischen 


Interesses stehen, während zum Beispiel die Metall -Versorgung aus kolonialen 
Gebieten relativ in den Hintergrund tritt. 

Die Wolle bildet ein erfreuliches Kapitel der britisch-kolonialen Wirtschafts- 
geschichte. Und erfreuliche Kapitel der Wirtschaft pflegt man im allgemeinen 
rascher abhandeln zu können als solche, welche Schwierigkeiten und Konflikte 
zeigen. Darum sei hier über britische Wolle nur das Folgende verzeichnet: die 
Welt ist im allgemeinen, soweit sie Wolle-Importeur ist, auf zwei Gebiete ange- 
wiesen, auf das britische Weltreich, und zwar vor allem Australien und auf Süd- 
Amerika. Nach Berechnungen aus dem Jahre 1916/17 erzeugte das britische 
Weltreich 820 Mill. Pfund Wolle, Süd-Amerika 400 Mill. Pfund. Mit 68°/, wurde 
damals der Anteil des britischen Reiches an der Ausfuhr von Wolle für 
den Weltbedarf geschätzt und zwar waren an dieser Ziffer wiederum Australien 
mit 38°/,, Neuseeland mit 1ı6°/, und Südafrika mit 14°/, beteiligt. Die Wollge- 
winnung Australiens ist eine Glanzleistung kolonialer Produktion. Die Zahl der 
Schafe beziffert sich auf 77 Millionen, — die größte Ziffer irgend eines Landes 
der Welt — die Qualität der Tiere ist erstklassig, und zwar sind 71°/, der Schafe 
Merino-Schafe. Man hat Rekorderzeugungen bis zu 40 engl. Pfund Wolle pro 
Tier innerhalb eines Jahres erzielt. Und trotz mannigfacher Krisen sind in den 
letzten Jahren die finanziellen Ergebnisse dieses für Australien wichtigen Erwerbs- 
zweiges nicht ungünstig gewesen. Über 95°/, der Woll-Erzeugung werden aus- 
geführt. Deren Wert bezifferte sich im Jahre 1922/23 auf rund 55 Millionen £, 
wovon England allein für 26 Millionen £ kaufte. Hier ist also eine allbritische 
Besorgtheit nicht angebracht und auch nicht vorhanden. 

Anders steht es mit dem für die heutige Struktur der internationalen Textil- 
industrie weit wichtigeren Versorgung mit Baumwolle. Hierist die erweiterte 
Selbstversorgung Englands — des größten Einzel-Baumwollkonsumenten der alten 
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Welt — geradezu ein Gebot geworden. Denn mehr als je ist heute die inter- 
nationale Baumwollversorgung von dem Ernteausfall in den Vereinigten Staaten | 
von Amerika abhängig und damit von einem monopolistischen Preisfaktor, der 
große Gefahren für die weiterverarbeitende Industrie in sich bergen kann (man 
denke an den berüchtigten Sully-Corner zu Anfang des Jahrhunderts). Legt man 
die Ziffern von 1920/21 dem Vergleiche der internationalen Baumwollerzeugung 
zugrunde — als einem Jahre einer normalen amerikanischen Ernte —, so ergibt 
sich für die Vereinigten Staaten eine Produktion von 13 300 000 Ballen Baum- 
wolle, während die Gesamterzeugung der Welt auf 19 500 000 Ballen beziffert 
wurde. Als größere Outsiders gegenüer Amerika kommen nur drei Staaten in 
Betracht, die mehr als eine Million Ballen im Jahre ernteten. Indien mit fast 
3 Millionen Ballen, Ägypten mit 1,25 Millionen und China mit ı Million. Es ist 
aber sofort daran zu erinnern, daß die Baumwolle dieser Gegenden zu einem 
großen Teil an Qualität nicht dem Sea-Island Cotton gleichkommt, zum Teil für 
bestimmte feine Gespinste überhaupt nicht verwertbar ist. 

Gerade die letzten Baumwollerntejahre in Amerika (1923 und die diesjährige 
Erntezeit) haben wiederum gezeigt, mit welcher Bangigkeit die Welt den 
Schätzungen der Baumwollernte der Union entgegensieht, wenn die störenden 
Elemente — besonders der Schmarotzer “the boll weevil“ und eine zu kühle 
Witterung im Frühsommer — sich geltend machen. Man weiß, was eine Min- 
derung der amerikanischen Ernte um ı oder 2 Millionen Ballen für die ganze 
Welt, besonders aber für Lancashire zu bedeuten hat. Die Bestrebungen, im 
eigenen Reich mehr Baumwolle zu erzeugen, sind also hier ganz besonders ver- 
verständlich. Zwei große Organisationen sind nach dieser Richtung hin bemüht: 
die British Cotton Growing Association und die Empire Cotton Growing 
Corporation. Der Tätigkeit dieser beiden Verbände verdankt das britische Welt- 
reich mehr oder weniger alle bisher sichtbaren Erfolge auf dem Gebiete der Er- 
weiterung der Baumwollkultur, ganz besonders in den unzivilisierten tropischen 
Gebieten. Auch auf der Ausstellung in Wembley hat Mitte Juni ein besonderer 
Kongreß über das Thema der britischen Baumwollerzeugung stattgefunden 
(Textile Conference). 

Beachtenswert erscheint hier, was außerhalb der beiden großen britischen 
Baumwoll-Zentren — Indien und Ägypten — an Ermunterung der Baumwoll- 
kultur geschehen ist und noch geschehen wird. Hier richten sich die Hoffnungen 
vor allem auf Afrika und zwar um so mehr, als Indien ja infolge seiner während 
des Krieges rasch an Zahl gesteigerten Spinnereien einen immer wachsenden Teil 
seiner Baumwollernte selbst verbrauchen wird (Indien hat z. Zt ca. 20 Millionen 
acres mit Baumwolle bepflanzt, rechnet auf eine Ernte von immerhin jetzt schon 
5 Millionen Bales und hat in dieser Saison schon ı Million Bales nach Europa 
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versandt). Im Sudan wird ein großes Gebiet südlich von Khartun als vielver- 


TR 


Sk 


sprechend für Baumwolle bezeichnet. Das Sudan Plantation Syndicate 
befaßt sich hier mit der Entwicklung der Baumwollkultur. Man hat auf 20000 


‚acres ca. 20000 Bales geerntet, was als günstiger Anfang angesehen wird. In 


Westafrika hat die oben genannte “Association“ ihre Tätigkeit auf Nigeria kon- 
zentriert. Man hat neuerdings erklärt, daß „dieses Gebiet in der Lage ist, neben 
Indien und dem Sudan, eines der wichtigsten Baumwollgebiete des Reiches zu 
werden.“ In Uganda schreitet die Baumwollkultur rasch vorwärts. Im Jahre 
1904 wurde erst die belanglose Menge von 54 Ballen versandt (anscheinend eine 
Versuchs-Sendung). Heute sind über 400 000 acres bestellt, und man erwartet 
immerhin eine Ernte von 100000 Ballen. In Nyassaland ist zwar die Qualität 
der Baumwolle gut, aber die Insektenplage besonders verheerend, so daß von deren 
Bekämpfung erst der Erfolg der dortigen Bestrebungen abhängt. In Tanga- 
nyika (dem bisherigen Deutsch-Ostafrika) ist die Ernte noch klein (ca. 10000 
Bales), klimatische und verkehrstechnische Hindernisse sind vorhanden. Auch 
hier ist die British Cotton Growing Association um Beseitigung der Hindernisse 
lebhaft bemüht. Sehr schwach liegt noch die Baumwollkultur in der südafri- 
kanischen Union und Rhodesia. Zusammenfassend wird man also sagen 
müssen, daß die gesamte afrikanische Baumwollfrage noch sehr in den Anfängen 
steckt. Das Schwergewicht einer Erweiterung des allbritischen Baumwollbaus 
liegt nach wie vor in Indien und Ägypten. Für die afrıkanischen Möglichkeiten 
wird es sich darum handeln, ob die schwierigen und komplizierten Probleme der 
Bewässerung, der reichlichen Arbeiterbeschaffung, der überaus primitiven Ver- 
kehrsverhältnisse ohne unproportionellen Kostenaufwand gelöst werden können. 

Mit der Baumwollfrage hat im Rahmen der allbritischen Versorgung die Pe- 
troleumfrage den Punkt gemeinsam, daß es sich in beiden Fällen um eine 
Abwehr gegenüber amerikanischen Monopolgefahren handelt. Gerade in den 
letzten Jahren — nämlich seit dem Übergang der englischen Marine zur Ol- 
feuerung — ist dieses Problem immer dringender geworden, und milıitärisch- 
politische Gesichtspunkte haben den ökonomischen Erwägungen noch ein beson- 
deres Schwergewicht gegeben. Die Vereinigten Staaten von Amerika dürften ın 
diesem Jahre — wenn die mexikanische Erzeugung wiederum eine gebietsweise 
Verminderung zeigt — annähernd 70°/, der Weltproduktion von Erdöl in ıhrem 
Territorium haben, ganz abgesehen von der Kontrolle des Standard Oil Trusts 
über nichtamerikanische Petroleuminteressen in der ganzen Welt. Die englische 
Regierung hat durch Begründung resp. Mitteilhaberschaft an dem rein englischen 
Unternehmen der Anglo-Persian-Oil-Company den Versuch unternommen, eine 
aktive britische Erdölpolitik zu betreiben. Freilich lag zunächst der Schwerpunkt 
des Unternehmens darin, durch Begründung von Petroleumraffinerien in Eng- 
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land selbst die Kosten des weiterverarbeiteten Rohöls für die englischen Konsu- 
menten zu vermindern. Das Bestreben, sich eine eigene Erdölproduktion zu 
sichern, ist hierbei keineswegs spezifisch „britisch“. Es ist gewissermaßen ein | 
„Zug“ der Zeit. Auch in Frankreich finden wir dasselbe brennende Interesse an 
dieser Frage, wie im Jahre 1923 die diesbezüglichen Vereinbarungen mit Polen 
und das dauernde Interesse für eine Fühlungnahme mit den rumänischen Erdöl- 
unternehmungen bekunden. er 

Aber die Aussichten der allbritischen Erdölerzeugung stehen vor- 
derhand noch wenig günstig. Es ist ein schmerzliches Gefühl für den Eng- 
länder, daß sein Land — nach Amerika der zweitgrößte Petroleumkonsument 
der Welt — nur 1,5°/, der Weltproduktion aufweist. Der „Schwerpunkt“ dieser 
geringen Erzeugung konzentriert. sich heute, soweit wohlbemerkt rein-britische 
Erzeugerstätten in Frage kommen, auf die Sarawak-Oilfields Ltd., eine 
Tochtergesellschaft der Royal Dutch Shell Group, jenes ebenfalls mit englischem 
Kapital finanzierten internationalen Petroleum - Unternehmens. Nach den neuesten 
Ziffern sind hier die Erfolge nicht unbeträchtlich, wenn auch die absolute Menge 
natürlich noch nicht für den britischen Bedarf ins Gewicht fällt. Man erzielte ın 
dem sogenannten Miri-Distrikt im Jahre 1920: 140000 Tons, im Jahre 1923 
bereits das Doppelte. Es ist unzweifelhaft und wiederholt von britischen Geologen 
festgestellt worden, daß innerhalb des britischen Weltreichesin den verschiedensten 
Regionen Erdölvorkommen großen Stils vorhanden sind. Aber mit dem „Vor- 


handensein“ ist die kommerziell-ökonomische Ausbeutung derselben keineswegs 
identisch. Im Gegenteil. Die Schwierigkeiten, in den zu einem großen Teile 
völlig unzivilisierten Gebieten und verkehrsmäßig von den Haupttransportwegen 
der Welt abgeschnittenen Lagerstätten, Erdöl auf einer, wie der Engländer sagt, 
“commercial scale“ zu gewinnen, sind enorm. Es ist wiederholt ein großer finan- 
zieller Aufwand „umsonst“ vertan worden, wie erst unlängst Lord Bearsted auf 
einer wissenschaftlichen Diskussion über diese Frage in der Royal Society of Arts 
hinsichtlich eines Versuches, den die australische Regierung zusammen mit der 
englischen in Papua unternommen hatte, hervorgehoben hat. Es ist sehr fraglich, 
ob und wann es möglich sein wird, die immerhin erhofften Erfolge in Südafrika, 
an der Goldküste, im Somaliland, Neuseeland und Trinidad zu erzielen. In 
Canada hat man sogar von seiten des Standard Oil Trusts (nämlich dessen Im- 
perial Oil Company) den Versuch gemacht, unter einem Aufwand von 600000 £ 
Bohrungen im Nordwesten in gefrorner Erde vorzunehmen. Man hat denn auch 
tatsächlich Erdöl erbohren können, aber über die kommerzielle Bedeutung dieser 
Funde fehlen noch die Nachrichten. Jedenfalls bleibt dieses Gebiet eines der 


wichtigsten und interessantesten im Rahmen der allbritischen Selbstversorgungs- 
probleme. 
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- Ganz im Gegensatz zu der immer noch enttäuschenden Entwicklung all dieser 
BE ehungen steht die Stellung, die sich das britische Weltreich in der Erzeu- 
gung von Gummi gemacht hat, dessen allgemeine und noch immer unersetzbare 
Rolle im heutigen Industrie-Organismus hier nicht näher erörtert zu werden 
braucht. Diese Stellung findet ihren zeitlichen Ausgangspunkt in der Einbürgerung 
und börrarie des Gummibaums, Hevea Brasilianis, auf andere als die ursprüng- 
lichen natürlichen Wachstumsgebiete, nämlich auf die östlichen Räume Ceylon 
und die Malayenstaaten, und seine Züchtung in der Plantagenwirtschaft. Vor 
dieser Entwicklung erzeugte das britische Reich nur kleinere Mengen in den Ur- 
wäldern Britisch-West-Afrikas, ca. 50000 Tonnen im Jahre, während heute davon 
die Rede ist, daß die Möglichkeit besteht, die englische Plantagen- Gummi -Er- 
zeugung auf 450000 Tonnen im Jahre zu bringen, womit das britische Reich ca. 
70°/, der Welterzeugung decken würde. Es ist nun aber beachtenswert, daß auf 
diesem Gebiete sich Sorgen ganz andrer Art wie etwa bei Baumwolle oder Petro- 
leum geltend machen, nämlich das Moment einer unlukrativen Überproduktion. 
Die Maßnahmen restriktiver Art, die die Organisation der Plantagenbesitzer, die 
Rubber Growers Association, zur Behebung einer bedrohlichen Unrentabilität 
angeregt und durchgeführt hat, und die schließlich auch zu einer Hebung der 
Weltmarktpreise geführt haben, hat ein nicht unerhebliches internationales Inter- 
ssse gefunden. Ganz besonders haben die Vereinigten Staaten von Amerika, die 
a eigentlich mit den Monopolen in ihrem eignen Hause genug Beschäftigung 
haben sollten, sich durch die Kontrolle der britischen Gummi-Erzeugung beun- 
ruhigen lassen, und die neuerliche Aufhebung eines Gesetzes, das die Vereinigungen 
m amerikanischen Einfuhr- und Ausfuhrhandel als monopolistisch verbot, ist 
larauf zurückzuführen, daß man den amerikanischen Importeuren Gelegenheit 
eben will, durch gemeinsame Einkaufsorganisationen einer monopolistischen 
Verteuerung durch die britischen Gummi-Interessen entgegenzuwirken. 

Es sind hier einige, besonders markante Beispiele für Aussichten, Aktivität und 
Schwierigkeiten in der Erweiterung des allbritischen Selbstversorgungsradius ge- 
eben worden. Schon bei Betrachtung dieser Beispiele konnten wir andeuten, wie 
ehr neben der natürlichen Gegebenheit gewisser Hilfsquellen und Schätze das 
;jkonomische Problem einen Ausschlag gibt. So wie es vom rein agrartech- 
ıischen Standpunkt jederzeit möglich ist, Sümpfe und Moräste unter enormem 
ind unlukrativem Aufwande in Weizenfelder zu verwandeln (siehe sogar eine so 
weit zurückliegende Epoche wie die Zeit der Kontinentalsperre in England), so 
st natürlich das geologisch feststellbare Vorhandensein von Erzeugungsmöglich- 
:eiten und Erdschätzen zunächst am praktischen Wirtschaftsleben gemessen eıne 
Jloße „Theorie“. Über die wirtschaftliche Seite der allbritischen Versorgungs- 


endenzen sei daher noch einiges gesagt. 
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Es ist unzweifelhaft, daß der Weltkrieg der kolonial-britischen Erzeu- 
gung außerordentliche Impulse zu geben vermochte. In einer Zeit, dain 
der ganzen Welt das Motto Beifall fand: „Der Vorrat ist alles, der Preis nichts“, 
war es nur natürlich, daß jede Möglichkeit der Erweiterung der britischen Roh- 


stoff- und Nahrungsmittelerzeugung mit besonderer Lebhaftigkeit ergriffen wurde. 


Man dachte auch dabei an die Zukunft, nämlich die Sicherstellung des Reiches 
im Falle zukünftiger Kriege, an seine „militärische“ Selbständigkeit bezüglich 
kriegswichtiger Güter rohstofflicher Art. Dazu kamen die hohen Weltmarkts- 
preise, die auch die kostspieligsten kolonialen Produktionen rentabel zu gestalten 
schienen. 

Erst die Nachkriegszeit — und zwar wiederum erst die letzten Jahre (1921-24) 
— hat eine gewisse Ernüchterung in dieser Hinsicht gebracht. Denn es ist ja 
noch immerhin günstig, daß Kriege kürzer zu sein pflegen als der Zustand des 
Friedens, und daß daher Unternehmungen, die in erster Linie auf kriegerische 
Verwicklungen gegründet sind, unter Umständen ein großes Schwergewicht an 
der natürlichen ökonomischen Entwicklung des Friedenszustandes bilden können. 
Der friedliche Zustand aber erheischt, daß die koloniale Produktionserweiterung 
auch mit den permanenten, nicht nur den vorübergehenden, Preis- und Absatz- 
verhältnissen in der Weltwirtschaft in Einklang stehe. Ohne diese Beziehung ist 
die Aufrechterhaltung selbst technisch unter Umständen vollendeter Erzeugungen 
entweder gar nicht, oder zumindest nur unter erdrückenden Staatsopfern möglich. 

Dieses Problem ist der britisch-kolonialen Entwicklung nach dem Weltkriege 
nicht erspart geblieben. Die große Mehrzahl der Preise hat sich schon sehr bald 
nach dem Friedensschluß, und nachdem der erste Ansturm der Welt zur Auf- 
füllung ihrer entleerten Rohstofflager vorüber war, erheblich gesenkt, ja zu 
einem großen Teile die Friedensbasis erreicht. Andrerseits hat eine allgemeine 
Erschlaffung der Kaufkraft fast aller Länder stattgefunden, ganz besonders aber 
des mittel- und osteuropäischen Länderblockes, der ein wichtiger Abnehmer 
kolonialer Güter war. Die Folge ist, wie schon in Abschnitt I angedeutet wurde, 
das Bestreben der Kolonien gewesen, größere Mengen ihrer Erzeugnisse rohstoff- 
licher Art vermittelst hoher Schutzzölle auf Einfuhrfabrikate selbst zu verarbeiten. 
Aber natürlich kann bei der spärlichen Bevölkerungsdichte kolonialer Gebiete 
und der relativ geringen Kaufkraft der unzivilisierten oder minder zivilisierten 
Eingebornen in den tropischen Gebieten die heimische Nachfrage in keiner Weise 
den Auslandsabsatz ersetzen. Der Absatz an die ferneren, ganz besonders 
die europäischen Länder bleibt das Primäre der kolonialen Erzeu- 
gung. 


Was die Preisfrage angeht, so ist man sich in kolonial-britischen Kreisen sehr 
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_ wohl bewußt, daß viele der seit 1914 geförderten und noch weiterhin geplanten 
y Unternehmungen mit einer starken Rückläufigkeit der Weltmarktpreise ihre 
_ Existenzmöglichkeiten verlieren würden. In der Kautschukerzeugung hat die 

rasche Organisation der Produzenten nach immerhin nicht kurzer Zeit der De- 


pression einen Niedergang der Erzeugung verhindern können. Aber nicht über- 
all sind solche organisatorischen und monopolistischen Auswege gegeben. Am 
lebhaftesten interessiert schon heute die Entwicklung der Baumwollpreise. 
Denn das Empire Cotton Growing Movement, das die bedeutendste Rolle in der 
ganzen allbritischen Versorgungsfrage einnimmt, hängt geradezu in vitaler Weise 
von der Preisbildung auf dem amerikanischen Baumwollmarkte ab, da die Kosten 
der kolonialen Baumwollerzeugung aus mannigfachen Gründen erheblich sind. 
Nun ist daran zu erinnern, welchen enormen Ansporn die Hausse der amerikani- 
schen Baumwollpreise während des Krieges geben mußte. Im Jahre 1905 hat 
middling-Baumwolle in New York 9,80 cents pro Pfund gekostet, unmittelbar vor 
dem Krieg ca. ıı cents. Während dann in den ersten Kriegsjahren die Steigerung 
des Baumwollpreises nicht besonders erheblich war, stieg er im Jahre 1917 (Ein- 
tritt Amerikas in den Krieg mit außerordentlich gesteigerten Bedürfnissen gerade 
für Baumwolle) auf 23,49 cents, im Jahre 1920 aber sogar auf 33,89 cents. Heute 


7 herrschen wieder infolge der bisher recht ungünstigen Aussichten für die ameri- 


kanische Baumwollsaison 1924 Preise, die sich für den Herbsttermin auf ca. 24 cents 
belaufen. Es ist also vorderhand wohl kaum an eine Preissenkung zu denken, 
die die während des Krieges und nachher in den englischen Kolonien unter- 
nommenen kostspieligen Anlagen unrentabel machen würde. Dennoch spukt diese 
Sorge immer wieder in britischen Gemütern. Erst unlängst veröffentlichte das 
bekannte "International Cotton Bulletin“ Darlegungen eines Berichterstatters, 
der zu der Ansicht gelangt ist, daß selbst bei einem Baumwollpreise von 
ı1—ı2d.in Liverpool und Manchester der koloniale Baumwollerzeuger auf 
seine Kosten kommen würde. Heute bewegen sich dort die Preise zwischen 15 
und 16. d. für amerikanische Ware. Dabei wird die Ernte der Vereinigten Staaten 
von Amerika auf nicht höher als 12,5 —ı3 Millionen Ballen (anstatt bis zu 14 Mil- 
lionen) geschätzt. Die Aussichten sind also für englische Kolonialgebiete 
keineswegs ungünstig. Dennoch fragt ein so vorsichtiges Blatt wie der Man- 
chester Guardian unlängst (Nummer vom 26. Juni. Commercial): „Aber was wird 
eintreten, wenn die amerikanische Baumwollernte während mehrerer Jahre erfolg- 
reich ist, gerade wenn viele der neuen Reichs-Baumwollgebiete im Stadium einer 
experimentellen Kindheit stehen?“ 
Auf andern Gebieten ist die Frage einer Unrentabilität im Zusammenhang mit 
der Nachkriegsentwicklung schon akut geworden. Die Kautschuk-Situation wurde 
bereits mehrfach gestreift. ‘Auf andern Gebieten macht sich die Wirkung der 
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europäischen Absatzerschlaffung geltend, die wie alle Unterkonsumtionen auf die 
Erzeugung drückt und die Wirkung einer „ Übererzeugung“ auslöst. Die westafrika- 
nischen Gebiete zum Beispiel befinden sich seit Jahren in einer starken Absatzkrisıs, 
weil das wichtige Stapelerzeugnis, der Kakao, infolge der geschwächten Kaufkraft 
Mitteleuropas (das Deutsche Reich nahm von einzelnen Gebieten der westafrika- 
nischen Küste allein 25°/, der Kakaobohnen-Gewinnung vor dem Kriege) nicht 
in genügenden Mengen abgesetzt werden kann. Dabei wird von dem oben ge- 
nannten V. Doro mit Nachdruck darauf verwiesen, daß das britische Reich heute 
die Hälfte der Welt-Kakaokonsumtion beliefert, daß aber trotz einer Verdoppelung 
des britischen Bedarfes seit dem Kriege die Steigerung der Plantagenerzeugung 
noch weit größer war, so daß der mögliche Exportüberschuß für nichtbritische 
Gebiete heute größer ist als früher. Ein anderes Beispiel, das die Wichtigkeit der 
Absatzfrage illustriert, ist die so emsig geförderte südafrikanische Viehzucht. 
Man liest hierüber in der „Empire“-Nummer des Manchester Guardian Com- 
mercial vom 3.Juli 1924 in einem fachmännischen Bericht: „Leider hat die Vieh- 
zucht durch die verringerte Kaufkraft Europas in den letzten Jahren und 
den darauf zurückzuführenden Preisrückgang auf den Weltmärkten gelitten.“ 

Das sind einzelne Beispiele für die Abhängigkeit britisch-kolonialer Erzeugungen 
von der Lage des gesamten — nicht nur des allbritischen — Weltmarktes. Aber 
noch viel überzeugender für die Abhängigkeit der allbritischen Versorgungsgebiete 
von der Gesamtheit der internationalen Märkte sind einige Ziffern, die in letzter 
Zeit veröffentlicht wurden und den Anteil der tropischen Kolonien an der 
Einfuhr des Mutterlandes einerseits und andrer Länder andrerseits 
illustrieren. Es handelt sich dabei vornehmlich, d.h. was die ganz großen 
Warengattungen angeht, um folgende Erzeugnisse der tropischen Gebiete: Baum- 
wolle, Reis, Tee, Zucker, Kautschuk, Jute, Kakao, Erdnüsse, Palmkerne und Palm- 
kernöl, Kopra, Kokosnüsse und Kokosnußöl, Baumwollsamen, Kaffee, Tabak. Von 
den gesamten tropischen Erzeugnissen des britischen Weltreiches läßt sich bezüg- 
lich der Ausfuhr folgendes feststellen: 
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; Ausfuhr hat sich seit 1913 zwar wesentlich erhöht, jedoch ist hierbei den völlig 
'_ veränderten Preisverhältnissen Rechnung zu tragen, so daß auf eine Steigerung 
der Mengenausfuhr nicht geschlossen werden darf: hingegen zeigen die Ziffern, 
-. daß sowohl für die britischen Kolonien der nicht-englische Absatz ihrer Erzeug- 
nisse von immer noch überragender Bedeutung ist, während umgekehrt für das 
Mutterland die Einfuhr von tropischen Erzeugnissen aus nicht-kolonialen Ge- 
bieten ebenfalls eine überwiegende Bedeutung hat, woran freilich die Einfuhr von 
amerikanischer Baumwolle mit allein ca. 5o Millionen £ die Hauptbeteiligung 
hat. Ohne diesen gewaltigen Posten würde sich das Bild wesentlich günstiger für 
die englisch-koloniale Einfuhr tropischer Erzeugnisse gestalten. Auch eine andre 
Aufstellung von Ziffern führen zu ähnlichem Resultat. Der Ausfuhrhandel der 
- tropischen Kolonien betrug dem Wert nach im Jahre 1921 im Ganzen, exkl. 
Indiens und Rhodesiens, 207 Millionen £. Davon betrugen die Ausfuhren nach 
dem gesamten britischen Reiche 76 Millionen £. Also auch aus diesen Ziffern 
ergibt sich die außerordentliche Bedeutung, welche der Absatz an 
nichtbritische Gebiete für die Kolonien der Tropen hat. 

Diese Feststellung kann nicht genügend, nicht eindringlich genug unterstrichen 
werden. Es ist ohne weiteres klar, daß sie das Bild von der ökonomischen Aus- 

“ wertung des britischen Kolonialbesitzes ganz wesentlich verändert, wenn man 
etwa daran denkt, daß ja auch das Umgekehrte der Fall sein könnte: daß näm- 
lich die Erzeugung der Kolonien fast ausschließlich dem Mutterlande dienen 
würde. Würde man zu diesen Ziffern die nicht in jene Rubrik gehörende Wolle 
Australiens mit hineinbeziehen, so würde das Bild noch plastischer werden. Denn 
die Wolle Australiens und Neuseelands ist ja einer der ganz großen Artikel des 
gesamten Welthandels. 

Die Beziehungen der kolonial-britischen Ausfuhr zu der ganzen 
internationalen Welt bedingen auch deren Abhängigkeit von der Entwick- 
lung und den Geschehnissen der Weltwirtschaft. Es konnte im Laufe dieser Be- 
trachtung mehrfach darauf hingewiesen werden, daß die britischen Kolonien in 
den letzten Jahren sehr wesentlich durch die weltwirtschaftliche Krisis, insbeson- 
dere das Darniederlingen der europäischen Märkte zu leiden hatten, und daß sich 
gerade hieraus ihre übertriebene Absperrungspolitik erklärt. Die Wolle Australiens, 
der Kakao und die Palmkerne Westafrikas, die Viehzucht Südafrikas, die Gefrier- 
fleischversendung Neuseelands, die Kautschukplantagen — des fernen Ostens — 
warten nur auf eine Wiederbelebung des europäischen Wohlstandes, der ıhnen 
vermehrten Absatz und die Rentabilität ihrer in leizter Zeit gemachten Produk- 
tionserweiterungen sichert. Es ist eine eigentümliche Tatsache, daß ein Problem, 
das, wie das britisch-imperiale, so sehr und so leidenschaftlich als eine „nationale 
Sache“ verfochten wird, ohne die Rücksichtnahme auf die rein weltwirt- 
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schaftlichen Zusammenhänge gar nicht zu lösen ist. Es ist andererseits 
ein .befriedigendes Ergebnis, daß die britisch-koloniale Entwicklung, wie die oben 
angeführten Ausfuhrziffern zeigen können, nicht nur und nicht einmal in erster 
inie dem insularen Mutterlande zugute kommen, sondern daß an ihr die ge- 
samte Weltwirtschaft maßgebend interessiert ist. 

Aber auch in mittelbarem Zusammenhange haben die britischen Kolonien ge- 
rade im Hinblick auf die rentable Unterbringung ihrer Erzeugungen ein vitales 
Interesse an der wieder zu erneuernden Kauffähigkeit der ganzen Welt. Selbst 
unter dem Gesichtspunkt, daß ihre Rohstoffe in erster Linie der Versorgung der 
mutterländischen Industrie dienen sollen, ist daran zu erinnern, daß gerade deren 
Wohlstand eben wieder von der Kaufkraft der gewohnten englischen Kunden 
abhängig ist, zu denen in erster Linie West- und Mitteleuropa und Rußland ım 
Frieden gehört haben. Was nützt den englischen Kolonien jede potentielle Stei- 
gerung ihrer Roherzeugungen, wenn in dem Mutterland, das einen gewaltigen 
Teil derselbe aufnehmen soll, mehr als 1200000 Arbeiter ohne Arbeit sind, und 
die Maßnahmen zur Einlegung von Feierschichten und Produktionsbeschrän- 
kungen kein Ende nehmen? Gerade weilein großer Teil des Absatzes der 
britisch-kolonialen Erzeugnisse heute noch über die Veredlung im 
Mutterlande führt, istalles, was die Absatzfähigkeit der Fertig- 
erzeugnisse dieses Mutterlandes betrifft, auch in den Interessenkreis 
der Kolonien auf das engste miteingegriffen. 

Der koloniale Eifer, der aus den neusten Bestrebungen der englischen Regierung 
spricht, die wirklich grandiose Inangriffnahme der Ur- und Nutzbarmachung 
kolonialer Hilfsquellen durch Fortschritte in der Forschung, Verbesserung der 
Verkehrs- und Nachrichtenwege, des Auswandererwesens, die Inangriffnahme 
kostspieliger Irrigationen und die Ausgestaltung der überseeischen Organisations- 
und Kreditwirtschaft können nicht ohne den soliden ökonomischen Unterbau, 
nicht ohne die Garantie einer privatwirtschaftlichen Rentabilität erfolgreich 
sein. Diese aber wiederum ist weder ein rein technisches, noch ein rein finanzielles, 
und keinesfalls ein rein politisches Problem. Sie ist ein Problem der Absatzmög- 
lichkeiten, das heißt der Aufnahmefähigkeit der Märkte und ihrer rentablen 
Preisbildung. Und in diesem Sinne ist der Weiterbau der britischen Selbstver- 


sorgung an die Gesundung der gesamten internationalen Wirtschafts- 
entwicklung gebunden. 


Quellen: Hermann Levy. Grundlagen der Weltwirtschaft, Teubner 1924. — Derselbe: Die englische 

Wirtschaft. Teubner 1922. — v. Schulze-Gaevernitz. Englischer Freihandel und Britischer Imperia- 

lismus. 1916. — The Statesman’s Year-Book. London 1924. — Final Report Dominions Royal 

Commission. 1918. — Empire Number. Manchester Guardian Commercial, Juli 1924. — Sehr beachtens- 
wert: Canada, Natural Resources and Commerce (amtlich). Ottawa. 1923. 
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-- Mit seinen 13351460 qkm hat Sibirien höchst achtunggebietenden Anteil am 
Flächenraum Rußlands. Um so dürftiger der Eindruck, den die geringe Volks- 
zahl macht. Nach amtlicher Schätzung vom ı. Januar ıgıı wohnten in Sibirien 
11683780 Menschen, von denen 76°/, als Russen und 24°), als Eingeborene 
bezeichnet werden. Einöde dünkt uns dieses Land, das jedem Bewohner mehr 
als einen Quadratkilometer Raum zur Verfügung stellt. 

Seit alters spielt Sibirien im Leben und Denken der Russen eine besondere Rolle. 

“ Dagegen vermied das amtliche Rußland in letzter zarischer Zeit scheinbar absicht- 
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lich das Wort, indem es nur noch ein „asiatisches Rußland“ und einzelne Gou- 
vernements nannte; weder politisch noch verwaltungstechnisch existiert bis zum 
Jahre 1917 der Begriff Sibirien. Um so geheimnisvoller erscheint dieser dem Aus- 
länder, und mit ihm verbinden sich seit langem gewisse Vorstellungen, die tief 
im Geiste der gesamten Kulturwelt wurzeln. 

So alt die Bekanntschaft der Russen mit Sibirien auch sein mag — schon im 

12. Jahrhundert ist Jugrien, das Land zu beiden Seiten des nördlichen Ural, dem 
- Staate Nowgorod (Groß-Nowgorod) tributpflichüg — im Jahre 1407 wird das 
EWort urkundlich zuerst erwähnt, und erst in der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts beginnt Sibirien im Leben des Moskowiterreiches greifbare Gestalt an- 
zunehmen. Von dem gewaltigen Moskau jener Zeiten, das uns der russische 
Geschichtsforscher Klutscheffsky so lebendig schildert, müssen wir daher in 
unserer Betrachtung ausgehen. 

Die beiden Tatarenreiche Kasan und Astrachan sind vor der moskowitischen 
Militärmacht gefallen. Frei ist der Weg nach Osten. Doch hinter jenen Staats- 
gebilden liegt, einer Mauer gleich, das Hindernis. „Semnoj Pojass“, Gürtel der 
Erde nennen die Russen das Uralgebirge (Herberstein), das den Horizont ihres 
Zeitalters begrenzt. Nur an einer Stelle gähnt die Lücke: im mittleren Ural, da, 
wo die Tschussowaja, ein Nebenfluß der Kama, entspringt. Sie vermittelt die 
Wasserverbindung von Moskowien nach Sibir, dem Landstrich, den Tura, 
Tobol und Irtysch durchfließen, d.h. sie verbindet die Riesenströme Wolga und 
Ob. Auf dieser Wasserstraße bewegen sich sibirische Tataren, die dem Großfürst 
von Moskau Geschenke bringen, hier fahren die Leute der handeltreibenden Bojaren 
Stroganoff hin und her, hier zieht auf dem Kriegspfade der Abenteurer Jermak 
hinaus, der Eroberer, welcher die Gnade seines Herrschers erkauft, indem er ihm 
Sibirien zu Füßen legt. 

An Flüssen und Strömen entlang pflegt der Russe zu erobern und zu siedeln. 
1580 wird Tobolsk, 1604 Tomsk gegründet. Schleppwege vermitteln leichte Ver- 
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bindung zwischen Ob und Jenissei. Von dem Ilım, der noch zum Netz des Jenissei | 
gehört, gelangt 1639 Galkin in die Lena, den dritten Riesenstrom, und bereits 
1647 kann der Kosak Deshneff vom hohen Kap auf das eisige Gewässer jener 
schmalen Straße hinabschauen, die im Nordosten Asien von Amerika trennt... 
Auch der Baikalsee ist um diese Zeit erreicht, und jenseits von ihm aus dem Lande 
der Dauren hervordringend, gründet CHABAROFF die Ortschaft Albasin, die 
allerdings bereits 1689, auf Grund des Vertrages von Nertschinsk wieder geschleift 
werden muß. Übrigens erreichen die Russen auch vom Aldan her auf Schlepp- 
wegen den Amur, den vierten Riesenstrom, von dessen Ufern damals China dem 
mächtigen Zarenreich noch ein gebieterisches „Halt“ zuzurufen vermag. (Erst ım 
Jahre ı857 ist Rußland wiederum imstande, den Amur hinabschiffend, seine 
Blicke fest auf mandschurisch-chinesische Siedlungsräume zu richten). Den Schluß- 
stein dieser ersten Periode bildet das Jahr 1697, in dem der Kosak ATLASSOFF 
den vulkanischen Boden Kamtschatkas betritt . . . In nicht vollen anderthalb Jahr- 
hunderten ist der Raum zwischen Ural und Ozean durchmessen, und zwar nicht 
zum geringsten Teil von Kosaken erobert, von Abenteurern, die vielfach gemeinste 
Gier nach Schätzen vorwärts trieb. Dabei wurden laut sibirischen Archiven die 
Eingeborenen mit gleicher Grausamkeit behandelt wie in anderen Ländern bei 
ähnlichen Gelegenheiten, obwohl sie nach vollzogener Einverleibung gewisse, teil- 
weise sogar recht bedeutende Freiheiten genossen. Hörigkeit in der Art der im 
europäischen Rußland üblichen kannte der Sibirier nie. 

So primitiv uns derartige Eroberung auch erscheinen mag, meisterhaft waltet 
der Apparat des despotisch regierten Moskowiterstaates. Daß diese Arbeit auf 
Geist gegründet ist, beweist die auf Befehl Peters des Großen 1701 vom Bojaren- 
sohn Remesoff zu Tobolsk gezeichnete Originalkarte Sibiriens, welche von 
reicher geographischer Kenntnis des Landes zeugt. Trotzdem tritt in der Geschichte 
immer wieder die größte Schwierigkeit hervor: fähige und zugleich ehrliche 
Männer an leitende Stellen zu setzen. 

Die ersten Pioniere pflegen zugleich Siedler und Krieger zu sein. Dafür wird 
diesen Kosaken viel Land und recht viel Bewegungsfreiheit zuteil. Freilich 
müssen sie stellenweise auch zu großen Opfern bereit sein. So im Westen die im 
18. Jahrhundert mit den kriegerischen, heftig sich sträubenden Kirgisen ringenden 
Kosaken der sibirischen Südgrenze. Mit weiterem Vordringen teilt die Regierung 
aus den „sibirischen“ die „transbaikalischen“ Kosaken heraus, welchen Sie den 
Grenzschutz gegen chinesisches Gebiet überträgt. Diese wiederum nehmen ganze 
Verbände von Burjäten und Tungusen in sich auf und — eine interessante Er- 
scheinung, — russifizieren nicht etwa die Fremdvölker, sondern werden selbst 
burjätisiert. Aus den transbaikalischen gehen 1858 die „Amurkosaken“ hervor, 
und aus diesen 1889 die „Ussurikosaken“. Letztere hat Przewalsky eingehend 
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studiert. Er stellt bei ihnen wenig sympathische Trägheit fest, die ihre Ursachen 
in großem Landbesitz und gewissen Vorrechten findet und mehr oder weniger 
Y allen Kosaken eignet. Übrigens sind sie als vorwiegend aus Männern zusammen- 
gesetzte Gruppen namentlich in früheren Jahrhunderten geradezu gezwungen, sich 
ihre Frauen unter den Eingeborenen zu suchen. Und es gilt überhaupt für die 
Mehrzahl aller Sibirier die Tatsache als feststehend, daß sie — die Nachkommen 
slawisch-finnisch-tatarischer Blutmischung — in der neuen Heimat vielfach wieder 
fremdes Blut in sich aufzunehmen gezwungen sind. 
Nach Sicherung und Schutz der Grenzen kommt Sicherung der rück wärtigen 
Verbindung, des Verkehrs. Dem Krieger folgt unmittelbar auf dem Fuße der 
_ Postknecht, „Jämschtschik“, welcher den reisenden Beamten oder Offizier zu 
befördern hat, sei es mit Hilfe von Pferden, Renntieren oder gar Hunden. Zu dem 
Zweck haben die Zaren ganze Dörfer im Mutterlande einfach ausgenommen wie 
Vogelnester und sie in der Kolonie an die — meist natürlichen — Verkehrsstraßen 
in kleineren Gruppen wieder hingesetzt ..... Hinter dem solchermaßen durch Ko- 
saken gebildeten und durch hölzerne Festungen, „Ostrog“, beschirmten Grenz- 
streifen, der unaufhaltsam sich vorwärtsschiebend den Namen Sibir immer mit 
sich führt, entsteht nun ein gewissermaßen leerer Raum. Ihn mit Siedlern zu 
füllen, wird wichtigste Aufgabe der Regierung, eine Pflicht, der sie je nachdem 
mit sehr verschiedener Gewissenhaftigkeit nachkommt, zuweilen eifrig, dann wieder 
träge, zuweilen überhaupt gar nicht. ... Für die erste Zeit steht fest, daß die Zaren 
keine Geldmittel scheuten, um tüchtige Ackerbauer in das Neuland zu ver- 
pflanzen. Dies beweist schlagend, daß Körnerwirtschafı den Eingeborenen damals 
meist fremd war. Sie lebten in den Steppen und im Altai als Viehzüchter und No- 
maden, in der Taiga als Jäger oder Fischer. Im übrigen gilt, daß die Anfüllung 
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des Siedlungsraumes überwiegend durch freiwillige Kolonisation, in geringerem 
Maße auf dem Wege der Straf- oder Zwangsniederlassung geschieht. So ist es bis 
Mitte des vergangenen Jahrhunderts gewesen: Durch die oben erwähnte Bresche 
im niedrigsten Teil des mittleren Ural, die Pforte von Jekaterinenburg (der 1722 
von Peter dem Großen gegründeten Bergbaustadt), fließt, bald mehr anschwellend, 
bald schrumpfend, ein zusammenhängender Strom von Auswanderern nach Sibirien 
ab. Wenn man einen Sandhaufen angräbt, rollen zuerst die nächsten Sandkörnchen 
nach. So drängten zunächst die im Osten Rußlands am Ural wohnenden jüngeren 
Siedler durch die Lücke nach Sibirien hinein, wo sie wiederum möglichst in 
größter Nähe Halt machten (Golowatscheff). Wurden sie dann später vorwärts 
gedrückt oder gezogen, oder ward es ihnen doch zu eng, dann wanderten sie weiter 
landeinwärts. So erbitten sich Jakutsker Machthaber ihre ersten Ackerbauer 
bereits bald nach 1639 vom Jenisseischen Wojewoden (Gouverneur), welcher einen 
entsprechenden Aufruf erläßt. Oder: die „Amginskaja Sloboda“ (Siedlung) entsteht 
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1731 durch 50 aus Jlimsk im Gouvernement Irkutsk nach dem Jakutsker Gebiet | 
gelangte Familien, die nach Jlimsk aus Tjumen, und nach Tjumen im 17. Jahr- 
hundert aus Weliky Ustjug gekommen waren, einem damals blühenden Handels- 
emporium im heutigen Gouvernement Wologda (Mainoff). 

Die in Sibirien in der vordersten Reihe marschierenden Ackerbauer werden 
allmählich zu Alteingesessenen, „Staroshily*. Es sind Leute, die langjährige, 
auf Tradition beruhende Erfahrung in Behandlung von Wildnissen haben. Ganz 
allgemein gesprochen, folgt der Menschenzug den durch die Fesseln oder Frei- 
heiten der Kıdoberfläche gebotenen geographischen Gesetzen, indem er immer die 
Linie geringsten Widerstandes innezuhalten sucht. Die Eroberer ziehen auf Strömen 
und Flüssen meist in süd-nördlicher Richtung dahin, bis ihnen entweder die Quell- 
gebiete in den Gebirgen oder die Flußmündungen am kalten Meer Halt, ja Um- 
‘ kehr gebieten. Daraus erklärt sich die Schnelligkeit der Eroberung. Ganz anders 
die Ackerbauer, die dort siedeln, wo der Boden am leichtesten urbar zu machen 
ist. Sie bleiben darum vorzugsweise in der Steppe, und zwar halten sie sich am 
liebsten an die Vor- oder Birkensteppe, in der üppige Naturwiesen auf Schwarz- 
erdeboden mit kleinen Wäldchen oder stellenweise mit Rohrsümpfen wechseln. 
Daher die West-Ost-Richtung des sibirischen Siedelungstreifens, in welcher natur- 
gemäß auch der „große Trakt“, die Landstraße, verläuft. Sie berührt die Städte 
Tjumen, Jalutorowsk, Ischim, Tjukalinsk, Tomsk, Krasnojarsk, Nischneudinsk und 
Irkutsk, jenseits des Baikal die Orte Werchneudinsk, Tschita und Nerchtschinsk, 
bis sie vom Amur in flüssiger Form fortgesetzt wird. Ebenso bleibt dann nach 
1890 die große Sibirische Bahn meist an dem vom Menschenstrom vorgezeichneten 
Landweg und damit an die Steppenzone gebunden. 

Bis Mitte des ı9. Jahrhunderts überwog die Form der einfachen Besetzung 
und Besitzergreifung eines Landstückes nach eigner Wahl ohne Befragung der 
Behörde (Kaufmann). Daher der russische Ausdruck „Sa-imka“ (auf deutsch 
Besitznahme) für solchen besetzten jungfräulichen Boden. Allerdings ward die Ein- 
wanderung Ende des 18. und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts sehr schwach, 
weil in dieser Zeit die zwischen Dnjepr und Wolga zum Schwarzen Meer hin ab- 
dachenden Steppen kräftig besiedelt wurden. Dagegen trat unter Nikolaus’ I. 
Minister Kiseleff starke Besiedelung mit „Reichsbauern “ (Leibeigenen der Do- 
mänen) in die Erscheinung; 1852 und 1853 erhielten: Gouv. Tobolsk 24.000, 1854 
Gouv, Tomsk 18000 Menschen. Eine Erscheinung übrigens, die mit des Ministers 
Rücktritt meteorartig erlosch. 

Eine neue Zeit leitet dann jedoch die Befreiung der Bauern des europäischen 
Rußland von der Leibeigenschaft im Jahr 1861 ein. Stärkerer Zuzug wird auch 
durch die Entwickelung der Flußdampfschiffahrt gefördert. Die Wasserwege 
Tura-Tobol-Irtysch (Tjumen-Tobolsk-Semipalatinsk — 2867 km) und Tura-Tobol- 
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 Irtysch-Ob (Tjumen-Tobolsk-Samarowo-Barnaul = 3320 km) haben saugendeWir- 
kung. Doch erst in den 80er Jahren beginnt die Regierung des Reiches mit Ver- 


suchen, das Siedlungswesen in gewisse festere Bahnen zu lenken. Bis dahin hatte 


sie jeder Person 15 Dessjatinen = 16 ha zur Verfügung gestellt. Seit 1885 teilt sie 


nur jedem männlichen Familienmitglied diese Fläche zu. Das ist viel Land ım 
Vergleich mit Altrußland, obwohl die Alteingesessenen his dahin ja noch größere 
Anteile besetzt hatten. Im Kreise Tara, der in West-Sibirien teils der Taiga, teils 
der Steppe angehört, entstanden beispielsweise 1880— 1885: 2, 1886— 1890: 28, 


'1891— 1893: Z1, zusammen 77 neue Ansiedlungen mit 18000 (durchschnittlich 


234) Menschen (Kaufmann). Doch erst die Erbauung der Sibirischen Bahn ermög- 
lichte diejenige Menschenabfuhr, welche bei der großen Volksdichte gewisser 
Steppengebiete im Mutterlande wegen der dort herrschenden landwirtschaftlichen 
Halbkultur allein vor Erstickungsgefahr retten konnte. Immer größer ward die 
Zahl der Siedler, welche das mittelrussische Schwarzerdegebiet und die Ukraine 
hergeben mußten, und damit immer zahlreicher ein Typus, der im schärfsten 
Gegensatz zum Alteingesessenen stand. 

Der „Peresselenez“ (Übersiedler) ist zum Unterschied vom Staroshil ım ver- 
blödenden Zwang und in der Enge der Dorfgemeinde aufgewachsen; er hat viel vom 
Herdentier an sich. Sollten daher nicht immer mehr Auswanderer enttäuscht und 
elend in die alte Heimat zurückkehren (wie es tatsächlich noch über die Jahr- 
hundertwende hinaus geschah), so mußte auf der Fahrt für Verpflegung, an Ort 
und Stelle für Unterkunft, Wasser, Straßen u.a. gesorgt werden. Erst nach 1900 
wiesen Stolypin und Kriwoschein, die beiden großen Staatsmänner im 
Zeitalters Nikolaus II., der Bewegung die richtigen Bahnen. Von 1893 bis 1905 
erhielt Sibirien ganze 818600, von 1906 bis 1912 dagegen 2695 400 Siedler, davon 
kamen am meisten auf das Gouvernement Tomsk (554600) und das Gebiet Ak- 
molinsk (320400). Diesen Geschehnissen muß das Zeugnis glänzender organisa- 
torischer Leistung ausgestellt werden, die allerdings in halbdespotisch regierten 
Staaten verhältnismäßig leicht von einzelnen Persönlichkeiten durchgesetzt werden 
kann. Nicht vergessen sollte dabei die Nachwelt jener hervorragenden wissen- 
schaftlichen Forschungsarbeit, welche die Übersiedlungsbehörde unter Glinka 
in nicht vollen zwei Jahrzehnten ins Leben rief. Es handelte sich in den haupt- 
sächlich für Siedlung in Betracht kommenden Gebieten um statistische, technische 
und wirtschaftliche, geographische und naturwissenschaftliche Untersuchungen 
nach großzügig angelegtem Plan. Ein Material ist gesammelt worden, das dereinst 
hoffentlich zusammengefaßt werden wird. Als Abschluß mit vorläufiger Zu- 
sammenfassung kann ein Prachtwerk gelten, das die genannte Behörde im Jahre 1914 
herausgab, dessen Erscheinen wir — trotz aller Mängel — freudig begrüßen müssen. 

Aus den einzelnen Karten dieses „Atlas des Asiatischen Rußlands“ läßt sich 


——— — — —,— 


556 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT9 


ee ra ne ee 


leicht ersehen, daß die Alteingesessenen die besten Plätze eingenommen haben, 
sowohl hinsichtlich der Bodenbeschaffenheit als auch der Verkehrs- und Absatz- 
möglichkeiten. Die neuen Siedler sind weiter von der Bahn entfernt; sie mußten 
sich schon mit Stellen begnügen, die entweder mehr dem Rand der Taiga oder 
der Wüstensteppenzone angenähert liegen; sie siedelten, mit einem Wort, auf 
Gebieten teils geringerer Fruchtbarkeit, teils niederschlagärmeren Klimas. Am 
* breitesten ist die Schwarzerdezone in West-Sibirien. Hier gelten die Kreise Kurgan 
und Jalutorowsk schon seit den 70er Jahren als völlig besiedelt. Trotzdem lesen 
wir für das Jahr 1912 doch nur Volksdichten von 14 bezw. ı2 für diese Kreise 
ab. Man sieht, die Ansichten über Bodennutzung und -besetzung lauten ver- 
schieden. ... Tatsächlich verträgt das Steppengebiet in seinem derzeitigen Zustand 
landwirtschaftlicher Kultur keine dichter gesäte Menschenmenge. Völlig verständ- 
lich wird das erst, wenn man bedenkt, daß der sibirische Bauer in der Steppe 
Nachfolger von nomadischen oder halbnomadisch lebenden Viehhirten wurde. 
Er treibt auch heute noch mehr Viehzucht — daher der schnelle Aufschwung der 
Butterbereitung gerade in den genannten Gegenden — als Körnerbau, weil 
Menschenmangel der hervorstechendste Zug im sibirischen Leben ist, welcher 
sich in allen Berufen immer wieder fühlbar macht. Allmählich nur werden die 
Felder auf Kosten von Wiesen und Weiden vergrößert. 

Das Gesagte wird auch durch Ziffern bestätigt, die Kaufmann aus dem Ver- 
waltungsbezirk Transbaikalien für das erste Jahrzehnt nach der Jahrhundertwende 
nennt. Von der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche kommen auf jeden verzeich- 
neten Menschen durchschnittlich: bei Bauern 18 ha, bei den Kosaken 44,5 ha und 
bei den Eingeborenen 62,5 ha. Allerdings decken die Begriffe über Nutzbarkeit 
des Landes sich weder mit russischer, noch mit europäischer Auffassung. Stellt 
doch eine im Jahre 1917 von Fachleuten in Petersburg veröffentlichte Denkschrift 
fest, daß in Sibirien bei der dort üblichen Brachewirtschaft 15—25 °/,, ja sogar bei 
reiner Dreifelderwirtschaft erst 40. °/, der Anbaufläche ausgenutzt werden. Und 
dieses „Ideal“ ist keineswegs häufig erreicht! Daher die völlige Unmöglichkeit 
annähernder Berechnung von Anbauflächen. Die geringste Volksdichte (2 Men- 
schen je qkm) eines Ackerbaugebietes zeigt der nördlich vom Strom gelegene 
Streifen des Amurlandes, den die Amurbahn durchläuft. Der Osten Sibiriens 
entbehrt ja der Schwarzerdeböden, da es Rußland nicht glückte, das Äquivalent 
der Steppenzone West- und Mittelsibiriens in Gestalt der Mandschurei in Besitz 
zu nehmen. Außerdem kommt auch hier wieder ein geographisches Gesetz zur 
Geltung: Von Moskau bis Chabarowsk sind 8798 km! Zur Tatsache der Ent- 
fernung dieses Grenzgebietes ist dann noch hinzuzufügen ein Verbot der Regierung, 
welches den Wettbewerb des so siedlungsfähigen Chinesen hier ein für allemal 
ausschloß. Andererseits gelangt in den höheren Volksdichtewerten West-Sibi- 
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 riens die geographische Tatsache der Nachbarschaft des russischen Ameisenhaufens 
scharf zum Ausdruck. 

Verhältnismäßig viel geringer erscheint die Menschenmenge, deren Anwesen- 
heit in Sibirien auf Verbannung, Zwangs- oder Strafkolonisation zurückzu- 
"führen ist. Es wird angenommen, daß dem Lande in 300 Jahren rund ı Million 

Verbrecher zugeführt wurden. Trotzdem muß stark betont werden, daß ein 
derartiges System der Kolonie einen gewissen Stempel fest aufgedrückt hat. 
Allerdings ist das gewaltsam aus dem Mutterlande hinüberverpflanzte Menschen- 
material sehr verschieden gewesen, nicht nur in Nationalität oder Glaubensbe- 
kenntnissen, nicht allein in Kulturwerten überhaupt, sondern auch nach Graden 
‚ihrer Vergehen oder Verbrechen, selbst wenn man zuweilen von dem absehen 
muß, was moskowitische Rechtspflege darunter versteht. Wie dem auch sei — 
Sibiriens Bevölkerung hat gewisse Farbkörper in ıhr Blut aufnehmen müssen, 
die den Typus in jedem Fall beeinflußten. Nicht zum wenigsten schädlich mußte 
die bis in jüngste Zeit herrschende Regel wirken, unfähige, unehrliche Beamte, 
Leute, die gewisser Vergehen schuldig waren, in untere und mittlere Stellen nach 
Sibirien zu versetzen. Es ist keineswegs zu verwundern, daß sibirische Patrioten 
ihre Heimat in ehrlicher Entrüstung als „Schuttabladeplatz“ bezeichnen (Potanin). 
_ Im Jahre 1877 zählte das Land 393914 Strafkolonisten, anfangs der goer Jahre 
“ schob Rußland alljährlich 20000 „kriminelle“ Verbannte dahin ab, 1908 betrug 
‘die Zahl der „Politisch-Verbannten“ 74275; das sind einige Zahlen, die zu denken 
geben! 

Nun ist es klar, daß 300 Bürger der Stadt Uglitsch, die man 1592 verschickte — 
indem man jedem ein Ohr abschnitt — weil sie am Mord des Zarensohnes 
Dimitri beteiligt waren, kaum allzu schädlich gewirkt haben dürften, ebensowenig 
vielleicht wie verbannte „Strjelzy“ (Schützen) oder private Leibeigene, die ihren 
Besitzern aus irgend einem Grunde mißliebig erschienen. Wir können aber ein 
System doch nur tief bedauern, das seine kriegsgefangenen Feinde in Einöden 
hindämmern läßt. Litauer, Polen, Saporoger Kosaken, viele Tausend von 
Poltawa nach Tobolsk geschaffte Schweden sind Opfer, die Sibirien wenig 
nützen konnten. Schließlich gehören in diese Klasse ja auch die deutschen Ge- 

 fangenen des Weltkrieges und die friedlichen Einwohner Ostpreußens, die man 
in irrsinniger Barbarei mehr als 8000 km weit bis nach Transbaikalien hinein 
verschleppte. Im höchsten Grade schädigend wirkten dagegen zur Zwangssiedlung 
verurteilte Kriminalverbrecher. Sie wurden zur Geißel des Landes und waren 
den Gemeinden eine Last, auch wenn sie sich nicht zu Räuber- oder Diebesbanden 
zusammenschlossen. Die sich als Landstreicher umhertrieben oder als Arbeiter 
in Goldwäscherei-Einöden der Taiga ihr Brot suchten, galten noch für verhält- 
nismäßig harmlos, und auch sie machten den Behörden viel zu schaffen. An den 
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„Politischen“ hatte die Regierung gleichfalls wenig Freude. Setzte sie doch seit 
Jahrhunderten in jedes Dorf, in die Städte, ja, in die geringste, entfernteste An- 


siedlung eine gewisse Zahl der Unzufriedenen, die nicht müde wurden, gegen die 


Regierung zu schüren! Als nützlich müssen hingegen die bedauernswerten An- 


gehörigen von Religionsgemeinschaften eingeschätzt werden, die der Staat als 
Sektierer brandmarkte und verbannte. Fleißig und nüchtern zu sein, gebietet 
diesen Menschen ihr Glaube! „Starowery“ (Altgläubige), besonders aber „Ducho- 
bory“ und „Skopzy“, noch in jüngerer und jüngster Zeit vom unteren Jenissei 
oder aus Kaukasien in die Umgebung von Jakutsk versetzt, haben dort blühende 
landwirtschaftliche Kulturen geschaffen. Eine ganz besondere Rolle ward vom 
Schicksal den „Dekabristen“ (revolutionären Edelleuten des Aufstandes vom 
26. Dezember 1825) zugeteilt, und den aufständischen Polen, die ja auch fast 
durchweg der obersten Kulturschicht angehörten. Ihnen dankt Sibirien einen 
Teil wissenschaftlicher Forschungsreisen von höchstem Wert; ihnen gestatteten 
aufgeklärte Gouverneure das Leben in den größeren Städten, wo sie vielfach 
lehrten, ja, bisweilen geradezu wie Hochschullehrer befruchtend wirkten. Ohne 
Zweifel haben diese Männer, namentlich in der alten Hauptstadt Irkutsk, höchsten, 
stellenweise grundlegenden Einfluß zur Hebung sibirischen Geisteslebens ausgeübt. 

So bewegt sich im Lauf der Geschichte in einzelnen Wellen die Menge der 
Ansiedler des europäischen Rußlands und erfüllt, bald breiter, bald schmaler den 
Raum der einzelnen Steppenlandschaften von Westen nach Osten. Nur an einer 
Stelle, im nordwestlichen Altai-Vorland (nach Tomsk zu und darüber hinaus) 
wird die Taiga in breiterem Streifen gerodet. Im übrigen vermeidet es der 
Siedler, größere physischeKraftleistung aufRodungsarbeit im Walde zu verwenden. 
Der solchergestalt in landwirtschaftliche Kultur genommene Streifen reicht süd- 
wärts stellenweise bis an den 50., nach Norden zu nicht weiter als bis an den 
58. Parallelkreis. Die „geschlossen“ auf diesem Raum lebende Landbevölke- 
rung besteht in der Mehrzahl aus Nachkommen von Russen, sodann von 
Ukrainern. Letztere halten zusammen und behalten heimatliche Sprache, 
Dorf- und Hausform bei. An einzelnen Stellen finden sich kleine evangelische 
Letten- oder Estengruppen. Gegen 100000 Deutsche, Nachkommen von Menno- 
niten und anderen Kolonistengruppen Süd-Rußlands, wohnen am Altai im Gebiet 


von Barnaul. Als Städtchen mit nahezu deutscher Verwaltung galt vor dem 


Kriege der freudig blühende Ort Slawgorod. 

In dem Maße nun, wie der Russe siedelnd ostwärts vordrang, starb der ur- 
sprünglich dort lebende Eingeborene aus, wurde verdrängt oder aufgesogen. Im 
allgemeinen kann man sagen, daß nur ganz geringe Splitter innerhalb des An- 
siedlungsraumes im eigentlichen Steppengebiet unter den Russen wohnen. Offen- 
bar ward es hier zum Naturgesetz, daß der Eingeborene in irgend einer Weise 
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- weichen mußte, wenn er der Wirtschafts- und Lebensweise der Eingewanderten 
_ sich nicht anzupassen vermochte. Tatsächlich finden wir zahlreiche Tataren- 
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siedlungen in West-Sibirien, stellenweise große Dörfer mit ihren hölzernen Mo- 
scheen im Raum zwischen Altaigebirge und dem Tobol — aber diese Tataren 
wirtschaften ganz in der Art von Russen als Ackerbauer und Viehzüchter, wenn 
auch immerhin stellenweise die Pferdezucht bei ihnen in erster Reihe steht. 

Wo dagegen der Eingeborene in geschlossener Menge (wenn auch sehr wenig 
dicht beieinander) sitzt oder herumzieht, da fehlt das zusammenhängende Netz der 
Russensiedlung oder es finden sich ihrer nur kleine Gruppen als Inselchen in der 
Wildnis zerstreut, wie z. B. Goldwäschereien. Dies gilt allgemein von der „Taiga“, 
dem nördlich der Steppe zwischen Ural und Pazifik sich hinziehenden Waldland, 
das außerdem die Vor- und Mittelgebirgslandschaften des Altai, der Sajane sowie 
die transbaikalischen Gebirge deckt. Von den Lichtungen um die Stadt Jakutsk 
herum an der Lena, am Wilui und am Aldan abgesehen, die zur weit vorgerückten 
Ackerbauinsel miteinander verschmolzen, gibt es keinerlei zusammenhängende 
Anbauflächen, und nur in Zungen schieben sich aus der beackerten Steppe rasch 
schmäler werdende Streifen gerodeten Waldbodens längs den Flüssen nordwärts 
vor. So am Jenissei, am Ob und am Irtysch, wo beispielsweise die Nordgrenze des 
Ackerbodens den 60. Parallelkreis nicht völlig erreicht. Derart kann die gesamte 
nordwestliche Taiga der Ökumene bis heute nicht zugezählt werden. Diese Tat- 
sache wird bestätigt durch völliges Fehlen ständiger Landstraßen, die in der Art des 
„großen Traktes“ die Waldlandschaft durchzögen. Verfügte die Steppe dank zu- 
sammenhängender Besiedlung seit längerer Zeit über Straßen, welche die natür- 
lichen Verkehrsadern, die Flüsse, in senkrechter Richtung überbrücken, so mußte 
sich leider bis auf den heutigen Tag das Waldland mit seinen Flüssen und Strömen 
begnügen, auf denen im Sommer das Boot, im Winter der Schlitten gleitet. Sonst 
gibt es, von beliebigen Schlittenwegen abgesehen, nur noch Saumpfade, welche 
meist die Verbindungen der Goldwäschereien vermitteln. Russensiedlungen der 
Taiga finden sich daher mehr an den Flußufern, am zahlreichsten noch am Jenissei, 
ferner an den Mündungen fischreicher Ströme. Sie sind dann allerdings meist ın 
der Tundra gelegen, in dem waldlosen Landstreifen, der das Polarmeer und das 
kalte Beringsmeer besäumt. 

In Taiga und Tundra, zum Teil auch in der Steppe, wollen wir daher die Ein- 
geborenen aufsuchen, die sich in Sibirien noch erhalten haben. Am zahlreichsten 
sind die Bewohner der zwischen Kaspi und Altai sich hinbreitenden Kirgisensteppe. 
Teile des gegen 4'/, Millionen zählenden nomadischen Türkvolkes der Kirgisen 
leben geschlossen im Südwesten Sibiriens, keineswegs als reine Nomaden, sondern 
mehr als Seßhafte, die recht viel Land bebauen oder wenigstens bewässern. Sie 
verteilen sich in Prozenten der Nationalität wie folgt: 
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Gebiet Akmolinsk Gebiet Semipalatinsk 
Kirgisen Russen Übrige Kirgisen Russen : Übrige 
Br 
1897: 52 48 86,2 7 6,3 
1911: 3 57,8 4;1 76,1 20 3,9 


Diese Zahlen werden verständlich, wenn man weiß, daß der Staat das freiheit- 
liebende ritterliche Völkchen durch seine Siedler immer weiter nach Süden und 
Südosten gegen die Wüsten turkestanischer Gefilde drücken läßt. Gleichfalls durch 
die rauhe, unzugängliche Natur ihrer Wohngebiete vor schneller Auflösung ge- 
schützt sind im Altai und den Sajanen die meist heidnischen, mongolisch-türkischen 
Altaier, Soren, Teleuten, Sojoten und Telengeten. Sie leben teilweise als Vieh- 
züchter, teils als Jäger und Fischer gleich den Tubularen und Lebedinen, die 
fälschlich als Tataren bezeichnet, den Ob-Ugriern zuzuzählen sind (Hilden). Unter 
letzteren sind ferner erwähnenswert die vielfach noch heidnischen Ostjaken am 
unteren Irtysch und Ob, meist typische Ichthyophagen. Als Vertreter einer beson- 
deren Gruppe reicht das mit ungemein scharfen Sinnen, mit Stolz und Ehrliebe 
ausgestattete Volk der Tungusen vom Jenissei bis an den Amur und den Rand des 
Ochotskischen Meeres. Der ein Sonderdasein führende, die Herde verachtende 
Tunguse ist außerhalb seiner Taiga-Wildnis verloren, er wird von anderen Stämmen 
aufgesogen. So hauptsächlich vom Türkvolk der Jakuten, welches den orthodoxen 
Glauben angenommen hat und dadurch befähigt wird, mit dem Russen in einen 
keineswegs unglücklich verlaufenden Wettbewerb zu treten. Dieser Stamm be- 
wohnt die Gebiete der Flüsse Chatanga, Anabara, Lena, Jana, Indigirka und 
Kolyma, also die zwischen Baikal und Eismeer sich ausdehnende Riesenprovinz 
Jakutsk (3791 410 qkm, 1911: 277 200 Menschen), die etwa 90 °/, Jakuten sowie 
Jakutisierte Russen und Tungusen beherbergt, welche als Vieh- und Pferdezüchter 
im Kampf mit der Natur besondere Wirtschaftsformen ausgearbeitet haben. Ihnen 
liefern ein Seitenstück die mongolischen Burjäten, meist Lamaisten, etwa 
320 000 Köpfe, die im Gouvernement Irkutsk 20°/,, im Gebiet Transbaikalien 250% 
der Bevölkerung ausmachen. In ihrer, der dürren und niederschlagarmen Mon- 
golei so nahen Heimat ist Viehzucht der natürlichere Wirtschaftszweig, dadurch 
ließen sie sich indessen nicht abhalten, künstliche Bewässerung einzuführen und 
darauf gegründete Methoden des Ackerbaues auszubilden. In der Tundra endlich 
leben, äußerst wenig dicht beieinander, von Renntierwirtschaft, Jagd und Fang 
heidnische Nomaden: im Westen Samojeden, weiter im Osten nahe am Berings- 
sund Reste der paläarktischen Gruppe: Dolganen, Jukahiren, Korjäken und die 
den anderen in jeder Beziehung weit überlegenen Tschuktschen. 

Zum Verständnis sibirischen Kultur- und Wirtschaftslebens scheint es nun noch 
nötig, eine Einteilung des Landes vorzunehmen, aus der Möglichkeiten zukünftigen 
wirtschaftlichen Aufschwunges klar in die Augen springen. Ich zerlege Sibirien 
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in drei Wirtschaftsräume, die sich recht gut mit geographischen und politischen 
Gebieten (zusammengelegten Verwaltungseinheiten) decken. Ei 
West-Sibirien: Die Gouvernements Tobolsk und Tomsk, die Gebiete 


 Akmolinsk und Semipalatinsk, zusammen 3 267 610 qkm mit 7 966 480 Bewohnern, 
_ Sibiriens bestes Wirtschaftsgebiet, begünstigt durch die Nähe des europäisch- 
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russischen Wirtschaftskörpers, auch in seinem Klima durch Europas Gestaltung 
günstig beeinflußt, mit genügend sommerlichen und winterlichen Niederschlägen. 
Die ausgedehnte Steppenfläche kann in Zukunft zur reichen Korn- und Fleisch- 
kammer werden, die Taiga neben landwirtschaftlicher Nutzung zur Holzindustrie- 
fläche. Die westsibirische Ebene wird mit ihren guten Böden große Menschen- 
mengen zu ernähren vermögen, welche in anliegenden Industrieländern Arbeit 
finden werden: Altailand mit Wäldern, Wasserkräften, Eisen, Gold und Edelerz 
sowie den Kohlenbecken von Kusnezk, Berd und Sudshenka, Kirgisenland mit 
reichstem Kupfer- und Kohlenvorkommen und Uralien mit seinen Eisenerzbergen. 
Die oben erwähnten Flußverbindungen werden dem Rohstoffaustausch zwischen 
Ural und Altai dienen; sie sind von der Natur ungemein günstig angelegt. Zugleich 
bietet der stets wasserreiche Ob die Möglichkeit einer nach dem Weltmeer 
führenden Verbindung, die allerdings durch eine von Obdorsk nach der Petschora- 
Mündung geleitete Bahnlinie hergestellt werden müßte. Die bisher wichtigsten 
Handelsstädte Nowo-Nikolajewsk, Omsk und Tomsk, denkbar günstig an Schnitt- 
punkten von Bahn und Strömen gelegen, sind natürliche Stapelplätze für Erzeug- 
nisse der Steppenlandschaft — Getreide, Butter, Fleisch, Häute, sowie der Mos- 
kauer Industrie, die hier zum Austausch gelangen. 

Mittel-Sibirien: Die Gouvernements Jenisseisk und Irkutsk, die Gebiete 
Jakutsk und Transbaikalien, zusammen 7755660 qkm mit 2862400 Menschen. 
Wie die geringe Bewohnerschaft anzeigt, liegen hier die Verhältnisse in jeder Be- 
ziehung ungünstiger. In gewaltigem Urgebirgsbogen umschließen rauhe gold- 
reiche Taiga-Hochländer die ungemein ausgedehnte paläozoische Tafel von Mittel- 
Sibirien, ein unwirtliches, unfruchtbares Taiga-Plateau, das im Norden, allmählich 
abfallend, in Tundra übergeht. Steppen-Senken, die die nördlichen Gebirgs- 
kulissen von Süden her umranden, ziehen sich einerseits aus dem Jenisseiland 
von Minussinsk im Bogen bis Irkutsk, sind andererseits auch im erzreichen Trans- 
baikalien vorhanden. Hier können größere Menschenanhäufungen beschäftigt 
und ernährt werden, denn auch hier streicht die sibirische Bahn über Kohlen- 
felder hin. Im allgemeinen aber ist die Mitte arm an Böden und an natürlichen 
Wasserverbindungen. Lena und Jenissei umfließen einen gewaltigen Raum, der 
durch ihre Nebenflüses nicht aufgeschlossen werden kann. Jana, Indigirka und 
Kolyma sind große Ströme, welche durch die Mauer des Werchojansker Gebirgs- 
bogens von allem wirtschaftlichen Leben abgeriegelt bleiben. Nur der Jenissei, 
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an dem Krassnojarsk die Rolle des natürlichen Stapelplatzes spielt, kann unter 
Umständen zum Kanal werden, der alljährlich monatelang eine Verbindung der 
Mongolei mit dem Weltmeer vermittelt. Die „Mitte der Mitte“ ist Irkutsk, die 
Stadt mit großer Tradition an der schönen Angara. Von Irkutsk nach Tschelja- 
binsk sind-3253 km, nach Wladiwostock (über die Mandschurei) 3232 km, die 
Bahnentfernung nach Moskau beträgt 5435 km. Ehe Japan auf der Bildfläche 
erschien, war Irkutsk wegen seiner großen Nähe der chinesischen Grenze wichtiges 
politisches Zentrum mit staatsmännisch hervorragenden Gouverneuren. Handel 
mit Gold, kostbarem Rauchwerk und Tee schuf einen reichen Kaufmannsstand, 
der seine Mittel durchaus auch auf Förderung geistiger Kultur zu verwenden pflegte. 

Ost-Sibirien: Amur-Gebiet, Küstengebiet, Sachalin, Kamtschatka-Gebiet, zu- 
sammen 2328910 qkm mit 854900 Menschen. Eine große „Sibirische Mauer“ 
trennt in Gestalt von Gebirgskämmen den Osten von der Mitte. An Böden noch 
ärmer als diese — die Ackerbaugebiete sind nahezu ausschließlich auf Strom- 
ebenen des Amur und des Ussuri beschränkt — besitzt das Gebiet nördlich vom 
Amur goldreiche Taiga-Hochländer; Gold- und Erzvorkommen dürften auch das 
Kamtschatka-Gebiet (einschließlich der Tschuktschen -Halbinsel) wertvoll er- 
scheinen lassen, welches indessen nur zu Schiff zu erreichen ist, und zwar für die 
in Alaska sitzenden Amerikaner leichter und bequemer als für die Russen selbst. 
Der Amur wirkt ansaugend zum Pazifik hin, aber das Mündungsgebiet ist höchst 
unwirtlich. Diesem ist die an Gold, Erzen, Erdöl, Kohlen und Holz reiche Insel 
Sachalın vorgelagert, die allerdings schon an Japan verloren scheint (vergl. unten). 
Dem ohne die Mandschurei wie ein wirtschaftlicher Torso wirkenden Osten (von 
den Russen „Ferner Osten“ genannt) ist von der Natur die Stadt Wladiwostock 
zum Handelsemporium ersten Ranges bestimmt — mit ihrem recht eisfreien Hafen, 
mit den an ihren Toren lagernden Gold- und Erzvorkommen, vor allem mit den 
ungemein reichen Kohlenfeldern in der Nähe. Trotzdem leistet der sibirische 
Osten in landwirtschaftlicher Hinsicht so gut wie nichts, denn das natürliche 
Hinterland des zukünftigen Welthafens Wladiwostock ist durchaus — die Man- 
dschurei. Der größte Reichtum Ost-Sibiriens indes blinkt und glitzert im Pazifik 
in Gestalt köstlicher Fische, die seit dem Frieden von Portsmouth (1905) fast 
ausschließlich den Japanern zugute kommen. So übt natürlich die Küste einen 
außerordentlichen Reiz auf die wirtschaftlichen Sinne der Japaner, und Wladi- 
wostok hat sieh mit derselben Intensität in deren Augen gebohrt wie Calais zeit- 
weilig in diejenigen der Engländer...... 


3 

DR EEE EEE MARE. Bora 
BL JESSEN: DIE LAGE DER HAUPTSTÄDTE IM NEUEN EUROPA II 563 
| OTTO JESSEN B 

G DIE LAGE DER HAUPTSTÄDTE IM NEUEN EUROPA: 

EH. DIE HAUPTSTÄDTE AUF DEM BODEN DER IM WELTKRIEG UNTERLEGENEN 
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In den vorausgeschickten allgemeinen Ausführungen sind die wichtigsten Ge- 
sichtspunkte genannt, nach welchen die jüngst erfolgten politischen Umwälzungen 
in Europa betrachtet werden sollen. Beginnen wir mit der Stadt, deren Schicksal 
uns am meisten am Herzen liegt: Berlin. 

Die Vorläufer von Berlin waren Brandenburg und Tangermünde. Als Albrecht 

‘ der Bär die Grenzen der Nordmark, der späteren Altmark, nach Osten vorschob, 
machte er 1157 Brandenburg zur Hauptstadt des Landes. Im 14. Jahrhundert 
verlor Brandenburg an Bedeutung und das an der Elbe gelegene Tangermünde 
wurde Landeshauptstadt. Im Jahre 1451 trat dann Berlin an dessen Stelle. Als 
aus dem Kurfürstentum Brandenburg das Königreich Preußen hervorging, be- 
wahrte Berlin seinen Rang als Hauptstadt, und 1871 wurde es zur Reichshauptstadt 
erhöht. Berlin fällt also unter den Begriff der vererbten Hauptstädte. Deutlich 
läßt sich verfolgen, wie mit dem politischen Raum, dessen Zentrum es bildete, seine 

_ Bedeutung als Stadt und seine Volkszahl wuchs. Die Siedelung hatte sich an einem 
Flußübergang als Brückenstadt entwickelt und als Handelsplatz schon früh eine 

“ führende Stellung unter den märkischen Städten erobert. Die natürlichen Wachs- 
tumsbedingungen waren im übrigen keine besonders günstigen, wenigstens nicht 
derartige, daß sie die überragende Stellung, zu welcher sich Berlin aufschwang, 
erklären. Es fehlte eine von Natur reich ausgestattete Umgebung, es fehlte auch 
ein großer natürlicher Verkehrsweg zum Meer. Wohl aber boten Lage und Landes- 
natur den Bewohnern die Möglichkeit, dieBedingungen zum Aufschwung zuschaffen. 
Bahnlinien konnten ohne größere Schwierigkeiten von allen Seiten nach Berlin ge- 
legt, Wasserwege ausgebaut werden, welche die Stadt mit den beiden wichtigsten 

Strömen Deutschlands verbinden, und auch die Umgebung konnte durch Tatkraft 

und Fleiß produktiv gemacht werden. Wie Madrid ist Berlin in weitgehendem 

Maße eine künstliche Schöpfung. Durch jahrhunderte lange zielbewußte Förde- 

rung seitens der Herrscher und durch planmäßigen zentralistischen Ausbau des 

Verkehrsnetzes sind sie die wirklichen Hauptstädte ihrer Länder geworden. Sie 

sind durchaus nicht nur Residenz, Sitz des Staatsoberhauptes, der Parlamente, Ver- 
waltungsbehörden und Beamten, sondern wichtige, volkreiche Kultur- und Wirt- 
schaftszentren. Berlin ist der erste Verkehrsknoten des Reichs, einer seiner bedeu- 
tendsten Binnenhäfen und sein größter Geldmarkt. 

Die politische Entwicklung seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts hat das 

Aufblühen von Berlin ganz ungemein begünstigt, ja, ein fast ungesund zu nen- 
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nendes Wachstum zur Folge gehabt. Es ist kein Zweifel, daß die über Deutsch- | 
land hereingebrochene Katastrophe einen empfindlichen Rückschlag herbeiführen | 
wird. Politisch wichtiger und verhängnisvoller ist aber die durch die Grenzver- 
schiebungen hervorgerufene Veränderung seiner Lage inmitten des Reichs. Als 
Hauptstadt der Mark Brandenburg hatte Berlin eine günstige zentrale Stellung, 
im Gegensatz zu seiner Vorgängerin Tangermünde, welche in einem peripheren, 
noch dazu durch das Erzbistum Magdeburg vom Kern des Landes getrennten 
Gebiet lag. Mit der territorialen Ausdehnung des Staates — welche übrigens, 
wie sich deutlich erkennen läßt, von dem Kraftzentrum Berlin aus auf geo- 
graphisch vorgezeichneten Linien vor sich ging — und seiner Ausbreitung bis an 
die Nordsee und bis in die Mittelgebirge hinein, rückte die Hauptstadt in eine 
exzentrische Lage. Auch als Metropole des neuen Deutschen Reiches lag Berlin 
durchaus nicht zentral, nämlich für den Süden zu weit nördlich und innerhalb 
des norddeutschen Flachlandes dem dünn besiedelten slavischen Osten näher als 
dem reichen und wertvolleren Westen und Südwesten. Die Entfernung bis zur 
niederländischen Grenze betrug 430 km, bis zur russischen dagegen an der nächsten 
Stellenur 3ookm. Die Folgen der exzentrischen Lage haben sich deutlich fühlbar 
gemacht. In Süddeutschland hat man sich nie von dem Gefühl der Benachteiligung 
‘und politischen Bevormundung durch den Norden freimachen können, während 
Berlin seinerseits die Erfahrung machen mußte, daß mit wechselnder Entfernung 
die Möglichkeit der Beeinflussung und die Kraft des Zusammenhalts abnehmen. 
Die Nähe der russischen Grenze hat einen starken Zustrom östlicher Elemente, 
von Slaven und Juden, veranlaßt, der so stark war, daß Berlin schon vor dem 
Weltkrieg der Zusammensetzung seiner Bevölkerung nach durchaus nicht als die 
deutscheste Stadt gelten konnte. Starke Festungen mußten den Schutz gegen die 
russische Grenze übernehmen. Die Verhältnisse im Osten haben sich durch die 
Jüngsten Ereignisse noch sehr viel ungünstiger gestaltet. Im Frieden von Versailles 
wurden von der Entente dem wiedererstandenen Polen der größte Teil der 
preußischen Provinz Posen und der westpreußische Korridor als Zugang zur See 
zugesprochen. Wertvolle Teile Oberschlesiens gingen durch die Abstimmung ver- 
loren. Ist der Lebensmittelversorgung Berlins durch den Verlust der östlichen 
Getreide- und Kartoffelbaugebiete, seiner Industrie durch die Abtretung der ober- 
schlesischen Bergbaugebiete ein schwerer Schlag versetzt, so erscheint vom poli- 
tischen und strategischen Standpunkt aus die neue Grenze völlig unhaltbar. Berlin 
ist vom nächsten Punkt der polnischen Grenze ı57 km entfernt, kann also, da 
nennenswerte natürliche Schranken nicht vorhanden sind, in wenigen Tages- 
märschen erreicht werden. Für ein großes Volk, wie das deutsche, ist es ein 
demütigender und auf die Dauer unerträglicher Zustand, seine Hauptstadt der 
ständigen Bedrohung durch einen von Großmannssucht und maßlosem Expansions- 
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trieb befallenen Nachbarn wehrlos ausgesetzt zu sehen. Die Spannung zwischen 
Berlin und der neuen Ostgrenze wird sich mit der Zeit verschärfen, sie muß sich 
' verschärfen und eines Tages zur Auslösung kommen. In ihr liegt einer der gefähr- 
_lichsten Keime zu neuen Konflikten, an welchen das unselige Friedensdiktat so 

reich ist. Es ist nach dem Krieg vielfach mit dem Gedanken gespielt worden, der 
neuen Grenzgestaltung und dem Empfinden weiter Kreise in Süddeutschland in 
der Weise Rechnung zu tragen, daß man den politischen Mittelpunkt nach einer 
räumlich mehr zentralen Stelle verlegt. Diese Motive haben ja auch mitgesprochen, 
als man die Nationalversammlung nach Weimar berief. Das Aufgeben von Berlin 
wäre ein elendes Bekenntnis der Schwäche, eine Versündigung gegen die geschicht- 
‘liche Tradition und zweifellos ein großer politischer Fehler, ganz abgesehen da- 
von, daß wir uns kaum den Ausbau einer neuen Hauptstadt pekuniär leisten 
könnten. Berlin als Reichshauptstadt ist notwendig als Bollwerk gegen den ex- 
pansionslüsternen Osten und zum Festhalten von Danzig und Ostpreußen, die 
von feindlichen Völkern umbrandet sind. Wir wollen in der exponierten 
Lage Berlins nicht eine Gefahr für Deutschland sehen, sondern eine 
Garantie für eine gerechtere und die Lebensinteressen des Reiches 
berücksichtigende Grenzziehung. 
_ _ Berührt uns das Schicksal Berlins am unmittelbarsten, so liegt uns doch das 
“ Los der Hauptstadt unseres Brudervolkes, der Deutsch-Österreicher, nicht weniger 
“ am Herzen. Wien, die altehrwürdige Reichshauptstadt, die glanzvolle Millionen- 
stadt, der Hort deutschen Geistes und deutscher Kultur gegen die östlichen Steppen- 
Völker, ist von schweren Gefahren bedroht. Noch niemals ist eine so schwere 
Krisis über die Stadt hereingebrochen. Wie wird sie sie überstehen? Wird sie 
imstande sein, ihren deutschen Charakter zu bewahren, wird sie ihre völkische 
Aufgabe als Vorposten des Deutschtums erfüllen können? Wie wird sie die wirt- 
schaftliche Krisis überwinden, und wie wird die politische Zukunft dieser Zwei- 
millionenstadt, welche einst die Metropole eines 51 Millionen-Volkes war und 
heute, in eine randliche, strategisch unhaltbare Lage gerückt und von zwei Nach- 
barstaaten bedroht, den politischen Mittelpunkt des nur etwa 6 Millionen fassen- 
den Deutsch-Österreich bildet, sich gestalten? Michael Hainisch, der erste 
nach der Bundesverfassung gewählte Präsident der Republik, hat schon lange 
vor dem Krieg einmal die Befürchtung geäußert, daß Wien sich zu einem Sammel- 
und Tummelplatz wurzelloser, hin- und herfließender, nach Sprache und Wesensart 
grundverschiedener Volkselemente entwickeln könnte. Stark war schon vor dem 
Krieg der Zustrom von Südslaven, Polen und Magyaren, besonders auch ‚yon 
Tschechen aus den Sudetenländern. Aber Wien hat diese Beimischungen assımı- 
liert und blieb eine deutsche Stadt. Während und nach dem Krieg setzte eine 
ganz ungeheuere Zuwandeıung galizischer Juden ein. Wenn auch ein Teil von 
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ihnen das zum Sinken gebrachte Schiff wieder verlassen hat, so hat doch das | 
jüdische Element ein solches Übergewicht erhalten, daß der deutsche Charakter 
Wiens in ernstester Weise bedroht ist. Diese Gefahr ist besonders deswegen so 
groß, weil die Presse, das wirtschaftliche, öffentliche, und intellektuelle Leben | 
z. T. von Volksfremden und Entente-Söldlingen, beherrscht werden. Die Zu- 
wanderung anderer fremdrassiger Elemente aus dem Gebiet des ehemaligen 
Kaiserreiches, von Tschechen, Polen, Magyaren ist weniger bedrohlich, da sich 
bei diesen politisch selbständig gewordenen Völkern die ablenkende Wirkung der 
eigenen Hauptstädte bemerkbar macht. Immer wird freilich Wien ein Attraktions- 
zentrum, der Treffpunkt westlicher und östlicher, nördlicher und südlicher Ein- 
flüsse bleiben, denn durch seine geographische Lage ist es dazu bestimmt. 

Die geographische Lage der Stadt in einer reich gesegneten, fruchtbaren Um- 
gebung, an der großen Lebensader Südosteuropas, am Kreuzungspunkt der von 
der Natur vorgezeichneten nord-südlichen und west-östlichen Wege ist in wirt- 
schaftlicher Beziehung eine überaus glückliche. Gegen das Wiener Becken öffnen 
sich die Längstalfurchen der nordöstlichen Alpen und die Pforten des vom Kar- 
patenwall umrahmten Ostens. Hier trifft sich der Orientverkehr mit dem uralten, 
östlich um die Alpen, westlich um die Karpathen führenden Verkehrsweg von der 
Adria zur Ostsee. Durch die Gunst der Lage war Wien der wichtigste Verkehrs- 
knotenpunkt, der erste Handelsplatz und die größte Fabrikstadt des Kaiserreichs 
geworden. Der politische Zusammenhang der wirtschaftlich und verkehrsgeo- 
graphisch gegen das Wiener Becken hin gravitierenden Gebiete war jener Ent- 
wicklung sehr förderlich gewesen. Heute sind die Verkehrsstränge abgeschnitten, 
der freie Zugang zum Meer ist versperrt, Wien ist die übergroße, hypertrophische 
Hauptstadt eines verarmten und verschuldeten Landes, das weder genügend 
Lebensmittel noch Kohle und Eisen zum eigenen Bedarf erzeugt. In Bezug auf 
die Getreideversorgung ist es auf starke Zufuhren aus Mähren und Ungarn, bezüg- 
lich der Kraftquellen für seine industriellen Betriebe — wenigstens einstweilen 
noch — auf die oberschlesischen Steinkohlenlager angewiesen. Die wirtschaft- 
lichen Folgen der politischen Neugestaltung haben sich nach dem Krieg mit aller 
Schärfe fühlbar gemacht und werden zweifellos noch lange nachwirken. Um die 
wirtschaftliche Zukunft Wiens wird man indessen weniger besorgt sein brauchen, 
als um die nationale und völkische, denn als Marktplatz gegen den Osten und als 
internationaler Verkehrsknotenpunkt wird die Stadt stets ihre Bedeutung behalten. 

Jeder, der das alte Wien kannte und es nach dem Krieg wieder sieht, wird über 
die Veränderung des Stadtbildes betroffen sein. Nicht nur die Bevölkerung und 
das Leben und Treiben haben sich durch die soziale Umschichtung und den Zu- 
strom fremder, vor allem jüdischer Elemente verändert, sondern auch das Antlitz 
der Stadt ist ein anderes geworden. Der Glanz der alten, traditionsreichen Metro- 
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pole ist im Schwinden begriffen. Vielleicht wird die territoriale Neugestaltung 
mit der Zeit auch einen Einfluß auf den Grundriß der Stadt ausüben. Das Stadt- 
_ gebiet hatte sich in den Jahrzehnten vor dem Krieg in ganz auffallender Weise 
einseitig in westlicher Richtung erweitert. Wenn, wie Hassinger annimmt, dieses 

ungleiche Wachstum mit der Verselbständigung Ungarns innerhalb des Reiches 

(nach dem ı866er Krieg) zusammenhing, so muß durch die völlige Loslösung 

Ungarns und der Tschechoslowakei eine noch viel stärkere Abnahme der Einfluß- 

sphäre Wiens in östlicher und nördlicher Richtung hervorgerufen werden und 

sich die Tendenz zur Weiterentwicklung der Siedelung gegen Westen bemerkbar 
machen. 

Vom politisch-strategischen Standpunkt ist die jetzige Stellung Wiens auf 
die Dauer eine unhaltbare; sie fordert weitgehendste Toleranz auf nationalem 
Gebiet. Im alten Kaiserreich lag die Stadt von dem geometrischen Mittelpunkt, 
den etwa Ofen-Pest bezeichnete, gegen Westen gerückt, heute liegt sie hart am 
Nordostrand Deutsch-Österreichs. Im alten Reich war die exzentrische Lage der 
Hauptstadt die naturgegebene und eine durchaus zweckmäßige. Das Wiener Becken 

_ war das Herzland des alten Reichs, es bildete den eigentlichen geographischen 

Mittelpunkt, denn hier verbanden sich das alpine, sudetische und karpathische 
= Österreich. Dadurch war eine gewiße Garantie für den nationalen Zusammenhalt 
der heterogenen Teile gegeben. Die Abweichung des politischen vom räumlichen 
Mittelpunkt gegen Westen entsprach der Hegemoniestellung des Deutschtums. 
Jene Lage war zugleich eine historisch wohl begründete, denn vom Wiener Becken 
aus ist das Reich in die angrenzenden Naturräume hineingewachsen. Es ist oft 
darauf hingewiesen und besonders eingehend von R. Sieger dargelegt worden, 
daß das alte vielsprachige und unregelmäßig gestaltete Österreich-Ungarn durch- 
aus keine rein zufällige und willkürliche machtpolitische Konstruktion war, sondern 
die Lage Wiens den Herrschern ihre politische Aufgabe und dem Staat die Wachs- 
tumsrichtung vorzeichnete. Der politische Zusammenhang ist nun gesprengt 
worden; die zentrifugalen Kräfte haben über die zentripetalen gesiegt. Wien 
liegt nahe an dem Berührungspunkt der drei selbständig gewordenen Staaten 
Deutsch-Österreich, Ungarn, Tschechoslowakei. Von der tschechischen Grenze 
ist es nur etwa 35 km, von der ungarischen wenig weiter entfernt; es ist also von 
beiden, da natürliche Hindernisse nicht im Weg stehen, in einem Tagesmarsch 
zu erreichen. 

Nicht nur außenpolitisch birgt die Randlage Wiens Gefahren in sich, sondern 
auch der innere Zusammenhalt des jungen Staates, der in dieser Form noch nie- 
mals eine staatsrechtliche Einheit gebildet hat, ıst dadurch gefährdet. Die Schweizer 
Grenze ist in Luftlinie gemessen über 500 km entfernt. Deutlich zeigt sich der 
mit der Entfernung abnehmende Einfluß. In den beiden Landesteilen, die den 
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langen, zipfelförmigen, westlichen Ausläufer des Staates bilden, in Tirol und mehr 


noch in Vorarlberg, ist die Bestrebung „Los von Wien“ sehr lebhaft und die Ab- 
neigung der Provinzen gegen die von Volksfremden beherrschte Hauptstadt eine 
besonders große. Begünstigt wird der Partikularismus zudem durch die Gebirgs- 
natur jener Länder. 

So verhängnisvoll die Randlage von Wien auch ist, so läßt sich doch schwer 
eine andere als Hauptstadt geeignete Siedlung in günstigerer und strategisch 
geschützter Lage finden. Deutsch-Österreich ist ein Donaustaat, sein wirtschaft- 
liches Schwergewicht liegt ganz entschieden im Nordosten. Auch gibt es, worauf 
N. Krebs hinweist, in dem alpenländischen Keil kaum einen Punkt, um den sich 
das ganze Land gruppiert. \ 

Von welcher Seite man auch das Problem Deutsch-Österreich und Wien be- 
trachtet, stets zeigt sich, daß der Machtspruch der Entente eine unhaltbare Lage 
geschaffen hat. Die Art und Weise, wie die Friedensmacher sich über geopolitische 
‘Tatsachen und Forderungen, über wirtschaftliche Notwendigkeiten und über das 
von ihnen so laut verkündete Selbstbestimmungsrecht eines Volkes hinweggesetzt 
haben, kann man nicht anders als leichtfertig und frevelhaft bezeichnen. Wien 
ist in eine Kampfstellung gerückt. Wie wird sich seine Zukunft gestalten? Die 
Entente ist bestrebt, aus Deutsch-Österreich eine autonome Kolonie und aus Wien 
einen internationalen Verkehrs- und Marktplatz ohne politische Bedeutung zu 
machen. Aber auf die Dauer wird sich die politische Aufgabe Wiens nicht darauf 
beschränken lassen, Deutsch-Österreich vorzustehen. Wir sehen zwei Zukunfts- 
möglichkeiten. Die eine wäre der Anschluß Deutsch-Österreichs an eine neu zu 
bildende Donau-Konföderation, die den größten Teil der alten österreich-unga- 
rischen Länder umfaßt und Wien zu ihrem von Natur vorgezeichneten Mittel- 
punkt wählt. Für den deutschen Charakter Wiens läge darin eine große Gefahr. 
Mit Recht sagt N. Krebs: „Jeder neue Versuch eines Zusammenschlusses hätte 
mit dem Verlust der deutschen Hegemonie und damit mit der partiellen Slawi- 
sierung und Magyarisierung Wiens zu rechnen. Dann ginge es dem Deutschtum 
langsam verloren“. Daß es von neuem zu einem Zusammenschluß kommt, ist in- 
dessen vor der Hand kaum zu erwarten. Zwar werden stets die natürlichen Ver- 
hältnisse zentripetal gegen Wien gerichtete Kräfte auslösen, denn die Geschichte 
zeigt, daß solche immer wirksam waren, aber das Streben nach Vereinigung der 
alten Teilstaaten wird heute eigentlich ausschließlich von Erwägungen wirtschaft- 
licher Zweckmäßigkeit getragen, und das genügt allein nicht, die gerade in unserer 
Zeit so stark hervortretenden Nationalıtätengegensätze zu überwinden. Der andere 
Weg ist der beiderseits der Grenze vom Wunsch des Volkes getragene Anschluß 
Deutsch-Österreichs an Deutschland. Er würde zweifellos für das Deutsche Reich 
eine starke wirtschaftliche Belastung bedeuten und es vor schwierige innere Pro- 
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bleme stellen, aber vergessen wir nicht, daß er allein die Möglichkeit 


bietet, Wien dem Deutschtum zu erhalten und aus ihm ein Bollwerk 


r 


‘zu machen, welches, wie einst im Mittelalter und in den Zeiten der 
Türkenkriege, die deutsche Kultur gegen östlicheStürme zu schützen 
"imstande ist. 

Außer Deutsch-Österreich sind Ungarn und die Tschechoslowakei als selb- 
ständige Staaten aus dem alten Österreich-Ungarn hervorgegangen. Ihre politischen 
Mittelpunkte, Budapest und Prag, liegen innerhalb der ehemaligen Reichsgrenzen. 
Sie waren von jeher neben Wien wichtige politische und wirtschaftliche Zentren; 
es entspricht durchaus ihrer geschichtlichen Vergangenheit, ihrer geographischen 


. Lage und wirtschaftlichen Bedeutung, daß ihnen die Rolle der Hauptstadt zufiel. 


Budapest ist nicht von Anfang an die Hauptstadt Ungarns gewesen. Der poli- 
tische Mittelpunkt hat sich mehrmals verschoben, allerdings immer nur innerhalb 
enger Grenzen. Das Herzland des ungarischen Staatskörpers, von dem die größte 
Energie ausstrahlt, ist das Gebiet am Donauwinkel bei Waitzen, wo die Lebensader 
des Landes, die Donau, den Mittelgebirgsriegel durchbricht und die west-Östlichen 
Verkehrswege „wie zu einem Bündel zusammengeschnürt werden“ (Buschick). 
Dort oder doch nicht weit davon liegen auch die Punkte, von denen aus das Land 
beherrscht und verwaltet wurde. Die alte Residenz der ungarischen Könige war 
Gran am oberen Eingang des Donaudurchbruchs; hier hielt der erste König 
Stefan Hof. Gran bildet noch heute den kirchlichen Mittelpunkt des Landes. Als 
die Nomadenbevölkerung des Großen Alfölds allmählich seßhaft geworden war, 
wanderte die Hauptstadt stromabwärts, zuerst (um das Jahr 1000) nach Visegrad 
gegenüber Waitzen, dann vom Strom abrückend nach Stuhlweißenburg, 
schließlich, im 14. Jahrhundert, nach Budapest, der schon lange vorher wichtig- 
sten Stadt Ungarns, wo auch schon seit langem die ungarischen Reichstage zu- 
sammenzutreten pflegten. Noch einmal wurden Residenz und Regierungssitz ver- 
legt. Als die Türken sich.des Landes bemächtigten, wurden sie nach Preßburg 
zurückgezogen. Bis 1686 galt Preßburg als die Hauptstadt, dann wurde Budapest 
wieder in seine alte Würde eingesetzt. Schon oft ist von geographischer Seite die 
Frage aufgeworfen und beantwortet worden, weshalb gerade Budapest mit der 
Zeit die Hauptstadt Ungarns werden mußte. Mit Recht hat man es der außer- 
ordentlich günstigen geographischen Lage der Stadt zugeschrieben: an einer natür- 
lichen Verengung und Furtstelle des großen Stromes, auf der Grenze von Flach- 
und Hügelland, wo sowohl die Möglichkeit der Befestigung als auch der freien 
Ausbreitung gegeben war, am Rand der riesigen ungarischen Tiefebene, am Aus- 
gang der Enge, welche das obere mit dem unteren Donaubecken verbindet, und, 
was A.Supan hervorhebt, an einer Stelle, „wo das Zentrum des Donaubeckens 
mit jenem des Theißbeckens durch die das Kumanierplateau quer durchschnei- 
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dende Furche des Czegledtals am bequemsten in Verbindung tritt“. Die natür- 
liche Gunst der Lage macht sich besonders geltend, seitdem das Eisenbahnnetz 
ausgebaut und der Fluß reguliert ist. So wurde Budapest nicht nur das Macht- 
zentrum, sondern auch das wichtigste, volkreichste Handels- und Industriezentrum 
des im übrigen ausgesprochen agrarischen Staates. 

Kaum ein anderer Staat ist nach dem Weltkrieg derart verstümmelt worden 
wie Ungarn. Durch den Frieden von Trianon ist die natürlich abgegrenzte Staats- 
einheit gesprengt und sind große, lebenswichtige Teile auf allen Seiten vom 
Staatskörper abgeschnitten worden. Von 324 811 qkm Fläche und 20,9 Millionen 
Seelen, welche das Königreich umfaßte, sind Rumpfungarn nur 92720 qkm und 
7,9 Millionen Einwohner geblieben. Nach allen Richtungen hat sich die Einfluß- 
sphäre von Budapest verkleinert; der Ring der Staatsgrenzen hat sich konzentrisch 
um die Hauptstadt zusammengezogen. Am nächsten liegt die tschechoslowakische 
Grenze, von der Budapest ungefähr ebenso weit wie Wien entfernt ist. Auf drei 
Seiten von Todfeinden umgeben, die sich als kleine Entente zusammengeschlossen 
haben, mit allseitig offenen Grenzen, ist die politisch-strategische Lage Ungarns 
eine höchst ungünstige. Trotz der so bewundernswerten im ungarischen Volke 
zum Leben erwachten nationalen Kräfte und der von seiner Hauptstadt ausstrahlen- 
den Energie wird sich ohne Anlehnung an eine fremde Macht die Hoffnung auf 
„Ungarns Auferstehung“ kaum verwirklichen lassen. 

Auch die wirtschaftlichen Folgen sind schwerwiegend. Der Schienenstrang des 
ungarischen Staates ist durch die territoriale Verstümmelung von 19723 km auf 
8320 km, die Binnenwasserstraße für Dampfer von 2511 km auf 1022 km ver- 
kürzt worden, der Ertrag an Bergbauprodukten ist gegen 1915 um 58,9°/, zurück- 
gegangen und fast das ganze Wald- und Bergland verloren gegangen. Auf diese 
Verluste hat das Wirtschaftsleben der Hauptstadt sofort reagiert. Seine Industrie 
hat eine Einschränkung, sein Handel eine Abnahme und Verschiebung erfahren. 
Immerhin wird Budapest dank der günstigen geographischen Verhältnisse auch 
in Zukunft das wichtigste Industrie- und Verkehrszentrum des Landes bleiben. 

Der Sitz der ersten tschechoslowakischen Regierung war nicht Prag, son- 
dern — Paris. Von dort erließ sie am 18. Oktoher 1918 die Unabhängigkeits- 
erklärung des tschechoslowakischen Volkes. Am 28. Oktober 1918 übernahm 
dann der Nationalausschuß in Prag die Regierungsgewalt, bis sie durch die Ver- 
fassung vom Februar 1920 der Nationalversammlung, mit dem Sitz in derselben 
Stadt, übertragen wurde. Durch die Abkommen mit der Entente und die Friedens- 
verträge in Versailles, St. Germain und Trianon sind die Grenzen des tschecho- 
slowakischen Staates festgelegt worden: Sie fassen die Sudetenländer (Böhmen, 
Mähren, Schlesien), die Slowakei und Karparthoruthenien zu einer staatsrechtlichen 
Einheit mit der Hauptstadt Prag zusammen. Die Gestalt des neuen politischen 
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- Gebildes erinnert ganz auffallend an diejenige Deutsch-Österreichs; sie ist gewisser- 
 maßen das Spiegelbild von dieser. Der breiteKopf des langgestreckten, fischförmigen 
- Landstreifens liegt dort im Osten, hier im Westen. Er ist dort mit seiner deutschen, 


hier mit seiner tschechischen Bevölkerung tief in fremdes Volkstum eingekeilt. 


Die schwanzförmigen, gebirgigen und waldreichen Ausläufer werden zur Haupt- 


sache von zwei Nachbarstaaten begrenzt (Ungarn — Polen und Deutsches Reich 
— Italien), mit ihren Enden berühren sie noch einen dritten Staat (Rumänien 
und die Schweiz). Die Nord- bezw. Südgrenze jener Ausläufer folgt dem Kamm 
eines hohen Gebirgswalles. Infolge dieser Gestalt ist die Grenze der Tschecho- 
slowakei ebenso wie die Deutsch-Österreichs übermäßig lang und militärisch- 
strategisch trotz des Gebirgsschutzes im Norden und Westen sehr ungünstig. Sie 
mißt rund 2700 km, während ein Kreis mit dem gleichen Flächeninhalt nur 
einen Umfang von 1300 km haben würde. Das Schwergewicht, sowohl das wirt- 
schaftliche als das politische, liegt in dem verbreiterten West- bezw. Ostteil der 
zwei Staaten; dort liegen auch, also ausgesprochen exzentrisch, die alle anderen 


Städte ihrer Länder an Einwohnerzahl weit überragenden Hauptstädte Wien und 


Prag. Weder räumlich noch geographisch nımmt Prag eine zentrale Stellung 
ein. Mittelpunktslage hat die Stadt nur in Bezug auf Böhmen. Für dieses Land, 
welches eine so scharf umrissene geographische Einheit bildet und von Natur zur 
Zentralisation bestimmt ist, ist allerdings kein Punkt so als Hauptstadt geeignet 


“ wie Prag. Das kommt seit dem Ausbau des Verkehrsnetzes besonders klar zum 


Ausdruck. Nicht weniger als neun wichtige Eisenbahnlinien strahlen von der 
Stadt nach allen Richtungen aus. Aber mit Mähren, der Slowakei und Karpatho- 
ruthenien bildet Böhmen durchaus keine verkehrsgeographische Einheit. Nord- 
böhmen ist an die Moldau-Ebene angeschlossen, während Mähren sein Gesicht 
gegen das Wiener Becken und die Slowakei das ihrige gegen das Donau- und 
Theißgebiet wendet. Nur ein einziger Schienenstrang durchzieht, ähnlich der Bahn 
Wien—Innsbruck— Arlberg, aber in viel stärker gewundenem Lauf, den tschecho- 
slowakischen Staat in seiner ganzen Länge. 

Prag ist ebenso wie Wien vor eine Fülle von Aufgaben und Problemen völkıscher 
und nationaler Art gestelllt. Weder die zu Deutsch-Österreich noch die zur 
Tschechoslowakei gehörenden Länder haben in dieser Form jemals eine staats- 
rechtliche Einheit gebildet. Die neuen Staaten werden daher ihre Lebensfähigkeit, 
die Hauptstädte Wien und Prag ihre Eignung erst beweisen müssen. Für uns 
Deutsche ist die exzentrische Lage der tschechoslowakischen Hauptstadt insofern 
von besonderer Bedeutung, als in ihr eine gefährliche Bedrohung des Deutschtums 
der Sudetenländer liegt. Härter als je wogt heute der alte Kampf zwischen 
Deutschen und Tschechen. Die Tschechen, das herrschende Volk eines wirtschaft- 
lich reich ausgestatteten Landes, gestärkt durch ihre politischen Erfolge, von 


b 
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Deutschlands Feinden in den Sattel gehoben und gestützt, suchen ihre momen- 


tane Machtstellung nach Kräften dahin auszunutzen, im Kampf gegen dienationalen 


Minoritäten in allererster Linie die Hauptstadt des Landes von allen Spuren 
deutscher Kultur zu reinigen, um dann von dort aus das Deutschtum der Sudeten- 
länder zu bekämpfen. Schon ist im äußeren Stadtbild Prags alles Deutsche aus- 
gemerzt worden. Deutsche Sprache und Kultur werden gewaltsam unterdrückt. 
In Deutsch-Österreich richtet sich die Bedrohung des Deutschtums gegen die 
Hauptstadt des Landes, in der Tschechoslowakei hat sie umgekehrt die Haupt- 
stadt als Ausgangspunkt. Erweist sich die Nähe des tschechischen Kraftzentrums 
für die deutsche Minorität als besonders verhängnisvoll, so bedeutet die exzen- 
trische Lage der Hauptstadt für die anderen Minoritäten, die Slowaken, Magyaren, 
Ruthenen, welche den langgestreckten östlichen Teil des Staates bewohnen, einen 
gewissen Schutz, denn mit wachsender Entfernung pflegt der Einfluß abzunehmen. 
Es ist sogar sehr die Frage, ob es gelingen wird, jene entfernt liegenden Gebiete 
von Prag aus festzuhalten. Die Schwierigkeit besteht nicht so sehr darin, sie 
gegen feindliche Angriffe von außen her zu schützen, obgleich auch das durch die 
ungünstige Grenzgestaltung erschwert ist, als darin, der von innen heraus wirk- 
samen, nach Absplitterung strebenden Kräfte Herr zu werden. Denn weder die 
Magyaren, noch die Ruthenen, noch auch ein großer Teil der Slowaken können 
als zuverlässige Anhänger der tschechoslowakischen Regierung betrachtet werden. 
Die Slowaken hatten dem 1918 entworfenen Programm der Schaffung eines ein- 
heitlichen tschechoslowakischen Staates nur unter der Bedingung zugestimmt, 
daß die Slowakei ihre eigene Verwaltung, ihren Landtag und ihre Gerichte haben 
werde. Diese Bedingung ist nach der Staatsgründung nicht erfüllt worden. Die 
Slowaken üben auf das neue Staatswesen nicht den geringsten Einfluß aus, die 
Verwaltung ist in Prag zentralisiert. So ist nach anfänglicher Begeisterung unter 
den Slowaken eine starke Abkühlung eingetreten; es hat sich eine slowakische 
Partei gebildet, welche gegen die Regierung oppositionell auftritt, und die Bewe- 
gung für Autonomie ist beständig im Wachsen. Genährt wird die Loslösungs- 
bestrebung durch die von Prag ausgeübte Verwaltungspraxis, begünstigt wird sie 
einerseits durch die Gebirgsnatur des Landes, andererseits durch den konfessio- 
nellen Gegensatz der Tschechen und Slowaken. Während unter den Tschechen 
die neohussitische Bewegung, die „Los von Rom-Bewegung“, immer mehr um 
sich greift, sind die Slowaken streng katholisch, ja, es scheint, daß dort die Herr- 
schaft der römischen Kirche sich eher noch befestigt. In der südlichen Slowakei 
besteht das Gros der Bevölkerung aus Magyaren, die stark politisch veranlagt 
sind und, da sie gegen Budapest tendieren, eine nicht minder ernste Gefahr für 
den inneren Zusammenhalt bilden. Erinnern die geographische Lage und die 
Beziehungen der Slowakei zur Hauptstadt Prag an das Verhältnis, in welchem 
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- "Firol zu Wien steht, so kann man Karpathoruthenien, den östlichsten, etwa ı80okm 
_ langen Zipfel des tschechoslowakischen Staates, mit Vorarlberg vergleichen. Jenes 
hauptsächlich von Ruthenen bevölkerte Land war dem tschechoslowakischen 
Staat nur unter der Bedingung angegliedert worden, daß es innerhalb der Republik 
eine weitgehend autonome Stellung erhalten werde. Das ist zwar bis heute nicht 
durchgeführt worden, aber die Tschechen werden sich dieser Vertragsbestimmung 
auf die Dauer nicht entziehen können. So bestätigt schon jetzt die innere Lage 
des neugebildeten Staates die geopolitische Erfahrung der Auflockerung des Ge- 
füges mit wachsender Entfernung von der Hauptstadt. Außenpolitische Verwick- 
lungen, die der Tschechoslowakei bestimmt nicht erspart bleiben, werden diese 
. Tendenz noch stärker hervortreten lassen. 

Wirtschaftlich steht die Tschechoslowakei mit ihrer reichen Land- und Forst- 
wirtschaft, ihren Kohlen- und Eisenschätzen und der hochentwickelten Industrie 
unendlich viel günstiger da als Deutsch-Österreich, dessen Erbe sie angetreten hat. 
Von dieser Gunst wird naturgemäß Prag in erster Linie profitieren. Aber den 
vollen Nutzen wird die Tschechoslowakei erst dann aus ihrem Reichtum ziehen, 
wenn sie erkennt, daß die erstrebte „Umorientierung nach dem Westen“, d.h. 
die engere wirtschaftliche Fühlungnahme mit den Siegerstaaten auf Kosten der 
alten Beziehungen zu den deutschen Nachbarstaaten, den natürlichen wirtschaft- 

“ lichen Gesetzen zuwiderläuft. Schon die verflossenen sechs Jahre haben genügt, 
» den Beweis zu erbringen, daß die Abhängigkeit vom Wirtschaftsleben der beiden 
deutschen Nachbarstaaten sich nicht durch künstliche Maßnahmen beseitigen läßt. 

Die Tschechen haben den Ehrgeiz, ihre Hauptstadt zu einer Metropole ersten 
Ranges, besonders in politischer Beziehung, zu erheben. Nach dem 1919 ver- 
öffentlichten Programm des Ministers Benesch sind sie bestrebt, Prag zum 
„politischen Hauptzentrum Mitteleuropas“ zu machen. Den geographischen Be- 
dingungen nach kann man im Zweifel sein, ob Prag überhaupt imstande sein wird, 
seine politische Aufgabe als Hauptstadt des tschechoslowakischen Staates zu er- 
füllen. Wir neigen mit A. Supan der Ansicht zu, daß Prag „niemals etwas 
anderes sein kann, als die Metropole Böhmens“. 

Kein anderes Land hat eine so bedeutende Verschiebung seines politischen 
Mittelpunkts erfahren wie Rußland, wo er von der Peripherie nach dem Herzen 
des Landes, dem altehrwürdigen Moskau, gerückt ist. Es ist nicht das erste 
Mal, daß sich der Schwerpunkt Rußlands in so gewaltigen Sprüngen verlegt hat. 
Zur Zeit der ersten Gründung des russischen Staates durch die Waräger im 
9. Jahrhundert war Nowgorod Hauptstadt. In der Zeit des byzantinischen Ein- 
flusses nahm das kleinrussische Kiew eine Vormachtstellung ein. Unter der 
Tatarenherrschaft wurde zunächst Susdal, dann Wladimir an der Kliasma, 
einem Nebenfluß der Wolga, Sitz der Großfürsten, während Sarai an der Wolga, 
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gegenüber dem jetzigen Zarizyn, lange der Kernpunkt der Mongolenmacht war. 
Anfang des 14. Jahrhunderts rückten das weltliche und geistliche Zentrum von 
Wladimir 100 km westwärts nach Moskau, und Moskau blieb auch die Haupt- 
stadt des großrussischen Reiches, welches in langen Kämpfen aus dem Großfürsten- 
tum Moskau hervorging, bis im Jahre 1703 Petersburg an seine Stelle trat. 
Die langen Kurven, in welchen sich die Verschiebung der Hauptstadt vollzogen 
hat, entsprechen der Weiträumigkeit des Landes und den wechselreichen aus- 
wärtigen Einflüssen, unter denen Rußland gestanden hat. 

Die Gründung von Petersburg leitete eine völlig neue Phase in der Entwicklung 
Rußlands ein. Das dadurch erstrebte Ziel der russischen Politik, nämlich durch 
direkte Berührung mit der Ostsee und dem zivilisierten europäischen Westen den 
Kulturstrom Westeuropas in das Reich zu leiten und Rußland zu einer Großmacht 
zu erheben, wurde erreicht. Die bedenkliche Lage am Rande des Riesenreichs 
barg sowohl nach außen wie nach innen Gefahren. Nur durch eine straffe Zen- 
tralisation der Verwaltung und ein despotisches Regiment konnte das Reich im 
Innern zusammengehalten werden. Die Sicherung nach außen hin verlangte ge- 
bieterisch die Beseitigung der polnisch-schwedischen Schranke im Nordwesten. 
Eine gewaltige Energie strömte von dem russischen Kraftzentrum aus. Erst der 
Weltkrieg hat dem Vordringen Rußlands, das seine Hand bereits nach Ostpreußen 
ausstreckte, Halt geboten. 

Der Weltkrieg und der Umsturz im Innern haben die Entwicklung Rußlands 
jäh unterbrochen und in andere Bahnen gebracht. In der Rückverlegung des poli- 
tischen Mittelpunkts von der Peripherie nach dem zentral gelegenen Moskau haben 
wir nicht nur die notwendige Folge des Gebietsverlustes im Westen und der Ver- 
engung des wirtschaftlichen und politischen Tores im Nordwesten, sondern auch 
das Symbol völliger innen- und außenpolitischer Neuorientierung zu sehen. Sie ist 
der Ausdruck der nationalen Reaktion gegen das Europäertum. Das Werk Peters 
des Großen ist zerschlagen, Rußland zieht sich in sich selbst zurück und wendet 
sich wieder seinen kontinental-nationalen Aufgaben zu. In Vorahnung dieser Ent- 
wicklung schrieb Alfred Hettner in seinem 1916 in zweiter Auflage erschienenen 
Buche über Rußland: „Immerhin wäre es leicht möglich, daß im Zusammenhang 
mit der mehr nationalistischen Ausbildung des Reiches und infolge einer etwaigen 
Zurückschiebung der russischen Westgrenze die Hauptstadt schon bald nach dem 
im Herzen des Landes gelegenen Moskau zurückverlegt wird.“ 

Moskau hat neben Petersburg niemals seine politische und nationale Bedeutung 
verloren gehabt, auch ist es an Volkszahl und wirtschaftlicher Bedeutung wenig 
hinter Petersburg zurückgeblieben. Es wurde das Zentrum der zentralrussischen 
Industrie, die wichtigste Handelsstadt und der erste Verkehrsknotenpunkt des 
Binnenlandes. Den Russen galt es stets als der eigentliche nationale Mittelpunkt; 
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an ihm hing von jeher das Herz des Volkes weit mehr als an der Europäerstadt 
_ Petersburg. Petersburg war das Haupt, Moskau aber das Herz Rußlands. Poli- 
tisch war es für das Russische Reich von großem Wert, zwei Kern- und Herzland- 
schaften zu besitzen, von denen in Zeiten der Not die eine für die andere ein- 
springen konnte (1812!). 

Auch die heutigen Machthaber in Rußland haben sich diesen Vorteil zunutze 
gemacht. Nur dem Umstand, daß sie sich nach dem zentral gelegenen Moskau 
zurückziehen konnten, haben sie es zu verdanken, daß sie sich nach außen hin zu 
behaupten vermochten. Nur von jenem Punkt im Herzen des Landes aus war es 
möglich, die an der Peripherie des Reiches einsetzenden gegenrevolutionären 

- Unternehmungen zu unterdrücken. Moskau war auch der gegebene Punkt, von 
dem aus die bolschewistischen Ideen am leichtesten nach allen Richtungen über 
die verschiedenen Teile des Reiches, sei es durch Propaganda oder Gewalt, ver- 
breitet werden konnten. 

Die alte Krönungsstadt der Zaren ist heute die Hauptstadt Sowjet-Rußlands. 
Das alte Reich zerfiel zunächst in einen Bund halbsouveräner Staaten, der durch 
die Zentralregieruug in Moskau nur locker zusammengehalten wurde. Aber schon 
bald machte sich die von der Hauptstadt ausstrahlende Energie stärker geltend. 
Am 30. Dezember 1922 wurde der „Bund der sozialistischen Sowjet-Republiken“ 

” gegründet und damit der Staatenbund in einen geschlossenen Bundesstaat umge- 
. wandelt. In ihm nimmt der Staat der Großrussen, die „Russische Sozialistische 
föderative Sowjet-Republik “ mit der Hauptstadt Moskau, dem Sitz des Allrussischen 
Zentralexekutivkommitees und der ı8 Volkskommissare, eine führende Stellung 
ein. In der heutigen staatlichen Gliederung Rußlands dürften wir, sagt 
W.Gerbing, den Versuch erblicken, „unter Schonung des neuerwachten National- 
gefühls der zahlreichen Fremdvölker Rußlands die Herrschaft des Großrussen- 
tums wieder neu zu begründen und zu festigen“. Anfangs selbständige Gebiete, 
die nur durch Verträge mit Moskau verbunden waren, wie Weißrußland, die 
Ukraine und die drei transkaukasischen Republiken, haben ihre diplomatische 
und militärische Selbständigkeit aufgegeben und sind dem Bundesstaat beigetreten. 
Bei der Ukraine kommt die wachsende Abhängigkeit vom Großrussentum äußer- 
lich dadurch zum Ausdruck, daß heute nicht mehr Kiew, der nationale Mittel- 
punkt der Kleinrussen, sondern die stärker unter großrussischem Einfluß stehende 
Stadt Charkow der Sitz der Regierung ist. Selbst die entferntesten Teile des 
ehemaligen Reiches stehen wieder in einem engeren Verhältnis zu Moskau. Die 
Sowjetrepubliken Turkestan, Buchara, Chiwa sind nunmehr nominell unabhängig. 
Große Teile von Sibirien hängen wie früher direkt von Moskau ab und selbst die 
„Republik des fernen Ostens“, die sich ganz von Sibirien und Moskau losgerissen 
hatte, hat sich wieder an Großrußland angeschlossen. So wachsen die Teile des 
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alten Reiches allmählich aufs neue zusammen, und wiederum geht die Gründung 
des Reiches von Moskau aus. Man darf den Zusammenschluß keineswegs aus- 
schließlich als einen Gewaltakt der Moskauer Machthaber hinstellen, es liegen 
ihm viel tiefere, in der Natur des Wohnraums und in der Seele des Volkes ver- 
ankerte Motive zugrunde. Es wirkt dabei ebenso sehr der den Geist der Bewohner 
zur Einheit leitende Raum mit, wie das Bedürfnis nach wirtschaftlicher Ergänzung 
und wie ganz besonders auch das durch Geschichte und Kultur gewordene Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl der Völker. Nicht vergessen dürfen wir unter diesen 
Gefühlsmomenten die Anziehungskraft, welche das „Mütterchen“ Moskau ausübt. 

Und was wird aus Petersburg? Die Prophezeiung Alfred Hettners, daß 
Moskau, wenn es wieder zur Hauptstadt des Reiches gemacht würde, jenes wahr- 
scheinlich bald überholen würde, ist nur zu schnell Wahrheit geworden. Peters- 
burg hatte vor dem Krieg (1912) 2019000 Einwohner, Moskau (1912) 1617000 Ein- 
wohner, im Jahre 1923 hatte Petersburg nunmehr 1071000, Moskau schätzungs- 
weise 1600000 Einwohner. Petersburg ist nur noch eine Ruine; stärker als irgend 
eine Stadt Rußlands hat Petersburg, der Sitz des alten Regimes und der finanziellen 
und intellektuellen Oberschicht, durch den Umsturz gelitten. Die Verwüstungen 
zeigen sich ebenso im Stadtbild wie ım Niedergang von Handel und Industrie. 
Ein- und Ausfuhr durch den Hafen von Petersburg betrugen 1922 nur 22°/, vom 
Jahre 1913. Aber Petersburg wird diese Krisis, wenn auch erst in Jahrzehnten, 
überwinden. Die Geschichte hat gezeigt, daß die dem mächtigen Willen Peters 
des Großen entsprungene Stadt eine starke Lebenskraft besitzt. Sie wird das 
natürliche Eingangstor, das europäische Fenster, auch des neuen Großrußlands 
bilden und vielleicht schon in nicht allzu ferner Zeit wieder sein politisches Aus- 
falltor werden. Denn jedes Wirtschaftszentrum ist ein politisches Kraftfeld und 
der imperialistische Trieb steckt, wie die Geschichte lehrt, viel zu tief im Blute 
des russischen Volkes, als daß er nicht eines Tages wieder zum Ausbruch käme. 

In den vom Westen Rußlands abgesplitterten Staaten wurde die Wahl einer 
durch ihre Lage, Bedeutung und Tradition zur Hauptstadt berufenen Siedelung 
nicht schwer. Eine ernstliche Konkurrentin war in den meisten Fällen gar nicht 
vorhanden. In Finnland kann die Hauptstadt nur innerhalb des Dreiecks 
Ladogasee— Uleäborg— Äbo, in welchem sich das Wirtschafts- und Kulturleben 
Finnlands abspielt, und auch dort nur an der Küste der Ostsee liegen. Der Tra- 
dition hätte es mehr entsprochen, wenn statt Helsingfors Äbo der politische 
Mittelpunkt geworden wäre. Äbo hatte während der ganzen schwedischen Zeit, 
besonders seitdem Finnland dem schwedischen Reich gegenüber eine weitgehende 
Selbständigkeit gewann, eine Vorrangstellung inne. Selbst nach der Vereinigung 
Finnlands mit Rußland blieb Äbo zunächst Hauptstadt und Sitz der Behörden. 
Erst 1817 trat Helsingfors an seine Stelle. Äbo ist also etwa 600 Jahre, Helsing- 
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_ fors nur etwa 100 Jahre Hauptstadt gewesen. Auch als Siedelung ist Äbo be- 


oe! 


deutend älter und traditionsreicher. Seine Erinnerungen reichen bis in die früh- 


christliche, ja heidnische Zeit zurück, während das heutige Helsingfors erst seit 
_ ı63gbesteht. Das etwa 100 Jahre früher gegründete alte Helsingfors (Gammelstad) 


lag 5 km nordöstlich von der heutigen Stadt an der Wandamündung. Aber 


Helsingfors hat Äbo in den letzten 100 Jahren weit überflügelt; es ist der Brenn- 
punkt des finnländischen Lebens geworden und mußte daher auch der politische 
Mittelpunkt des jungen Staates werden. Die exponierte Randlage der Hauptstadt 
und überhaupt des wichtigsten Wirtschafts- und Kulturgebietes Finnlands am 
Finnischen Meerbusen macht es erklärlich, daß das Hauptziel der Außenpolitik 


* des jungen Staates darin besteht, eine Sicherung gegen den gefürchteten russischen 


Nachbarn zu schaffen. Schon mehrfach wurde ein Bündnis mit den baltländischen 
Republiken und Litauen oder mit den anderen skandinavischen Staaten erörtert, 


_ ohne daß allerdings eine Hoffnung auf Verwirklichung besteht. Die Erfüllung 


des anderen außenpolitischen Ziels der finnischen Nationalisten, die Schaffung 
eines Groß-Finnlands durch Angliederung von Ost-Karelien und der Halbinsel 
Kola, wodurch ein wertvolles Hinterland und eine weit bessere Grenze gegen 
Rußland gewonnen würden, ist ebenfalls noch in weiter Ferne. Hier macht sich 
für Finnland die räumliche Entfernung seines politischen und kulturellen Schwer- 


: punkts von jenen durch die Murmanbahn an Petersburg angeschlossenen Ge- 


bieten erschwerend bemerkbar. 

Gegenüber Helsingfors liegt die ebenfalls randständige Hauptstadt des jungen 
Staates Eesti, Reval, einst Hauptstadt der russischen Provinz Estland. Gleich 
Riga, der Hauptstadt der früheren Provinz Livland und des jetzigen Staates 
Lettland, überragt Reval alle anderen Siedlungen des Landes weit an Ein wohner- 
zahl und wirtschaftlicher Bedeutung. Das Schwergewicht der beiden kleinen 
baltischen Staaten ist derart in den Hauptstädten zusammengefaßt, daß von deren 
Schicksal die Existens der jungen politischen Gebilde vollständig abhängt. In 
dieser Tatsache liegt der Hauptgrund dafür, daß man über die Lebensfähigkeit 
des estnischen und lettländischen Staates sehr skeptisch denken muß. Durch die 
ostbaltischen Häfen ging vor dem Krieg etwa ein Drittel des ganzen russischen 
Außenhandels. Reval war das Haupteingangstor für den Moskauer Industrie- 
bezirk, Riga, vor Petersburg und Odessa, der größte Ausfuhrhafen des russischen 
Reiches, dessen Hinterland sich nicht auf das westrussische Gebiet beschränkte, 
sondern tief, bis zur Wolga, nach Zentralrußland hineingriff. Wichtige Verkehrs- 
linien verbinden die beiden Städte, besonders Riga, mit Rußland. Beide Städte 
werden auch in Zukunft für Rußlands Wirtschaft unentbehrlich sein; ebenso sind 
Reval und Riga durchaus auf enge wirtschaftliche Verbindung mit dem russischen 
Hinterland angewiesen. In dieser wirtschaftlichen Abhängigkeit und in dem 
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zweifellos wieder erwachenden Streben Rußlands nach dem Meer liegt eine ernste | 
Gefahr für die politische Selbständigkeit der beiden Staaten. Estland und Lett- 


land befinden sich in einer argen Zwangslage, sie bedürfen Rußlands und müssen 
sich gleichzeitig vor ihm hüten. Aus sich selbst heraus sind sie nicht in der Lage, 
dem Druck des übermächtigen Nachbarn standzuhalten, umso weniger, als zwischen 
den drei kleinen baltischen Randstaaten, welche das gleiche lebenswichtige Ab- 
wehrinteresse gegen Rußland zusammenführen sollte, eine starke Spannung be- 
steht. Die Anlehnung an eine stärkere Macht birgt aber andererseits die Gefahr 
der Verwicklungen mit Rußland in sich. Man muß auch noch aus einem anderen 
Grunde an der Lebenskraft dieser Staaten zweifeln. Weder die Esten noch die 
Letten haben bisher jemals aus eigener Kraft Staaten gebildet und jetzt, nachdem 
ihnen die Freiheit als Geschenk zugefallen ist, haben sie sich durch den rück- 
sichtslosen Vernichtungskampf gegen das Deutschtum des wichtigsten kulturellen 
Elements beraubt. Wo aber die Tradition fehlt und eine an Selbständigkeit und 
Verantwortung gewöhnte, des Regierens und der Verteidigungsarbeit kundige 
Oberschicht erst erzogen werden muß, steht das Staatsgebäude auf schwanken- 
dem Boden. 

Für Litauen ist das Hauptstadtproblem noch nicht gelöst, denn der histo- 
rische, politische und geistige Mittelpunkt Litauens ist nicht die jetzige Landes- 
hauptstadt Kowno sondern das von den Polen gewaltsam annektierte Wilna. 
Wiılna wurde bereits im Jahre 1323 zur Residenz erhoben und blieb es während 
der ganzen Lebensdauer des großen litauischen Staates, der etwa von jener Zeit 
an sich fast über das ganze westliche Rußland bis Kiew ausbreitete. Nach der 
Eroberung durch die Russen im Jahre 1794 wurde es russische Gouvernements- 
stadt. Wilna war der Sitz des im September 1917 gewählten litauischen Landes- 
rats, und dort erfolgte auch am 16. Februar 1918 die Proklamation des litauischen 
Staates mit der Hauptstadt Wilna. Nach dem Abzug der Deutschen setzte der 
Kampf um den Besitz der Stadt ein. Zuerst wurde sie von den Bolschewisten, 
darauf, im April 1919, von den Polen besetzt. Während des russisch-polnischen 
Krieges im Jahre 1920 versuchten die litauischen Truppen sich der Stadt zu be- 
mächtigen, aber zuerst kamen ihnen die Russen, dann die Polen zuvor. Am 
9. Oktober 1920 brachte der General Zeligowsky durch Handstreich die Stadt in 
die Gewalt der Polen, und seitdem ist sie trotz heftiger Bemühungen der Litauer 
im polnischen Besitz geblieben. Nach Inszenierung einer Abstimmungskomödie 
hat Polen, dank dem kläglichen Versagen des Völkerbundes, am 18. April 1922 
die Verwaltung des Wilnaer Gebiets offiziell übernommen. Aber für Litauen ist 
das Wilna-Problem nicht erledigt, es bildet den wichtigsten Gegenstand seiner 
Außenpolitik. Mit Recht hat man Litauen ohne Wilna einen Rumpf ohne Kopf 
genannt. Die Polen gründen ihren Anspruch darauf, daß das polnische Element 
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in Wilna stärker vertreten ist als das litauische. Tatsächlich überwiegen weder 

e die Polen, noch die Litauer, noch auch die Russen, sondern das Gros der Bevöl- 

- kerung, vielleicht die Hälfte der 350000 Einwohner, besteht aus Ostjuden. Wenn 

_ auch die Polen stark hervortreten und besonders die Intelligenz und das besitzende 

“Bürgertum polnisch sind oder sich zu Polen rechnen, so ist doch das historische 

_ Anrecht Litauens auf Wilna unbestreitbar. Wilna bildet den natürlichen und 
wirtschaftlichen Schwerpunkt Litauens. Als politischer Mittelpunkt läge es zwar 
nicht so zentral wie Kowno, böte aber die Möglichkeit einer Stärkung des litau- 
ischen Volkstums im Grenzland, während ein polnisches Wilna umgekehrt den 
Polen Litauens einen starken Rückhalt bietet. 

- Warschau hat als Hauptstadt des neuerstandenen Polens dieselbe günstige 
Lage wie im ehemaligen Königreich. Wenn auch nicht im geometrischen Mit- 
telpunkt, liegt es doch im geographischen. Von Natur vorgezeichneten Wegen 
folgend, kreuzen hier wichtige westöstliche Verkehrswege die große Lebensader 
des polnischen Reiches, die Weichsel, welche das natürliche Band zwischen dem 
Süden und dem Norden des Landes bildet. Warschau hat sich dank der Gunst 
seiner Lage zum ersten Verkehrsknotenpunkt Polens und zum Mittelpunkt des 

| polnischen Binnenhandels entwickelt. Im internationalen Verkehr spielt es die 

_ Rolle eines Vermittlers zwischen dem Osten und Westen Europas und erinnert 

ß dadurch an Wien, mit dem es außerdem den Vorteil gemeinsam hat, an der 

" wichtigsten Wasserstraße des Reiches zu liegen. Dieselben Vorzüge, welche 

Warschau als Verkehrs- und Handelsstadt auszeichnen, kommen ihm in seiner 

Eigenschaft als Hauptstadt des Landes zugute. Das heutige Polen ist ein ausge- 

sprochener Nationalıitätenstaat. Es wird zu 30—40 °/, von nationalen Minder- 

heiten bewohnt, die ringsum an den Grenzen ein unruhiges Element bilden. 

Wenn überhaupt von irgend einem Punkt des Staates, wird es nur von dem im 

polnischen Kernland liegenden Warschau aus möglich sein, die Randgebiete mit 

gleicher Kraft festzuhalten. Die zentrale Lage bietet zudem einen gewissen 

Schutz gegen die Nachbarstaaten, aus denen der neue Staat herausgeschnitten ist. 

Auch das ist politisch von Bedeutung, denn die Geschichte zeigt, daß bei kriege- 

rischen Verwicklungen die Eroberung Warschaus stets als das erstrebenswerteste 

Ziel der Gegner galt. Im Weltkrieg war mit dem Fall Warschaus im August 

ı9ı5 die Eroberung Polens besiegelt. 

Nicht von jeher ist Warschau die Hauptstadt Polens gewesen, es ist sie erst 
unter dem Zwang der territorialen Entwicklung geworden. In den ersten Jahr- 
hunderten des Bestehens eines polnischen Staatswesens lag der Schwerpunkt weit 
im Westen, die Hauptstadt war 300 Jahre lang Gnesen. Mit dem Vordringen 
der Deutschen rückte die Stadt in eine gefährliche Randstellung. Vom Jahre 1320 
an war deshalb Krakau Krönungs- und Residenzstadt. Damit befand sich die 
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\ Hauptstadt ebenfalls nahe der Peripherie, aber diese Randlage wurde doch erst be- 
drohlich und schließlich unhaltbar, als durch die Vereinigung Polens mit Litauen 
der geometrische Mittelpunkt weit nach Norden gewandert war, sich die Be- 
ziehungen Polens zu Ungarn lösten, und Polen sich enger an Schweden anschloß. 
Um die Mitte des ı6. Jahrhunderts wurde Warschau, bis dahin die unbedeu- 
tende Hauptstadt des Herzogtums Masovien, welches 1526 seine Sonderstellung 
verlor, zur Residenz erhoben, und seitdem hat jene Stadt immer als das poli- 
tische Zentrum des Landes gegolten. Unter russischer Herrschaft war sie der 
Sitz des Generalgouvernements der Weichselprovinzen, unter deutscher zur Zeit 
des Weltkriegs der Mittelpunkt des Generalgouvernements Warschau. Im alten 
Königsschloß in Warschau erhielt Polen am 5. November 1915 seine Selbstän- 
digkeit aus den Händen der Sieger zurück. 

Der Lebensnerv des polnischen Staates ist die Weichsel. Abgesehen von den 
ersten Jahrhunderten der Existenz eines polnischen Staates hat die Hauptstadt 
immer an jenem Strom gelegen. Auch die Städte Plock und Czerck, welche 
vor Warschau die Hauptstädte Masoviens waren, liegen an der Weichsel. Mit 
der Erhebung Warschaus zur Hauptstadt Polens war ungefähr die Mitte des 
Stromes getroffen. Von jeher hat diese zum Meer führende Naturlinie die Wege 
und Ziele der polnischen Politik beeinflußt und in Zeiten der Expansion die Rich- 
tung angegeben, wobei sowohl wirtschaftliche Gesichtspunkte als nationale Ge- 
fühlsmotive mitsprachen. Heute ist die ganze Weichsel bis auf das unterste 
Mündungsgebiet in polnischer Hand. Nur einem Zufall, nämlich der Befürch- 
tung Englands, daß Deutschland den Friedensvertrag nicht unterschreiben würde, 
scheint es zuzuschreiben zu sein, daß zusammen mit dem westpreußischem Korri- 
dor nicht auch Danzig den Polen zugesprochen wurde. Es wurde ein autonomer, 
dem Schutz des Völkerbundes unterstellter Freistaat Danzig geschaffen, der 
in seiner äußeren Form an die mittelalterlichen Stadtstaaten erinnert, aber in 
seiner völkerrechtlichen Stellung durchaus eigenartig und mit früher vorhande- 
nen ähnlichen Gebilden nicht zu vergleichen ist. Unter völliger Ausschaltung 
des rechtmäßigen Eigentümers sind die Geschicke dieser rein deutschen Stadt, 
die natürlich selbst nicht in der Lage ist, sich zu schützen, in die Hände des 
Völkerbundes und Polens gelegt. Das augenblickliche Verhältnis Polens zu 
Danzig ist ein derartiges, daß man es nur als eine Vorstufe zu völliger Abhängig- 
keit bezeichnen kann. Wirtschaftlich ist der Freistaat schon jetzt eng an Polen 
angeschlossen. Die Versuche, Danzig zu einer polnischen Garnisonstadt zu 
machen, sind bisher fehlgeschlagen, aber die Hoffnung der Polen, diesen wichtig- 
sten Punkt ihres großen Stroms auch militärisch zu besitzen, lebt weiter. Sie 
wird weiterleben, solange der Weichselstaat besteht, zum mindesten solange der 
westpreußische Korridor polnisch ist. Das Schicksal Wilnas, welches die ganze 
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- Ohnmacht des Völkerbundes offenbarte, ist nur zu sehr geeignet, Polen zu dem Ver- 


‚such zu verleiten, sich eines Tags auch Danzigs auf ähnliche Weise zu be- 


. mächtigen. 


Bulgarien hat im Frieden von Neuilly 1920 zwar nur 8440 qkm an Areal 


_ eingebüßt, aber der Gebietsverlust ist für den im Frieden von Bukarest 1913 so 


br NR 


stark zusammengeschrumpften Staat sehr fühlbar, umsomehr, als es sich um 
lebenswichtige Teile handelt. Am empfindlichsten ist die Abtretung des süd- 
lichen Küstenlandes (von Xanthi und Gümüldschina) an Griechenland. Für die 
Hauptstadt des Landes bedrohlicher sind die, wenn auch an sich geringfügigen 
Verluste an der Westgrenze, in deren Nähe Sofia liegt. Die dort an vier Punkten 


. abgetrennten Gebietsteile mit übrigens völlig oder überwiegend bulgarischer Be- 


völkerung wurden Serbien mit der Begründung überlassen, daß sie in bulga- 
rischer Hand eine zu starke Bedrohung der südslawisch-griechischen Bahn Nisch- 
Saloniki bilden. Wichtig ist besonders das Gebiet um Tsaribrod, an der die 
beiden politischen Brennpunkte Sofia und Nisch verbindenden Bahn. Von dort 
aus drangen die Bulgaren sofort nach dem Eintritt in den Krieg (Oktober 1915) 
in Serbien ein, besetzten die Bahnlinie und eroberten nach wenigen Tagen Nisch. 
Heute muß von den beiden Städten Sofia als die stärker bedrohte angesehen 
werden. Zwar liegt die jugoslawisch-bulgarische Grenze noch etwas westlich 
des Dragoman-Passes, aber nur etwa 56km von der bulgarischen Hauptstadt 


» entfernt. Die Nähe ist umso bedenklicher, als sich an dieser Seite des rings von 


Feinden umgebenen bulgarischen Staates das Kräfteverhältnis zum Nachbarn be- 
sonders stark zuungunsten Bulgariens verschoben hat. 

Tiefgreifende Folgen hat der Ausgang des Weltkrieges für die Türkei und 
deren Hauptstadt gehabt. Das Osmanische Reich bietet das trefflichste Beispiel 
eines Vorgangs, der sich in der Geschichte gar nicht selten wiederholt: Im Ver- 
laufe eines langsamen Abbröckelungsprozesses rückt der anfangs zentral gelegene 
politische Mittelpunkt eines Reiches näher und näher an die Peripherie; dadurch 
wächst die Gefahr für die Hauptstadt, indem einerseits der Besitz derselben für 
die Nachbarstaaten immer begehrenswerter, andrerseits ihre Verteidigung immer 
schwieriger wird, bis endlich der Höhepunkt der Krise eintritt, welcher zur Auf- 
gabe der alten Hauptstadt und zur Wahl einer neuen im Herzen des Rumpf- 
staates zwingt. Konstantinopel lag zwar weder im Zentrum der asiatischen, 
noch in dem der europäischen Türkei, wohl aber an der Schwelle beider, an dem 
mittleren der drei Becken, um welche sich die Macht der Türkei gruppierte: 
Ägäisches Meer, Marmarameer, Schwarzes Meer, und damit doch ım geogra- 
phischen Zentrum des Reichs. In dem Zerfallsprozeß splitterten an allen Sei- 
ten Teile ab, so daß der Rumpfstaat schließlich von einer förmlichen Trümmer- 
halde rings umgeben war, ganz besonders aber, konzentrisch gegen die Haupt- 
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stadt fortschreitend, auf der europäischen Seite. Das Schwarze Meer und das 
Ägäische Meer wurden für die Türkei Randmeere, nur das Marmarameer blieb 
ein Binnenmeer. Konstantinopel einst der Ausgangspunkt und die Kraftquelle 
eines asiatischen Volkes zu nationaler Größe auf europäischem Boden, wurde nun 
das letzte Bollwerk jenes Volkes in Europa und das Ziel zentripetal gerichteter 
Angriffe europäischer Völker. : | 

Mit dem Verlust der europäischen Gebiete bis auf einen kleinen Rest hatte 
Konstantinopel schon vor dem Weltkrieg seine wichtigste Rolle im Osmanischen 
Reiche ausgespielt. Dennoch war es weit mehr als nur die auf europäischem 
Boden liegende Hauptstadt eines asiatischen Volkes. Konstantinopel ist eine von 
den Städten, welche durch ihre geographische Lage zu allen Zeiten im Brenn- 
punkt der Weltpolitik stehen, und deren Besitz selbst kleinen und schwachen 
Staaten ein bedeutendes Gewicht verleiht. Solange die Türkei jenen Punkt an 
der Berührung zweier Kontinente und zweier Meere beherrschte, jenen Punkt, 
von dem Napoleon gesagt haben soll, daß sein Besitz ein halbes Königreich wert 
sei, solange mußte sie trotz noch so starken Kräftezerfalls ein wichtiger Faktor 
in der Weltpolitik bleiben. Konstantinopels geopolitische Bedeutung war mit 
der wachsenden Verkehrsspannung zwischen jenen Meeren und Kontinenten, an 
deren Berührungspunkt es liegt, noch beträchtlich gestiegen. Sie erreichte einen 
Höhepunkt und wurde einer der Konfliktsstoffe, die den Weltkrieg hervorriefen, 
als sich die Beziehungen des Deutschen Reichs zum Orient festigten und sich am 
Bosporus die dem Landweg folgenden deutsch-türkischen Kraftlinien mit den 
englisch-russischen kreuzten. Mit bewundernswerter Tapferkeit und Aufopferung 
haben die Türken im Balkankrieg und im Weltkrieg ihre Hauptstadt, dieses 
letzte Dokument einer großen Vergangenheit, von dessen Bahauptung Ansehen 
und Weltgeltung der Türkei abhing, verteidigt. Als aber ıgı8 die Mittelmächte 
zusammenbrachen, war auch das Schicksal Konstantinopels besiegelt. 

Nach der Besetzung der Meerengen und Konstantinopels nahmen die Dinge 
einen für die Feindmächte ganz unerwarteten Verlauf. Sie glaubten, damit die 
Türkei völlig in ıhrer Hand zu haben und entwarfen einen Plan zu ihrer gänz- 
lichen Zertrümmerung. Die arabischen Gebiete wurden losgetrennt, Konstantino- 
pel und die Meerengen sollten unter Verwaltung der Verbündeten autonom, das 
den Türken verbleibende Gebiet in Interessensphären zerschlagen und im Osten 
ein großarmenischer Staat gegründet werden. Aber es zeigte sich, daß Konstan- 
tinopel durchaus nicht die Türkei bedeutete, und daß die Macht der Sieger nicht 
viel weiter reichte als ihre Schiffsgeschütze. Mustafa Kemal zog sich mit den 
Resten der türkischen Armee nach Anatolien zurück, sammelte alle nationalen 
Kräfte um sich und machte eine Stadt im Herzen des Landes, Angora, zum 
Zentrum des Widerstandes gegen die Feindmächte und gegen die völlig ihrem 
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"Willen unterworfene Regierung in Konstantinopel. Eine eigene Regierung mit 
 gesetzgebender Versammlung wurde in Angora eingesetzt und ein nationali- 


’ 


stisches Heer aufgestellt. Eine Kraft strahlte von Angora, der jungen Rivalin Kon- 


_stantinopels, aus, welche die Welt in Erstaunen setzte. Angora wurde der wahre 
Kern des türkischen Nationallebens. Die armenische Republik von Eriwan wurde 
zum Frieden gezwungen, die Franzosen wurden in Zilizien und Kurdistan erfolg- 


reich bekämpft, die Griechen an der Westküste vernichtend geschlagen. Die 
Türkei erlebte eine nationale Wiedergeburt. Frankreich verzichtete gegen andere 
Konzessionen auf Zilizien und Teile Nordsyriens, Italien auf die ihm im Süden 
Kleinasiens angewiesene Einflußzone, die Griechen räumten nicht nur Kleinasien, 
sondern auch Ostthrazien, Teile Transkaukasiens wurden zurückgewonnen. Diese 
bewundernswerten Erfolge stärkte die Position Angoras außerordentlich. Durch 


Beschluß der Nationalversammlung vom ı. November 1922 wurde die Regierung 


in Konstantinopel für abgesetzt erklärt, und Angora endgültig zur Hauptstadt der 
türkischen Republik erhoben. Angora ist seitdem Sitz der Regierung geblieben, 
auch nachdem Konstantinopel im September 1923 von den alliierten Truppen ge- 
räumt wurde. 

Die Geschehnisse in der Türkei erinnern an Rußland. Wie dort konzentrierte 
sich der Widerstand gegen die äußeren Feinde im Herzen des Landes. Aus dem 
ihnen ureigensten Boden sogen die geschwächten Völker Rußlands und der Türkei 
gleich Antäus neue Kräfte. Von dort ging die nationale Bewegung und die Wieder- 
festigung der in Trümmer zerfallenen Staaten aus. Die Hauptstädte wanderten 
ins Innere, während den am Nordwestrand gelegenen alten Hauptstädten die 
Rolle europäischer Fenster verblieb. An Tradition und Gunst der Verkehrslage 
kann sich freilich Angora mit Moskau bei weitem nicht messen, auch ist es mit 
etwa 40000 Einwohnern keineswegs die volkreichste Stadt Anatoliens. Immerhin 
ist Angora reich an historischen Erinnerungen. Seine Lage an der Grenze des 
Binnen-und Randlandes, in fruchtbarer Umgebung, am Endpunkt der anatolischen 
Bahn, von dem nach allen Seiten fahrbare Straßen ausgehen, bietet ihm als Haupt- 
stadt viele Vorteile. Die Notwendigkeit des Ausbaus des Verkehrsnetzes hat die 
Regierung erkannt; vor allem ist eine direkte Bahnverbindung Angoras mit der 
Küste des Schwarzen Meeres ins Auge gefaßt. 

Angora hat sich, wie die jüngsten Ereignisse beweisen, als politischer Mittel- 
punkt des Rumpfstaates glänzend bewährt. Und doch wird man Zweifel hegen 
müssen, ob es sich dem wieder türkisch gewordenen Konstantinopel gegenüber 
auf die Dauer zu behaupten vermag. Bisher ist es Angora gelungen, Konstanti- 
nopel unter Kontrolle zu halten und die von dort ausgehenden, Angora feind- 
lichen Strömungen zu unterdrücken. Aber wie die wirtschaftliche Rolle Konstan- 
tinopels sich niemals darauf beschränken kann, der europäische Brückenkopf eines 
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asiatischen Volkes zu sein, so entspricht es nicht seiner politischen Stellung, seiner 
Tradition, seiner Bedeutung als Kalifenstadt, seiner Volkszahl, eine Provinzial- 
hauptstadt innerhalb des türkischen Reiches zu sein. Immer wird eine starke 
Spannung zwischen jenen beiden Städten bestehen bleiben. Welche von beiden 
den Sieg davontragen wird, hängt von der innen- und außenpolitischen Entwick- 
lung ab. Ein nach Unabhängigkeit strebendes national-türkisches Regime kann 
nur seinen Sitz in Angora haben, solange die Türken in Konstantinopel nur ge- 
duldet werden und nicht herrschen. 

Man hat Konstantinopel mit Kopenhagen verglichen. Auch Kopenhagen liegt 
an einer belebten Meeresstraße in hervorragend strategischer Stellung, auch Kopen- 
hagen ist durch den Verlust der politischen und wirtschaftlichen Einflußsphäre 
im Osten des Sundes an die Grenze des zusammengeschrumpften dänischen Reiches 
gerückt. Aber die sich dort auf dem Land- und Seeweg kreuzenden Kraftlinien 
sind doch bei weitem nicht von der gleichen geopolitischen Bedeutung wie bei 
Konstantinopel. Kopenhagen konnte sich als Hauptstadt Dänemarks und als un- 
abhängige dänische Stadt behaupten; Konstantinopel wird immer ein Objekt des 
Ringens der Großmächte bleiben. 
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BERICHTERSTATTUNG AUS DER ALTEN WELT 


Die Augen nicht nur Deutschlands, sondern 
ebenso des übrigen Europa, ja der ganzen zivili- 
sierten Welt waren die erste Hälfte des August 
über nach London gerichtet, wo die Vertreter der 
Alliierten mit den Vertretern der deutschen Re- 
gierung über die Ausführung des Dawes- Gut- 
achtens (8.314 f.) berieten, und kehrten sich mit 
gesteigertem Interesse der deutsch-französischen 
Kampffront im Areletisch-Lotharingischen Grenz- 
saum ($. ı84, 384) zu, die teils durch die Abkom- 
men der Londoner Konferenz selbst, teils durch 
die gleichzeitig getroffene Sondervereinbarung 
zwischen Frankreich, Belgien und dem Deutschen 
Reich über die militärische Räumung der seit dem 
11. I. 23 besetzten rechtsrheinischen Gebiete we- 
sentliche Veränderungen erfahren soll. Im letzten 
Drittel des Monats wendeten sie sich auf Berlin, 
wo der Deutsche Reichstag am 29. VII. die Ge- 

E* setze annahm, die zur Durchführung des Dawes- 


Gutachtens nötig sind. 

Die im Schlußprotokoll der Londoner Konfe- 
renz und seinen vier Anlagen festgelegten Be- 
stimmungen sind mit Ausnahme der Anlage III 
weit mehr organisatorischer und wirtschaftspoli- 
tischer als geopolitischer Art. Selbstverständlich 
leuchteten auf der Konferenz bei der Stellung- 
nahme der einzelnen Staatsmänner zu den ver- 
schiedenen beratenen Fragen die geopolitischen 
Bindungen der von ihnen vertretenen Länder fort- 
während stark durch. Letztere darzustellen kann 
jedoch nicht Aufgabe dieser Berichterstattung sein; 
es sei vielmehr auf die Aufsätze der Zeitschrift für 
Geopolitik, z.B. Günther, „Über Frankreichs geo- 
politische Stellung“ verwiesen. Ein geopolitisch 
überaus interessanter Versuch ist aber in Kapitel II 
des in Anlage I enthaltenen Protokolls betreffend 
die Zahlungen aus dem deutschen Reichshaushalt 
gemacht worden. Dieses bestimmt, daß vom Jahre 
1929/30 ab eine prozentuale Erhöhung der im 
Normaljahre 1928 vorgesehenen deutschen Lei- 
stungen entsprechend dem wirtschaftlichen „Wohl- 
stand« des Reiches eintreten soll. Dazu war nötig, 


‘ diesen Wohlstand, einen der wichtigen Faktoren 


staatlicher Macht, ziffernmäßig festzulegen. Der 
„Wohlstandsindex“ soll nun mit Hilfe der folgen- 
den Komponenten gebildet werden: a) Gesamt- 
summe der deutschen Ein- und Ausfuhr; b) Ge- 
samtsumme der Einnahmen und Ausgaben des 
Reichshaushalts, einschließlich derjenigen der 
Länder Preußen, Sachsen und Bayern (abzüglich 
der Summen, die zur Eıfüllung des Versailler Ver- 
trags zu zahlen sind); c) dieim Eisenbahnverkehr 
beförderte Gütermenge nach Gewicht; d) Gesamt- 
geldwert des Verbrauchs an Zucker, Tabak, Bier 
und Branntwein im Deutschen Reich berechnet 
nach den Verkaufspreisen des Rleinhandels; e) Ge- 
samtbevölkerung des Deutschen Reiches; f) Ver- 
brauch an Steinkohle und Braunkohle (letztere ın 
Steinkohle umgerechnet) auf den Kopf der Bevöl- 
kerung. Für jeden dieser sechs Posten wird eine 
Vergleichsbasis gebildet. Bei den Posten a, c undd 
besteht diese aus dem arithmetischen Mittel der 
Jahresergebnisse von ı912, 1913, 1926 — 29, 
bei b, e und f nur aus dem Mittel der Jahreser- 
gebnisse 1927—29. Soll nun z.B. der Wohlstands- 
index für 1934/35 bestimmt werden, so wird die 
prozentuale Erhöhung [+] (bzw. Erniedrigung 
[—]) jedes Postens für dieses Jahr gegenüber der 
Vergleichsbasis berechnet. Der Wohlstandsindex 
ist dann das arithmetische Mittel aus diesen sechs 
Prozentzahlen (natürlich mitBerücksichtigung der 
u.U. verschiedenen Vorzeichen). Ein durch die 
Auswahl der Posten willkürliches und sehr um- 
ständlichesVerfahren ! Dassteuerpflichtige Gesamt- 
einkommen der deutschen Staatsbürger hätte ver- 
mutlich eine „gerechtere“ Grundlage für den be- 
absichtigten Zweck geboten. 

Von höchstem nationalen Interesse sind die 
militärischen und wirtschaftlichen Räumungen 
besetzter Gebiete an der Westfront, die teils auf 
Grund der Annahme der zur Durchführung des 
Dawes-Gutachtens nötigen Gesetze durch den 
Deutschen Reichstag, teils auf Grund des Versailler 
Vertrags (V.V.) in diesen Monaten vor sich gehen. 
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Die beigegebene Karte („Der deutsch-französische 


‚Grenzkampf 1ı918— 24“) erläutert die Leidens- 


geschichte, die deutsches Land zu beiden Seiten 
des Rheins durch die bisher fast stets nur erwei- 
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terten Besetzungen erfahren hat: 

“ 1. Laut Waffenstillstandsabkommen vom 11. XI. 
1918 wurden nichtnurBelgien, Frankreich,Luxem- 
burg und Elsaß-Lothringen von den deutschen 
Truppen geräumt, sondern auch die übrigen Ge- 
biete auf dem linken Rheinufer sowie drei Brücken- 
köpfe auf dem rechten Rheinuferum Köln, Koblenz 
und Mainz von je 3okm Halbmesser von den 
Truppen der Alliierten besetzt. Dazu kam durch 
Zusatzabkommen vom 16.1.1919 der Brückenkopf 
von Kehl (s. Karte). 

a. Laut V.V. Art.5ı trat das Deutsche Reich 
Elsaß-Lothringen (14522 qkm, 1,874 Mill. Einw.) 
an Frankreich ab, Luxemburg (2 580 qkm, 264 000 
Einw.) schied aus dem deutschen Zoll- und Eisen- 
bahnverband aus (Art. 40), die Kreise Eupen und 
Malmedy sowie ein später hinzukommender Teil 
des Kreises Monschau (1 036 qkm, 60000 Einw.) 
fielen nach einer Abstimmungskomödie an Belgien 
(Art. 34). 

3. Das Saargebiet (19269 qkm, 676 060 Einw.) 
soll 15 Jahre nach Inkrafttreten des V.V. (10.1. 
1920) durch Volksabstimmung über seine Staats- 
zugehörigkeit entscheiden (Art. 49). 

4. Es ist dem Deutschen Reich verboten, auf 
dem linken Rheinufer und in einem 50 km breiten 
Gebietsstreifen rechts des Stromes Befestigungen 
oder Garnisonen zu unterhalten (Art. 42). Die in 
dem bezeichneten Raum gelegenen Festungen 
müssen geschleift werden (Art. 180). 

5. Die beim Deutschen Reich verbliebenen 
linksrheinischen Gebiete sowie die vier Brücken- 
köpfe (31964 qkm, 6,511 Mill. Einw.) bleiben 
15 Jahre vom Inkrafttreten des V.V. an von den 
Alliierten Truppen besetzt (Art.428). Werden die 
Bedingungen des V. V. vom Deutschen Reich 
pünktlich erfüllt, so wird die Kölner Zone (s. Karte, 
6415 qkm, 2,306 Mill. Einw.) nach 5, die Koblenzer 
(6416 qkm, 1,121 Mill. Einw.) nach ı0 Jahren ge- 
räumt (Art. 429). Poincare behauptete, entgegen 
den hier völlig klaren Vertragsbestimmungen, daß 
keine der Räumungsfristen bisher zu laufen be- 
gonnen habe. Am ı5.XlIl. d.J. wird eine inter- 


alliierte Konferenz zusammentreten, um zu prü- 
fen, ob die Räumung der Kölner Zone am 10.1.25 
erfolgen soll. Kr 

6. Am 4.IV. ıg20besetzten die Franzosen Frank- 
furt a.M. und das Maintal bis Hanau, räumten 
dieses Gebiet jedoch am 17. V. des gleichen Jahres 
wieder. 

7. Am20.V. 1921 wurden von den Franzosen und 
Belgiern die Rheinhäfen Düsseldorf, Duisburg und 
Ruhrort samt ihrem östlichen Vorland (502 qkm, 
830.000 Einw.) besetzt. 

8. Unter dem Druck Poincares stellte die Repa- 
rationskommission am 7.1.23 wegen der Nicht- 
lieferung einiger Telegraphenstangen und weniger 
Tonnen Kohle die böswillige Verfehlung des 
Deutschen Reiches fest, wobei der englische De- 
legierte John Bradbury erklärte, daß seit den 
Tagen des trojanischen Pferdes Holz niemals wie- 
der zu einem so bösartigen Zweck verwandt worden 
sei (Rheinlandtagebuch des amerikanischen Gene- 
rals Allen vom 8.1.1923). Darauf besetzten fran- 
zösische und belgische Truppen, angeblich zum 
Schutze einerausFranzosen,Belgiern und Italienern 
bestehenden Ingenieurkommission, am ı1.1. 1923 
das Ruhrgebiet. Bald darauf folgte dieOkkupation 
der Flaschenhälse zwischen den Brückenköpfen, 
die Abschnürung der englischen Besatzungszone 
vom unbesetzten Gebiet durch die Franzosen, die 
Besetzung von Wesel, Appenweier und Offenburg 
sowie von Teilen Darmstadts, Mannheims und 
Karlsruhes (einschl. Ruhrgebiet 3410 qkm, 4,043 
Mill. Einw.). In Wesel, Hengstey, Vohwinkel, 
Limburg wurde der Eisenbahnverkehr des unbe- 
setzten mit dem besetzten Deutschland teils stark 
erschwert, teils völlig unterbunden. Durch die 
Maßnahmen der Franzosen in Langen bei Darm- 
stadt, Appenweier und Offenburg wurde die ein- 
zige in deutschen Händen verbliebene Bahnlinie 
längs der Oberrheinischen Tiefebene, die Linie 
Frankfurt a.M.— Basel, für ı ı Monate lahmgelegt. 
Das städtische Wirtschaftsgebiet von Mannheim 
wurde in zwei zusammenhanglose Teile zerrissen; 
der besetzte Teil umfaßt sämtliche Häfen, den Zen- 
tralgüterbahnhof, den Personenbahnhof Rheinau 
sowie ansehnliche Gebiete der Mannheimer In- 
dustrie mit 265 großen Firmen. Das gesamte be- 
setzte Gebiet wurde durch eine innere Zollgrenze 
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mit Paßzwang vom übrigen Deutschland abge- 


schnürt. Die Eisenbahnen des Ruhrgebiets (s.$.186) 
wurden unter die französisch-belgische Regie ge- 
stellt. Es begann im altbesetzten Gebiet eine 
furchtbare Waldverwüstung, besonders in der 
Pfalz, wo die Franzosen z.B. an einem einzigen 
Tage, dem 30. XI. 1923, die Holzbestände einer 
Fläche von 475 Hektar stehend versteigerten; nach 


einer französischen Darstellung betrug die Holz-. 


ausbeuteimJahre1923 im französischenBesatzungs- 
gebiet 900000 cbm, im belgischen 170000 cbm, 
doch sind diese Zahlen sicher viel zu niedrig gegrif- 
fen. Es dürfte in den Forsten des besetzten Gebietes 
1923 wenigstens dreimal soviel Holz geschlagen 
sein, wie mit einer geregelten Forstpflege verein- 
bar ist. 

9. Nachdem die deutschen Regierungsvertreter 
zwischen dem 5. und 16.VIII.d.J.aufderLondoner 
Konferenz die verschiedenen Abkommen betreffs 
Ingangsetzung des Dawes-Gutachtens angenom- 
men hatten, wurde am ı8. VIII. das Gebiet von 
Appenweier und Offenburg (123 qkm, 50000 
Einw.) geräumt mit der Begründung, daß der An- 
laß der Strafe (—=„Sanktion*!), die Nichtbefor- 
derung einiger internationaler Schnellzüge von 
Paris nach Prag und Warschau durch Süddeutsch- 
land, seit kurzem nicht mehr bestehe. 

ı0. Gemäß der während derLondoner Konferenz 
getroffenen Sondervereinbarung zwischen der 
deutschen, französischen und belgischen Regierung 
soll das Ruhrgebiet und das Gebiet von Duisburg- 
Düsseldorf „in der Höchstfrist von einem Jahre«, 
gerechnet vom ı16.VIII.d.J. ab, militärisch geräumt 
werden. 

ıı1. Die militärische Räumung des östlichsten 
Abschnitts des Ruhrgebiets, der Zone von Dort- 
mund-Hörde, der Stadt Wesel sowie der übrigen 
seit dem 11.1. 1923 besetzten Gebiete außerhalb 
des Ruhrgebiets ist durch Herriot bzw. das bel- 
gische Ministerium am 30. VII. verfügt worden 
und soll sich zusammen mit der wirtschaftlichen 
Räumung vollziehen. Die wirtschaftliche Räumung 
der Dortmunder Zone dürfte erst gegen Ende Ok- 
tober beendet sein. Die Karlsruher Häfen wurden 


am 9. IX. geräumt. 
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ı2. Die wirtschaftliche Räumung aller seitdem 
11.1. 1923 besetzten Gebiete regelt die Anlage III | 
zum Schlußprotokoll der Londoner Konferenz. | 
In der Nacht vom 8./g. IX. ist dementsprechend 
Zollschranke an der Ostgrenze des besetzten Ge- 
bietes aufgehoben worden. Die inneren Zollämter 
des Ruhrgebiets sollen am 20. IX. verschwinden. 
Von da an soll auch im besetzten Gebiet die fiskali- 
sche Hoheit des Deutschen Reiches in dem Maße 
wieder gelten, wie sie vor dem 11.1.1923 bestand. _ 
Vom 22.X. ab sollen die Hemmungen des Per- 
sonen-, Güter- und Wagenverkehrs entfallen, die 
seit dem ı1.1. 1923 eingetreten sind. Bis dahin 
werden auch die von der französischen Regierung 
betriebenen Bergwerke und Kokereien an die 
Zechenbesitzerund diebeschlagnahmten Industrie- 
unternehmungen an die deutschen Industriellen 
zurückgegeben sein. Vom gleichen Tage ab werden 
die jetzt von der Regie betriebenen Eisenbahn- 
strecken auf Rechnung derneuen deutschen Reichs- 
bahngesellschaft betrieben. Die Übergabe der 
Strecken von der Regie an diese soll unter der 
Aufsicht eines Organisationsausschusses erfolgen 
und biszum 7. XII.d.J. beendet sein. Die in diesem 
Abschnitt genannten Termine gelten nur, wenn 
die Reparationskommission vorher in der Lage ge- 
wesen ist, gewisse Feststellungen über die Durch- 
führung des Dawes-Gutachtens seitens des Deut- 
schen Reiches zu machen. 

Alles in allem bedeutet der August für das 
Deutsche Reich ein letzten Endes staatskluges 
Nachgeben von Regierung und Volksvertretung 
gegenüber dem anders nicht parierbaren Druck 
der Westmächte, die Übernahme schwerster wirt- 
schafts- und verkehrspolitischer Bindungen durch 
das Staatsganze (— ganz Deutschland ist nun Re- 
parationsprovinz! —), dadurch aber auch eine 
Abschwächung der Intensität des Grenzkampfes 
an der Westfront selbst und kleine räumliche Ge- 
winne sowie eine Entlastung der Grenzgebiete 
von dem furchtbaren Wirtschafts- und Verkehrs- 
druck der Besatzungsmächte, hoffentlich auch den 
Beginn einer aktiveren deutschen Außenpolitik 
und damit den ersten Schimmer der Morgenröte 
eines Wiederaufstiegs zur Selbstbestimmung. 
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K. HAUSHOFER: 


„)jech tt mit Dir Tauschen, 
Orkel Sam! "Manila Tımes 


Das geopolitisch bedeutsamste Dokument aus 
der indo-pazifischen Welt im Hochsommer 1924, 
das wir deshalb hier voranstellen, ist der Bericht 
des indischen Handelsmarine-Ausschus- 
ses über die Maßregeln zur Schaffung einer eige- 
nen indischen Handelsmarine, Küsten- und Hoch- 
see-Schiffahrt und Schiffbau-Industrie und zur 
späteren Umwandlung der R.I.M. (Royal Indian 
Marine) in eine rein indısche Einrichtung. 

Es ist ohne weiteres klar, daß bei einer Ausein- 
andersetzung über diesen Gegenstand die wert- 
vollsten Erfahrungen der immer noch herrschen- 
den seefahrenden Nation der Erde zu Tage treten 
mußten. Ihre Einsicht in die kontinentalen Da- 
seinsbedingungen und die geschichtlichen Lehren 
ihres am meisten kontinentalen Reichsteils muß- 
ten dabeiebensoaufkommen, wielndiensWünsche, 
die der Seeherrschaft seiner Überwinder wider- 
streben, in einer Reihe von Vorschlägen, Kom- 
promissen, aber auch Widersprüchen. 

Dazu kam, daß sicherlich auch die japanischen 
Erfahrungen und Fehlschläge beim raschen Auf- 
bau der japanischen Schiffahrt erwogen worden 
sind, dabei teilweise als nicht nachahmenswert, 
teilweise offenbar als vom britischen Reichsstand- 


punkt aus zu gefährlich empfunden worden wa- 


-BERICHTERSTATTUNG AUS DER INDO-PAZIFISCHEN WELT 


ren, so daß der Bericht auf diese Weise eine ver- 
schleierte Kritik des japanischen, des französischen, 
wie auch des U.S$. amerikanischen und des au- 
stralischen Küsten-Schiffahrts- und Subventions- 
Wesens enthält. Außerdem spiegelt sich darin 
die Furcht vor der einheimischen südostasia- 
Schiffahrts - Konkurrenz 


Handels- Emanzipation überhaupt. Endlich 


tischen und 
nötigt die weite Auffassung der Vereinigten Staa- 
ten vom Begriff der „Küstenschiffahrt“ (Manila- 
Vancouver-Panama-New-York!) und das Eindrin- 
gen der Japaner neuerdings zu einer Sicherung 
der bisher fast unbestrittenen indobritischen Vor- 
rechte auf den wichtigsten Raum des Indischen 
Ozeans. 

Der Bericht mußte also eine Fundgrube für 
geopolitische Studien sein; er würde wohl ver- 
dienen, Gegenstand eines Leitartikels gerade in 
einer großen deutschen Zeitschrift zu werden, und 
wir geben deshalb wenigstens einige der uns be- 
sonders anfschlußreich scheinenden Einzelheiten 
daraus wieder. 

Seit vier Jahrtausenden hat sich das wichtigste 
Gebiet des indischen Lebensraumes, die vorderin- 
dische Halbinsel, ihren Übersee- und Küsten- 
Verkehr — trotz bemerkenswerter Seefahrer-Ge- 
schicklichkeit einzelner Küstenstämme und einem 
blühenden Flußverkehr — von außen her besor- 
gen lassen. Küstenfeindliche religiöse und staats- 
philosophische Anschauungen wogen vor; das 
Reisen über See galt, wegen der unvermeidlichen 
Berührung mit Fremden, als befleckend und 
führte zum Kasten-Verlust. Einwandernde Her- 
renschichten aus festländisch bestimmten Ent- 
stehungsgebieten hatten dem Lande das soziale 
Gesetz nach ihren Vorstellungen gegeben; gerade 
die oberen Stände wollten mit dem „dunklen 
Meer“ nichts zu tun haben. Noch zur Conquis- 
tadoren-Zeit wurde ein für seefahrende Völker 
unvergleichlicher Anklammerungspunkt, wie 
Bombay, willig den Fremden in Tausch gegeben, 
nur um sie etwas weiter von einem kontinental 


bestimmten und voreingenommenen Fürsten sitz 
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zu entfernen. Nur einige hervorragende Großmo- 
gule hatten Flotten geschaffen und sich über die 
natürlichen Kontinentalbindungen des von ihnen 
beherrschten Erdraums durch Weitblick erhoben; 
nach ihrem Hingang war das Werk schnell wie- 
der verfallen. Abgesehen von solchen vereinzel- 
ten Anläufen zur Überwindung der Landschwere 
hatten der Reihe nach Griechen, Araber, Malaien 


und Westländer (Portugiesen, Niederländer, Fran- _ 


zosen, Briten) um die indische Küstenfahrt, um 
den indischen Übersee-Handel gekämpft. Die 
Inder selbst sahen dem Ringen zu und verfielen 
zuletzt dem Stärksten als Beute. 

War ein solcher Zustand der Apathie gegen- 
über der eigenen Küste bei einem so alten Volk 
überhaupt noch zuändern? Würde sich aus den 
gebildeten indischen Schichten die nötige Zahl 
brauchbarer Seeoffiziere für eine eigene Marine 
gewinnen lassen; würde sich „der Sinn für die 
See der indischen Jugend in frühem Alter schon 
einprägen lassen ?« (Schon der gewählte Ausdruck 
“to inculcate“ drückt Bedenken aus!) In Japan 
brauchte doch. im wesentlichen nur die verbote- 
ne Lust an der Übersee-Betätigung wieder freige- 
geben zu werden, und der Küstenbetrieb war 
Der Brite im Ausschuß 
meint natürlich, das richtige Verhältnis zum 


überhaupt nie erloschen. 


Meer müsse aus privater Initiative kommen (ob- 
wohl es auch in England seinerzeit durch die 
Eduarde und Cromwell mächtig von oben geför- 
dert worden ist). Der Inder hingegen schreit nach 
Staatshilfe, wünscht ein vom Staat gestelltesSchul- 
schiff, schlägt dafür das R. I.M. Truppenschiff 
„Dufferin« vor, und empfiehlt einen gelinden 
Zwang für die zahlreichen Küstendampferlinien, 
die gegenwärtig von außen her den indischen 
Küstenhandel betreiben (namentlich die B. 1. S. 
N. Komp.), indische Lehrlinge aufzunehmen, 
Schiffsjungen anzulernen. 

Wenn auch der Ausschuß die verbreitete Mei- 
nung nicht teilt, daß Indien außer Stande sei, 
eine eigene Handelsmarine auf die Beine zu brin- 
gen, ist er sich doch darüber klar, daß es mit so 
bescheidenen Vorkehrungen zur Erziehung einer 
kleinen Zahl von Anwärtern (zunächst 50 im Jahr) 
Die 
Frage des Rechts auf die eigene Küsten- 


für den höheren Seedienst nicht getan ist. 
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schiffahrt steigt auch für Indien herauf! Wird _ E| 


es möglich sein, die indische Küstenfahrt für nur 


I 


im indischen Besitz stehende Schiffe zu monopo- 


lisieren, wie die japanische, amerikanische oder 


australische? „In diesem Zeitpunkt läßt es sich 
nicht sagen, ob der Vorbehalt der indischen Kü- 


stenfahrt für indische oder vorwiegend indische : 


Schiffahrtsgesellschaften eine Wohltat für Indien 
wäre oder nicht“. 


Ein Ausweg 


heure Interessen im Kern berührt. 


soll durch ein System von Lizenzen oder Permits 


gefunden werden, das vor allem den schon erwor- 
benen Rechten Rechnung trüge. 

Der Pferdefuß zeigt sich schnell: „Ein Indien 
eigenes und indisch betriebenes Schiff muß drei 
Forderungen genügen: ı. Es muß in Indien ein- 
getragen sein. 2. Es muß im Besitz und Betrieb 
eines Inders oder einer Gesellschaft sein, die mit 
Rupien-Kapital in Indien eingetragen ist, eine 
Mehrheit von Indern in ihrem Direktorium hat, 
und deren meiste Aktien in indischen Händen 
sind. 3. Der Betrieb einer solchen Kompanie 
muß vorwiegend in indischen Händen sein und 
Gewähr geben, daß indische Anwärter für die 
leitenden Schiffs-Offiziere und Ingenieur-Posten 
herangezogen werden“. Das wäre der Anspruch 
auf eine Stellenbesetzung, die bisher an den in- 
dischen Küsten dem unteren englischen Mittel- 
stand und seinen Söhnen zugefallen war, und be- 
deutet die Brechung eines praktischen britischen 
Monopols auf die Leitung der ganzen Küsten- 
und Fluß-Schiffahrt in Indien und Burma. 

Für alle Fälle, sicherheitshalber, sollte deshalb 
die Lizenz oder der Permit „jedem Schiff unter 
der britischen Flagge gegeben werden, das nicht 
über 25 Jahre alt ist, und das seit wenigstens 
zwölf Monaten im indischen Küstenhandel tätig 
war“, — womit die Rechte der augenblicklichen 
Nutznießer gewahrt würden, freilich „vorbehalt- 
lich der Indisierung auch dieser Gesellschaften «, 
die zur Zeit zwar in den niederen Graden mit in- 
dischen Matrosen (Laskaren), in allen Führer- 
graden aber mit Briten besetzt sind. 

„Fremde Schiffe dürfen unter keinen Umstän- 
den Vorzüge genießen, die nicht auch den bri- 


tischen eingeräumt würden“; es würde also min- 


"destens ein reichsbritisches Meistbegünstigungs- 


In der Tat werden hier unge- 
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_ recht bestehen bleiben müssen. „Als Küsten- 


a 


handel im Sinne der Bestimmungen sollte nur 


- Umschlag zwischen Handelsplätzen des indischen 


’ 
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'Festlandes einschließlich Burma, gelten.“ Frei- 
‚lich, gehören auch Aden und der Eingang zum 


persischen Golf in diesem Sinn zum indischen 


Festland? — wie sie zum indischen Reich gehören, 
und wie Indien Ostafrika als sein Amerika be- 
trachtet, d.h. als sein künftiges Ausdehnungsziel? 

Beim Verhältnis zur Staatshilfe scheiden sich 
die Geister bedenklich. Doch siegte die geopoli- 
tisch anglogene Anschauung, daß Subventionen 
und billige Regierungsanleihen zu verwerfen 
seien, also alle die Mittel, die französischer und 
japanischer Auffassung sehr nahe liegen; ja, man 
wollte sogar die Einrichtung einer Staatslinie als 
verwerflich bezeichnen, trotz dem bösen Beispiel 
Australiens. Hier aber, in diesem letzten Punkte, 
blieb die indische Auffassung Sieger; das so ent- 
standene Kompromiß empfahl den Ankauf einer 
der bereits bestehenden Linien durch Indien als 
wohl ausführbar, während Sir Arthur Froom (das 
am meisten englisch empfindende Ausschußmit- 
glied) scharf dagegen Protest einlegte, wie er auch 
die stärksten Zweifel äußerte, ob es überhaupt 
möglich sein würde, zukünftig Schiffe vom ober- 
sten bis zum niedersten Posten nur mit Indern zu 
bemannen (was nach den Erfahrungen beim 
Schiffbruch der “«Egypt“ im Kanal mit den Las- 
karen auch wirklich seine Nachteile haben dürfte). 
Er behauptete auch, das Lizenzensystem würde 
schließlich in der einen oder anderen Form auf 
die Vertreibung der briten-eigenen Schiffe aus 
den indischen Gewässern hinauslaufen —- was 
auch sicher das letzte Ziel der indischen Ausschuß- 
Teilnehmer ist. 

Eine so durchdachte Verbindung von Förde- 
rung der Schiffbau-Industrie zugleich mit 
der Handelsschiffahrt, wie sie die japanische Ma- 
rine in so kurzer Zeit zur Blüte gebracht hat, 
spielt auch bei den indischen Vorberatungen eine 
große Rolle. „Hier ist Schutz der Schiffsbau - In- 
dustrie im Werden eine Vorbedingung“ — sie 
wurde sicher ungern genug vom Mutterland als 
solche anerkannt, wo so viele Schiffbauhöfe jetzt 
still liegen. Aber es sollten eine Reihe von Me- 
thoden, die sich in Japan recht bewährten, ohne 


weiteres ausgeschlossen bleiben, wie „billige Dar- 
lehen, Bauprämien, garantierte Dividenden, An- 
lage, Bau und Betrieb von Musterwerften durch 
die Regierung“ — lauter Dinge, die beim Aufbau 
der so gefürchteten japanischen Konkurrenz eine 
entscheidende Rolle gespielt hatten. „Die indi- 
sche Marine solle vielmehr zunächst mit eigenen 
Reparaturwerkstätten beginnen, die sich dann zu 
Werften entwickeln könnten, und der billigste 
Weg zur Errichtung einer Handelsflotte sei zu- 
nächst der des Ankaufs der von Andern abgeleg- 
ten Dampfer“ — ein recht praktischer Weg für 
das Mutterland, seine alte Kriegsware abzustoßen. 
Der Ausschuß empfahl als gangbaren Weg aber 
schließlich doch gewisse Bauprämien. Es stecken 
viele geopolitische Kompromisse in seinem Werk! 
Kennzeichnend ist, daß der Inder Lalubhai Sa- 
maldas im Ausschuß Regierungswerften nach Art 
der japanischen Anfänge nahelegte. „Vor allem 
brauche man taugliche Ingenieure, Schiff-Bau- 
kurse für sie, und dann praktische Übungsmög- 
lichkeit für die auf diese Weise theoretisch aus- 
gebildete Konkurrenz für das Mutterland (das sie 
sich also selbst großzuziehen hätte!). Es ist be- 
greiflich, wenn England diese Entwicklung nicht 
mit gleicher Begeisterung sieht, wie Jung-Indien, 
so wenig, wie den Vorschlag: „Indisierung der 
Königlich Indischen Marine sei eine Hauptsache, 
als der am meisten wirksame und sparsame Weg 
für die Erziehung von Seeoffizieren und zur Bil- 
dung eines Kerns für die indische Seemacht.“ 
Ein etwas spöttischer Aufsatz der Times of India 
vom 21.7. 24 weist auf die „Geschichte der indi- 
schen Schiffahrt und Seegeltung“ von Radhakumad 
Mukerji hin, wonach Indien vor zwei- und drei- 
tausend Jahren kühneSeefahrerhervorbrachte und 
weithin kolonisierte. Tatsächlich muß ja auch 
die indische Kultur irgendwie über See nach den 
Malaieninseln gekommen sein, wenn sie auch viel- 
fach von dort herbeigeholt worden sein mag, wie 
sicher in den letzten zwei Jahrtausenden nach 
Westen von den Griechen und Arabern, nach 
Osten von den Chinesen, Japanern und Malaien. 
Auf die Mehrheit der Inder haben die eigenen 
Küsten aber zweifellos abstoßend und nicht ver- 
lockend gewirkt; „Zukunft auf dem Wasser“ ist 


nicht immer ein Glück und es paßt nicht für jeden 


} 
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jedenfalls kostet es viel Geld und Opferwillen. 
Zudem ist auch augenblicklich wieder eine fest- 
ländische Aufgabe dem indischen Reich näher ge- 
legen: Die Regelung des Verhältnisses zu 
Afghanistan, für dessen Zukunft die Kabuler 
Zeitung „Aman-i-Afghan* unter der Überschrift 
„Afghanistan und seine nördlichen und 
südlichen Nachbarn“ eine seltsame histori- 


sche Ouvertüre gespielt hat. Wir haben schon 


früher auf die reichlich kühne Art aufmerksam 
gemacht, womit der aufstrebende, aber doch noch 
sehr unkonsolidierte, islamische Hochgebirgsmit- 
telstaat sich im letzten Jahrzehnt in Szene gesetzt 
hat. Ein Rückschlag konnte nicht ausbleiben. 
Die Anschauung des „Aman-i- Afghan *, daß schon 
der Emir Abdurrhaman eine goldene Gelegenheit 
gehabt hätte, die verlorınen Provinzen bis zum 
Indus, der „natürlichen Grenze von Af- 
ghanistan«“, durch den Zusammenbruch des 
anglo-indischen Imperiums zu gewinnen, und 
daß während des Weltkrieges schon eine kleine 
Truppenmacht genügt hätte, um England aus In- 
dien zu vertreiben, erklärt die vielen neuerlichen 
Grenzreibungen. Afghanistan treibt aber doch ein 
gefährliches Spiel mit dem Feuer! Serbien sprach 
so mit und von der alten Habsburger Monarchie, 
aber allerdings mit einem anderen Rußland als 
Rückendeckung hinter sich. So könnte der Ver- 
lauf des gegenwärtigen afghanischen Aufstandes 
doch einen praktischen Beweis dafür liefern, daß 
die alte Staatskunst des „Teile und herrsche!“ in 
Simla noch nicht völlig verloren gegangen ist. 
Wenn sich kleine Nationen alten Löwen allzu 
keck auf Tatzenhiebweite nähern, können sie doch 
auch jetzt noch peinliche Erfahrungen machen. 

Der indische Landesaufnahme-Dienst, 
der in seinen Arbeitseinrichtungen manchmal 
geopolitische Fingerzeige gibt,arbeitet inzwischen 
weiter, als ob alles noch ein Jahrtausend bleiben 
sollte, wie es war, nach dem guten, alten Grund- 
satz: „Lebe, wie wenn dein Leben morgen aus 
sein könnte, aber arbeite, als ob es ewig währen 
sollte“. Den Hauptnachdruck legt er zur Zeit auf 
genaue Aufnahmen um Attok und Peschawar, auf 
das Ölgebiet von Burma und auf kartographische 
Erziehung des Otfizierkorps. 


Die Gesamtheit der Monsunländer lei- 


det im Hochsommer 1924 unter einer jener perio- 


dischen Niederschlagshäufungen mit vorherge- 
gangener Monsun-Verzögerung und Dürre, denen 
pandemische Ausbrüche endemischer Seuchen, 
wie Pest und Influenza, Hungersnöte und poli- 
tische Unruhen zu folgen pflegen. Die indischen 
Monsunschwankungen und südindischen Über- 
flutungen (namentlich am Cauvery-Mündungsge- 
biet, mit seiner durch langjährige Reibungen 
zwischen Mysore und Madras erschwerten Wasser- 
führung und Wasserspeicherung in Tanks) und 
die chinesischen Hochwasserkatastrophen hängen 
über das ganze Gebiet der Monsunländer zusam- 
men. Wegschwemmen von terrassiertem Frucht- 
land, Unterbrechungen der Eisenbahnen in Süd- 
indien, sowie an der Bahn Peking-Hankow und 
Peking-Kalgan,Überschwemmung von Städten,Ge- 
fährdung so bedeutender Orte, wie Trichinoppolily 
und Tientsin, sind Folgen der gleichen klimati- 
schen Erscheinung. Enorme Flurschäden, wahre 
Landersäufungen kommen dazu; 15000 obdach- 
los Gewordene strömten nach Peking, 3000 nach 
Calicut; nur mit Mühe wurde Tientsin, in dessen 
Umgebung zweitausend Dörfer überschwemmt 
sind, vor dem Einbruch der gelben Flut gerettet. 
Im Ganzen sollen bisher etwa 50000 Menschen 
umgekommen sein, davon allein 4000 um Kalgan. 
Chili, Honan, Hunan und Kwangtung sind die 
vor allem betroffenen chinesischen Provinzen. 
Dieses Unglück ist die Wirkung des schon 1892 
und 95 von W. Krebs in seiner geopolitischen 
Tragweite geschilderten Regensackes am mittleren 
Yangtse, der sich längs des Staffelbruchrandes 
in China nördlich schiebt, und dem dann im 
nächsten Jahr meist ein Zurückebben des Monsun- 
eindringens folgt. Ernteausfälle und wahrschein- 
lich vereinzelte Dürren, die in etwa viereinhalb- 
jährigem Turnus wiederkehren, werden auch dies- 
mal die Folge sein. So werden Indien und Ost- 
asien voraussichtlich unruhige Winter vor sich 
haben. 

Da man diesen Zusammenhang zwischen Dür- 
ren, Hochwasserkatastrophen und politischer Un- 
ruhe unter den 835 Millionen Südostasiens in den 
Kreisen der leitenden Weltmächte kennt, begreift 
sich um so mehr ihr Drängen, Mitteleuropa einst- 
weilen einzuschläfernundfürspätere ruhigePlünde- 


FE 
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“ schlossener Völker als Vorwände, Furcht und Hass 
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_ rung bereit zu halten, um freie Hände für den Osten 
zu haben; aber auch der Wunsch der asiatischen 


_ Lokalmächte, China,Japan und Rußland, unnötige 
_ Reibungsflächen untereinander durch Verträge zu 
beseitigen. Es bleiben deren doch noch genug! 


Daß der Wille der Zentralregierung, we- 
nigstens in China, dafür nicht genügt, wird durch 
die Stärke regionaler Einflüsse bewiesen, 
die im einen Fall, durch die Notwendigkeit 
der Zustimmung des Marschalls Chang Tso Lin 
zu dem Abkommen über die russisch -ostchinesi- 
sche Bahn (das Rückgrat der Nordmandschurei) 
den Abschluß erst wirksam machen konnte; im 
_ anderen Fall, der Landungsverweigerung in Nan- 

king für den französischen Flieger d’Oisy, durch 
"Marschall Chi Hsieh Wuan, den Tuchun von 

Kiangsu, Kiangsi und Anhwei, gerade in den 

wichtigsten Provinzen eine scharfe Stimmungs- 

änderung gegen Frankreich verriet. Sehr 

richtig bemerkt der Transpacific vom 28. 6. 24, 

auf den Verdacht franco-japanischer Son- 

derabkommen zielend: „Sie befördern Gegen- 
Sie dienen den Nationalisten ausge- 


» zu predigen.“ Dazu sind sie ganz gewiß geeignet! 
Aber man wird den Nationalisten ausgeschlossener 
Völker keinen Vorwurf machen können, daß sie 
nach ihnen nützlichen Abfällen greifen, wenn 
andere mit so gefährlichen Werkzeugen spielen: 

„Wer ließ den Vogel ein?“ — so fragen einan- 
der in einer trefflichen Karikatur der Manila 
Times zwei große gereizte Kampfhähne, als Ver- 
einigte Staaten und Japan bezeichnet, weil ein 
winziges Küken, „Quezon“ (Senatspräsident der 
Philippinen) benannt, zwischen sie hineinspringt. 
Es gibt eben Fälle, wo es armen kleinen Hühnern 


doch gelingt, ein Korn zwischen großen Kampf- 
hähnen heraus zu picken; aber dazu müssen sie 
sehr wachsam sein, im richtigen Augenblick ge- 
wandt zuspringen und hellsichtig Geopolitik der 
großen Futterplätze der Erde treiben. 

Die Abkommen zwischen China und Rußland 
— schon im Kern und Wortlaut veröffentlicht — 
und zwischen Japan und Rußland — im zartesten 
Werdestadium —, die wohl beide in dem zu ver- 
öffentlichendenTeil ihrerTexte biszum nächstenBe- 
richt vorliegen werden, möchten wir in diesem ver- 
gleichend betrachten undbitten solangeumGeduld, 
ebenso, wie für eine zusammenfassende Würdigung 
des augenblicklichan derYangtse-Mündung toben- 
den chinesischen Bürgerkriegs, in dem geopolitisch 
dieser Akt, trotz dem vielen Lärm darum, nur ein 
Fanal, eine Episode und ein Symptom ist. 
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BERICHTERSTATTUNG 
AUS DER ATLANTISCHEN WELT (MITTELAMERIKA) 


Mittelamerika macht nach den politischen Er- 
eignissen in Honduras und der Erdbebenkata- 
strophe in Costa Rica augenblicklich eine Zeit 
ruhiger Weiterentwicklung in politischer und 


wirtschaftlicher Hinsicht durch, wenngleich die 
allgemeine unsichere Lage der Weltwirtschaft sich 
auch in den einzelnen Staaten bemerkbar macht. 


Guatemala bemüht sich um den Ausbau seines 
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Schulwesens. Nach einer Botschaft des Präsiden- 
ten sollen 1923 in der Republik 2798 „escuelas 
nacionales« geöffnet gewesen sein, was eine Zu- 
nahme um 405 gegenüber dem Jahr 1922 bedeu- 
tet. Das Unterrichts- oder, wie es sich jetzt nennt, 
Erziehungsministerium hat einen Wettbewerb für 
gute Lehrbücher über Geographie und Geschichte 
des Landes, Zoologie und Botanik und über die 


Anfangsgründe des Bürgerrechts ausgeschrieben. ° 


Der Elementarunterricht ist einem besonderen 
Direktorat unterstellt worden. Eine Normalschule 
für Mädchen ist neu gebaut; eine Medizinschule 
mit einem bakteriologischen Laboratorium ist 
ebenfalls in ein neues eigenes Heim eingezogen. 
Ebenso schreitet der Ausbau von Krankenhäu- 
sern fort, die mit modernen hygienischen Einrich- 
tungen versehen werden. Die Gründung eines 
Guatemaltekischen Roten Kreuzes, das mit den 
andern Nationen gemeinsam der sozialen Fürsorge 
dienen will, ist von der Regierung anerkannt 
worden. Ein wirtschaftlicher Aufschwung des 
Landes muß mit einer Verbesserung seiner Ver- 
kehrsverhältnisse verbunden sein, und dement- 
sprechend wird der Anlage neuer Verkehrswege 
von der Regierung ein besonderes Augenmerk 
gewidmet. Bis jetzt verbinden Guatemala mit der 
Grenze gegen ElSalvador 180 km makadamisierte 
Chausseen, eine moderne Landstraße läuft zwi- 
schen Jutiapa und Jalapa, andere Straßen werden 
modernisiert, was allerdings in vielen Gegenden 
des Landes zu einer dringenden Notwendigkeit 
geworden war. Insgesamt sind 5oo km Straßen 


gegenwärtig im Staate in Benutzung. Den neuer- 


dingseingeführten Radioserkehrhardie Regierung 
durch ein Gesetz geregelt. — 

In Honduras ist nach der letzten revolutio- 
nären Bewegung Ruhe eingetreten, die das Land 
dringend nötig hat, um sich aus seiner jahrzehnte- 
langen wirtschaftlichen Depression zu erholen, 
Denn seit ungefähr 50 Jahren hat die Republik 
mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen. Seit 
Jahren ist schon der Zinsendienst und die Til- 
gung der Schuldenlast unterbrochen. Eine aus- 
wärtige Schuld von schätzungsweise 30 Millionen 
Pfund beeinflußt die gesamte Finanzgebarung, 
zumal diese Summe eine Belastung von 45 Pfund 


auf den Kopf der Bevölkerung bedeutet. Immer 
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wieder haben innere Wirren sich anbahnendebes- 


sere finanzielle Verhältnisse verhindert. Nach der 1 
Beendigung des letzten Aufstandes sollen nun- 
mehr energische Schritte zur Besserung unter- 
nommen werden. Auf die Wirtschaft des Landes 
selbst haben natürlich die Vereinigten Staaten den 
größten Einfluß, die allein 86°/, der Einfuhr be- 


streiten. Sehr bemerkenswert ist aber, daß an 


“ zweiter Stelle bereits Deutschland steht, das gegen 


1913/14 seine Einfuhr fast verdoppeln konnte. 
Erst an dritter Stelle folgt England als Einfuhr- 
land. 

El Salvador steht unter den fünf mittelameri- 
Politisch 
ruhige Verhältnisse haben zu einer gebesserten 


kanischen Republiken am besten da. 


Finanzlage geführt, die sich wieder in einem zuneh- 
menden Aufschwung des Staates offenbart. Unter 
Mitwirkung des Ministers für Inneres und Land- 
wirtschaft ist eine hydroelektrische Kraftanlage 
mit 3500 PS am Rio Grande in der Nähe von 
Juanyua im Departement Sonsonate ins Leben ge- 
rufen worden, die einer Mirazalcos Power Co. un- 
tersteht. Die Anlage versorgt öffentliche Anstalten 
und Private mit Licht und Kraft in den Departe- 
ments San Salvador, La Libertad, Santa Ana, Son- 
sonate und Ahuachapan. Der Ausbau hydroelektri- 
scher Anlagen ist um so wichtiger, als Kohle 
fehlt und die Wälder schon soweit abgeholzt sind, 
daß sie nicht mehr zur Lieferung des nötigen Feu- 
erungsmaterials ausreichen. So mußten aus Man- 
gel an Brennstoffen schon wichtige Goldminen 
geschlossen werden. Wie in Guatemala verbessert 
man auch hier das Wegenetz durch Anlage neuer 
Chausseen und Automobilstraßen. Schulen auf 
dem Lande sollen der Ausbildung der niederen 
bäuerlichen Bevölkerungsschichten dienen. In 
ihnen werden Knaben und Mädchen in den An- 
fangsgründen der Elementarfächer unterrichtet, 
lernen Lesen und Schreiben, Rechnen, spanische 
Sprache und gewisse Handfertigkeiten. In den 
Erntezeiten bleiben die Schulen geschlossen. 

In Costa Rica hat die kürzlich erfolgte Prä- 
sidentenwahl Jesus Jimendez Oreamuno an die 
Spitze der Regierung gestellt, der bereits ıg10/14 
diese Würde innegehabt hat. Die Schäden der 
Erdbebenkatastrophe sind übertrieben worden, 
wenn auch bestimmte Landesteile sehr in Mitlei- 
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dar 


? denschaft gezogen worden sind. Wirtschaftlich 
hat das Land sich wieder erholt, zumal die Kaffee- 


ur“ gut ausgefallen ist. Die Hauptausfuhr darin 
"ging nach England, während die Vereinigten 


Staaten erst an zweiter Stelle standen. Die Ernte 
1923/24 belief sich der Menge nach auf rund 


35 Millionen Pfund. Das waren ıo Millionen 


Pfund mehr als bei der Ernte 1922/23. Durch 


das Erdbeben ist die Bautätigkeit sehr lebhaft ge- 
worden und hat neben einem gewissen Arbeiter- 
mangel zu einem Anziehen der Löhne geführt. 
Durch Verschmelzung einzelner hydroelektrischer 
Betriebe und der Telephongesellschaft ist eine 
Compania Nacional de Electricidad mit einem 
Kapital von ı Million $ gegründet worden, die 
für die Wirtschaft des Staates von Bedeutung 
werden kann. 
. Zwischen Nicaragua und Großbritannien 
haben längere Besprechungen über die Ausführung 
des Harrison-Altamirano-Vertrages stattgefunden. 
Dieser am 24. August 1906 von den beiden Staa- 
ten ratifizierte Vertrag bezog sich auf das Wohl 
der Mosquitoindianer, die durch die Landab- 
tretung eines Teils des englischen Mosquitoterri- 
toriums an Nicaragua, unter dessen Herrschaft 
gekommen waren. Die Klagen der Eingebornen 
deuten darauf hin, daß Nicaragua nicht immer 
sich an die Vertragsklauseln gehalten hat, die Be- 
freiung der Indianer und Mischlinge auf 50 Jahre 
vom Militärdienst und steuerliche Befreiung aller 
vor 1894 Geborenen bestimmten, neben anderen 
den Einheimischen gewährten Besitzrechten. 
Über den Ausgang der Verhandlungen ist noch 
nichts näheres bekannt geworden. Der Wohl- 
stand des Landes ist im Wachsen begriffen, wo- 
ran eine sehr gute Kaffee-Ernte und die Zunahme 
der Zuckerproduktion beteiligt sind. Die eine 
Hälfte der Kaffeeausfuhr war nach San Francisco, 
die andere nach Europa und zwar zum großen 
Teil nach Holland gerichtet. Die Steuereingänge 
haben eine Erhöhung erfahren; die Einnahmen 
aus dem Hafen Corinto haben sich gegenüber dem 
Vorjahre verdoppelt. Zeichen für den zunehmen- 
den Wohlstand ist die rege Bautätigkeit im Lande. 
In Panamä haben Besprechungen zwischen 
einzelnen amerikanischen Staaten zur Gründung 
eines ständigen Gesundheitsamtes geführt, das 


aus internationalen Mitgliedern zusammengesetzt 
ist und der Oberaufsicht des Panamerikanischen 
Gesundheitsbüros untersteht. Die gesundheit- 
lichen Verhältnisse der Kanalzone und der Küsten- 
gewässer zu bessern ist Hauptaufgabe der neuen 
Einrichtung, deren Bedeutung durch Teilnahme 
der Vereinigten Staaten und Frankreichs unter- 
strichen wird. Über ganz Mittelamerika bis Pa- 
namä hinab ist eine drahtlose Verbindung einge- 
richtet worden, die das funkentelegraphische Netz 
beider Amerika wesentlich vervollständigt. Der 
Dienst wird von 6 Stationen in New Orleans, Mi- 
ami, Puerto Barrios, Tegucigalpa, Managua und 
Almirante (Panamä) besorgt, die von der Tropical 
Radio Telegraph Co. und der United Fruit Co. 
unterhalten werden. Eigentum der letzteren sind 
die Stationen von Puerto Barrios und Almirante; 
die anderen gehören der ersteren Gesellschaft. 
Durch diesen Dienst werden die mittelamerika- 
nischen Republiken abermals fester mit der Union 
im Norden verbunden. — Panamä, das nunmehr 
auch von Kolumbien nach fast 20 jährigen Zwistig- 
keiten durch Vermittlung des Staatssekretärs Hug- 
hes offiziell anerkannt worden ist, hat durch Ge- 
setz bestimmt, daß vom ı. Januar 1925 an sämt- 
liche fremden Städtenamen durch die alten spani- 
schen oder indianischen ersetzt werden. „Gesetz 
zum Schutz der spanischen Sprache“ ist dieser 
Erlaß genannt worden, der so streng durchge- 
führt werden soll, daß sämtliche Briefsachen mit 
den fremdnamigen Anschriften 9 Monate nach 
Inkrafttreten des Erlasses zurückgewiesen werden. 
In derProvinzChiriquisind beiElVolcän 25000okm 
Land von einer Siedlungskompagnie angekauft 
worden. Ein Teil der ausgegebenen Landlose 
ist in den Besitz kalifornischer Siedler übergegan- 
gen. Aussichtsreich ist dieGewinnung von Kaffee, 
Zuckerrohr, Bananen. 

In Westindien hat sich eine politische Wen- 
dung in der Dominikanischen Republik vollzogen. 
Dort ist nach langen Wirren und einer bösen 
Lotterwirtschaft, die im Jahre ı916 zur Entsen- 
dung einer vereinsstaatlichen Truppenabteilung 
und Besetzung des Forts Ozama geführt hatte, 
endlich eine neue Regierung unter dem Präsiden- 
ten General Horacio Väzquez eingesetzt worden. 
Die Union hat zwar ihre Flagge auf dem Fort ein- 
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ziehen und durch die Dominikanische ersetzen 
lassen, aber die Truppen noch nicht außer Landes 
gebracht, was vorerst auch kaum geschehen dürfte. 
Politisch hat die an Flächenausdehnung die 
Schweiz übertreffende (48600 qkm) Republik mit 
ihren 708000 Einwohnern kaum eine Eigenbe- 
deutung. Die Neger, die hier die Hauptmasse 
derBevölkerung bilden, haben sich zur politischen 


Selbständigkeit und zur Aufrechterhaltung eines: 


eigenen Staatswesens so unfähig erwiesen, daß 
man auch die zukünftige politische Neuorientie- 
rung mit keinem allzu großen Vertrauen betrach- 
ten mag. Das wirtschaftlich tätige Element sind 
die Weißen, also hier in erster Linie die Nord- 
amerikaner, die sich um die wirtschaftliche He- 
bung und Ausbeutung bemühen. Insbesondere 
widmet man der Tabakkultur Aufmerksamkeit, 
sucht auch den Anbau der Sea Island- Baumwolle 
durchzuführen und bemüht sich, durch Aufklä- 
rung unter den schwarzen Plantagenbesitzern 
diese zu einer gesteigerten Kakaoproduktion zu 
veranlassen, die durch unrationelle Anbaumetho- 
Finanziell 
ist die Republik natürlich von der Union abhängig, 
die ja bereits 1915 in dem Nachbarstaat Haiti 
ihre Finanzoberhoheit offiziell proklamiert hat. 
In diesem Lande ist die Gewinnung einheimischer 
Arbeitskräfte zu Arbeiten außer Landes insofern 
erschwert worden, als die betreffenden Arbeitgeber 
sich verpflichten müssen- sämtliche Kosten für 
Reise, Wohnung und Unterhalt zu tragen und 
einen Lohn zu zahlen, der demjenigen in Haiti 
mindestens gleichkommt. Das Ackerbaudeparte- 
ment der Union hat im Lande eine Landwirt- 
schaftsschule mit einer Versuchsfarm eingerichtet, 


den in Rückstand gekommen war. 


der sich in den nächsten Jahren einzelne Unter- 
schulen in verschiedenen Teilen der Insel an- 
schließen sollen. Künstliche Bewässerungsanla- 
gen werden demnächst auf der Cul de Sac- Ebene 
ausgeführt werden. Auch der Forstwirtschaft 
will das Ackerbauamt sein Augenmerk widmen, um 
die Farbholzgewinnung zu fördern. Ferner hat 
die Union den schwierigen Bau der Straße von 
Hinche nach Belladere vollendet, bei dem der 
Kilometer eine Summe von 6000 Dollar verschlun- 
gen hat. Durch die neue Automobilstraße 


werden die beiden Hauptstädte der Insel näher 
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verknüpft werden, da sie dann nur ı0 Stunden | 
voneinander entfernt liegen. Die Bevölkerung 
von Haiti wurde am ı. Januar 1924 auf 2028000 
Seelen geschätzt. Die Schlichtung gewisser Grenz- 
streitfragen zwischen den beiden Staaten der Insel 
ist Papst Pius XI. übertragen worden. 
Cuba weist unter sämtlichen westindischen 
Inseln den größten Aufschwung auf, den dies Land 
den Vereinigten Staaten zu verdanken hat. Nach 
den neuesten Schätzungen sind an nord- 
amerikanischem Kapital auf der Insel ı 250 000000 
Dollar investiert, von denen allein 750 000000 
Dollar auf die Zuckerpflanzungen und Zuckerfa- 
briken entfallen. In der Zuckerproduktion re- 
präsentiert sich die Macht Cubas auf dem Welt- 
wirtschaftsmarkt, auf ihr beruht neben der gün- 
stigen Lage im amerikanischen Mittelmeer auch 
die politische Bedeutung für die Union. Nach 
Schätzungen soll die letzte Zuckerrohrernte 4 Mil- 
lionen Tonnen Zucker liefern (von denen schon 
ca. 70°/, verkauft sein sollen), ein Ergebnis, das 
nicht ohne Einfluß auf die Weltmarktslage für 
dieses Erzeugnis bleiben wird. Freilich bemüht 
sich auch die Union um die dauernde Verbesse- 
rung der Anbaumethoden. So ist kürzlich 
erst wieder eine Versuchsfarm mit einer Schule 
in San Manuel Oriente angelegt worden, die von 
Sachverständigen geleitet wird und die günstig- 
sten Bedingungen von Klima und Boden sowie 
die geeignetsten Rohrsorten ausfindig machen 
soll. Um die hygienischen Verhältnisse der Be- 
völkerung auf dem Lande zu verbessern, hat man 
den originellen Versuch eines Preisausschreibens 
gemacht; dem Vorsteher jedes Distriktes, der, 
wenn auch in Armut lebend, die besten gesund- 
heitlichen und sanitären Verhältnisse in seinem 
Hause hat, wird ein Preis zuerkannt. Nach dem 
Zensus vom 31. Dezember 1923 betrug die Ge- 
samtzahl der Inselbevölkerung 3143210 Seelen. 
Davon waren 2217502 Weiße, 806983 Farbige. 
Der Rest verteilt sich auf Einwanderer und nicht 
genauer klassifizierte Bewohner. Die Einwohner- 
zahl von La Habana wird zu 432 353 Seelen an- 
gegeben. Unter den fremden Einwanderern neh- 
men die Chinesen jährlich zu, so daß die cubani- 
sche Regierung mit der chinesischen über Ein- 
wanderungsbeschränkungen bereits in Verhand- 


a 


TERM 
lungen eingetreten ist. Ihre Zahl wird zu rund 
90000 angegeben. Zu den fremden Bevölkerungs- 
‚teilen gehören auch die zahlreichen als Arbeiter 
auf den Zuckerrohrplantagen beschäftigten Neger 
aus Jamaica, deretwegen ein mehrere Monate an- 
' haltender Notenwechsel zwischen Großbritannien 
und Cuba stattgefunden hat, der sich auf die 
‚schlechte Behandlung der britischen Untertanen 
bezog. Am eindrucksvollsten offenbart sich die 
politische Stellung Cubas in seinen weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen. Die Vereinigten Staaten 
übertreffen im Handel sämtliche anderen Länder 
bei weitem. Der Gesamthandel der Union mit 

dieser Insel betrug im Jahre 1923 568,8 Millionen 
Dollar (395,7 : 1922). Von der Einfuhr nach den 


Während wir im letzten Literatur-Bericht zwei 
© bedeutende Werke über Indien und eines über 
+ Hochasien fast ausschließlich geopolitischer Fär- 
bung anzeigen konnten, ist die Ausbeute diesmal 
spärlicher; nur Randberührungen mit dem geo- 
politischen Gebiet sind bei den diesmal vorliegen- 
den Büchern zu verzeichnen, Eines freilich trägt 
den großen Namen von Sven Hedin und ist die 
lebendigste Zusammenfassung der verkehrsgeo- 
graphischen Dynamik, die nun wieder aus der so 
lange verrotteten unmittelbaren Überlandverbin- 
dung Peking-Moskau hervorbricht. Viele sind seit 
der Wiedererschließung der großen sibirischen 
Magistrale auf ihr dahingefahren, und manche 
gute Beschreibungen kamen seither heraus, nüch- 
terne, praktische, sehr willkommene über Gepäck- 
umfang, Geldbedarf und Zeitaufwand (was sich 
langsam wieder demVorkriegsbedarf nähert), wenn 
auch die früher beliebteste Uralroute über Tschel- 
jabinsk augenblicklich ausgeschaltet scheint; aber 
wenige haben sie so gesehen und so zu schildern 
vermocht, wie der große Tibet-Reisende. 

Sven Hedin: Von Peking nach Moskau. 
Leipzig,F.A. Brockhaus. 1924. 77Abb.und ı Karte, 
liegt mit einem höchst suggestiven Titelbild, 
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‘Vereinigten Staaten in einer Gesamthöhe von 


376,4 Millionen Dollar kamen allein 331,9 Milli- 
onen Dollar auf den Zuckerimport (1922 : 267,8 


“ bzw. 227,2). Im Exporthandel der Vereinigten 


Staaten steht Cuba jetzt an 6. Stelle. 

Auf der französischen Insel Martinique hat 
die Ausfuhr im Jahre 1923 eine Steigerung gegen 
ı922 erfahren (117,9 Millionen Fr. gegen 94,7 
Millionen Fr.), die durch verstärkten Zuckerexport 
bedingt ist. 

Auf Trinidad hat die in englischen Händen 
befindliche Petroleumförderung 1923 eine wesent- 
liche Zunahme aufzuweisen (106,8 Millionen Gal- 


lonen gegen 85,5 Millionen im Jahre 1922). 


K. HAUSHOFER: 
LITERATURBERICHT ÜBER DIE INDO-PAZIFISCHE WELT 


chinesische Charakterformen und gelbe Atmo- 
sphären-Ausstrahlungen roten russischen Rultur- 
Reflexen gegenüberstellend, vor uns. Sein Zeichner 
Baus verdient wegen der Zusammenstraffung fern- 
und nah-östlicher geopolitischer Motive (gerade in 
der Z. f. G.) namentliche Anerkennung als Ver- 
wirklicher einer guten geopolitischen Plakat-Idee, 
wenn er auch für die landläufige Vorstellung Ost 
und West vertauschte, womit man in ungeogra- 
phischen Köpfen Unheil stiftet. 

Wir können verstehen, was Sven Hedin reizte, 
bei der Schilderung seiner Blitzfahrt um die Erde 
Amerika und China warten zu lassen, und das 
Teilstück Peking-Moskau vorauszunehmen. Er 
schildert es uns — natürlich mit dem ganzen 
Reiz seiner Phantasie und Reisekunst — so wie 
es jetzt wirklich ist, wie er es gesehen hat, damit 
freilich einer Forderung von keinem Geringeren 
als Ranke genügend. Gerade von disesem Stück 
Weltweg wollen wir wissen, wie er augenblicklich 
aussieht, was ihm geschehen ist im Wandel seit 
1918; und die wiederauflebende Dynamik der 
Strecke mit ihrernatürlichen politischen Wirkung 
spricht mächtig aus Hedins Buch. 

Für praktische Geopolitik kommen ja nicht so 
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sehr die ausgezeichneten Einzelbeobachtungen 
während der winterlichen Kraftwagenfahrt gegen 
die ausströmenden Eiswinde in Betracht, als das 
Gesamtbild des Kraftwagen-Verkehrs durch die 
Gobi, die Kreuzung mit Koslow und den russischen 
Durchdringungsversuchen der nordchinesischen 
Außenländer, die scharfe — manchmal will uns 
bedünken — allzu mitleidlose Abrechnung mit 


Ossendowski (der doch von vornherein gar. 


nicht die Pfade Sven Hedins kreuzen wollte). Viel 
interessanter würde uns eine Auseinandersetzung 
mit Filchners „Sturm über Asien“ sein! Die 
Darstellung der Organisation derTibet-Expedition 
Koslows von einem so kompetenten Beurteiler, wie 
Sven Hedin ($. 8o— 83) ist ein Kabinetstück für 
sich, von schöner menschlicher Wärme. Sie zeigt, 
welche Qualitätsarbeit die Sowjets für große 
asiatische Festlandziele aufzuwenden wissen, wie 
folgerichtig sie das Ringen um Innerasien als 
Erben des Zarenreiches weiterführen, wie sie es 
verstehen, außenpolitische und wissenschaftliche 
Ziele zusammen zu verfolgen (im Gegensatz z.B. 
zur deutschen Außen-Amts-Politik). 

Diese Note klingt weiter durch das Buch, am 
stärksten vielleicht $.231—235 in der Kritik der 
russischen Zeitschrift „NowijWostok“, jenes 
gut ausgestatteten, ausgezeichnet redigierten und 
mit Nachrichten bedienten Propaganda-Werk- 
zeugs der Sowjets für asiatische Geopolitik. Was 
immer Böses von ihnen gesagt wird und zum Teil 
richtig sein mag: jeder kann nur, wie Sven Hedin, 
für das zuständig urteilen, was er selber genau 
kennt, und er ist ganz sicher vor dem Verdacht 
einseitiger Parteinahme für Moskau, den er sehr 
bestimmt ablehnt. Aber wir sind beide einig in 
der Anerkennung der Tatsache, daß in der Art, 
wie sie ihre Beziehungen zur asiatischen Geopolitik 
ausgestaltet haben, majestätische Intelligenzen zu 
Tage treten, die wir im eignen Außendienst nicht 
im gleichen Grade erkennen können. 

Der riesige, weite Raum dort lebt nach andern 
Gesetzen, als das engräumige Mittel- und West- 
Europa, und muß nach ihnen beurteilt werden. 
Das tut Sven Hedin in vollem Maße, darum wird 
er ihm gerecht, trotz sehr bestimmter Abneigung 
gegen einige seiner Entwicklungstendenzen. Er 


tat auch, was so sehr viel charakteristischere Ein- 
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drücke ermöglicht, als Besuche eines Landes in 
sogenannter bequemer Reisezeit. Er suchte es im 
strengen Winter auf, der am meisten für Rußland 
charakteristischen, wenn auch sehr unbequemen 
Jahreszeit. Ich weiß aus eigner Erfahrung, was es 
heißt, in Mandschurei und Mongolei im unge- 
schützten Fahrzeug lange Zeit gegen den Dauer- 
wind zu fahren. Alle diese kleinen Widerstände 
hat Sven Hedin in den Kauf genommen, um sein 
Bild so wahr als möglich zu gestalten. So ist es 
denn, trotz seinem scheinbar flüchtigen Zug über 
ein Drittel der Erde für den, der es zu deuten weiß, 
eine Fundgrube geopolitischer Erkenntnis gewor- 
den und zeigtuns das, waszwischen derWestgrenze 
Chinas und Ost-Europas ist, ohne Gunst, ohne Haß, 
ohne Furcht — fast mit ein wenig widerstreben- 
der Liebe! 

Rassul Galwan: Servant of Sahibs. 
bridge, A. Heffer & Sons, ein ganz merkwürdiges 


Cam- 


Buch aus Hochasien, stellen wir dem Buch des be- 
rühmten, so sehr als „Sahib“ durch den Osten ge- 
reisten Schweden zur Seite. Denn es stammt von 
einem Sohn Tibets,in demSven Hedin seinen Welt- 
ruf erwarb, und gibt uns den Einblick in die Kehr- 
und Rückseite eines der interessantesten geopoli- 
tischen Gewebe, das sich im Ablauf des Ringens 
um das indische Nord-Glacis etwa von dem Zusam- 
menstoß von Pendsch-Deh bis zum Beginn des 
Weltkriegs entrollte. Es ist ein Stück des Teppichs 
von unten gesehen, auf dem Sven Hedin oben da- 
hinschritt,dieses Reisebuch eineserprobten zentral- 
asiatischen Karawanenführers und Reisebegleiters 
mit seiner Einführung von SirFrancis Young- 
husband, dessen Schatten auch sonst überall in 
dem fesselnden Buch sichtbar wird. Es sollte 
eigentlichnichtohneKRenntnis von Younghusbands 
Lebenswerk und Arbeit, auch nicht ohne Land- 
schaftseindruck des West-Himalaya und der an- 
schließenden Hochländer gelesen werden, die am 
mühelosesten das Kashmir-Werk vermittelt, das 
1908 Younghusband, damals Resident in Kashmir, 
zu den feinen Aquarellen von Mol yneux schrieb. 
Sie geben den landschaftlichen Hintergrund un- 
übertrefflich wieder, auf dem sich Rassul Galwans 
Tätigkeit mit seinen weißen Herren abspielt, die 
er mit der ganzen Beobachtungsschärfe des asiati- 
schen Gebirglers studiert und durchschaut, 
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Vom indischen Bereich zum australischen und 
_ ostasiatischen hinüber leiten zwei annähernd 
| gleichzeitige Veröffentlichungen, die einen ähn- 
lichen Kontrast-Reiz für die geopolitisch so wich- 
| tige Malakka-Straße bieten, wie die beiden vor- 
| erwähnten für Zentralasiens Ost-West und Nord- 
Süd-Verkehr. Wir nennen mit gutem Grund aber 
zuerst die von einem Eingeborenen der Monsun- 
länder stammende: 

Song ong Siang: „One Hundred Years Hi- 
story of the Chinese in Singapore 1819-1919“, 
London,John Murray. Ein Buch dieser Art braucht 
bei der Wirtschaftskraft, dem Stolz und Reichtum 
_ der Straits-Chinesen nicht um Absatz besorgt zu 
sein. Es zeigt — im Gegensatz zu allem Schrifttum, 
das sich 1923 und ı924 mit der reichsbritischen 
und australischen, der „weißen * Seite des Problems 
Singapur beschäftigt hat, — einmal gründlich des- 
sen gelbe, ungleich vitalere und wirtschaftlich 
blühende Seite. Singapur ist eben doch zu zwei 
Dritteln eine chinesische, zu einem Sechstel eine 
malaiischeStadt, und in das Rest-Sechstelnurteilen 
sich Inder, Japaner, Rassenlose und menschliches 
Plankton mit einer dünnen, zur Arbeitskonkurrenz 
im engern Sinne mit andern Rassen unter diesem 
Himmelsstrich unfähigen weißen Oberschicht, die 
schon kaum mehr als Herrenschicht angesprochen 
werden kann. Denn in Wirklichkeit spielen im 
Wirtschaftsleben von Singapur die erste Geige die 
Chinesen; und es ist eine fable convenue, wenn 
alles Andre so tut, als ob dieser ja bereits seit ge- 
raumer Zeit gefürchtete Zustand nicht in Wirklich- 
keit schon längst eingetreten wäre. Es versuche 
nur einmal ein Machthaber dort, gegen die Chi- 
nesen zu regieren,dann wird er seine blauen Wun- 
der über das Arbeiten, oder vielmehr dann Nicht- 
Arbeiten des wichtigsten Handelsplatzes in Süd- 
Ost-Asien erleben. Wie es zu diesem Stand 
der Dinge kam, das schildert anschaulich die 
Studie, von der wir sprechen. Sie könnte auch 
heißen: 

Die friedliche Eroberung von Singapur durch 
die Chinesen! 

Aber dazu sind sie zu bescheiden, zu stolz und 
zu klug. 

ProfessorDr.A.Mendelsohn-Bartholdy: 
Landerschließungs-Verträge mit den britischen 


Sultanaten (Wirtschaftsdienst, 13. Juni 1924), 
bringt auf nur vier Seiten (229-233) eine solche 
Fülle geopolitisch bemerkenswerter Streiflichter, 
weit über den Rahmen des eigentlichen Themas 
hinaus, daß wir die Pflicht haben, unsere Leser auf 
diese Nummer des bedeutenden Hamburger W irt- 
schaftsorgans besonders hinzuweisen, das auch zur 
Organisation der Petroleum-Wirtschaft bemer- 
kenswerte Gesichtspunkte gerade wegen der Kon- 
troverse Liefmann-Mautner enthält. 

Namentlich, da die Singapur-Frage ja nur eine 
Verzögerung, keineswegs eine endgültige Lösung 
erfahren hat, will uns der Aufsatz von Mendelsohn 
geradezu ein Vorbild dafür scheinen, wie sich die 
deutsche Geopolitik wichtigen, ihr zur Zeit fast 
verschlossenen, von andern vergewaltigten Gebie- 
ten, namentlich in den Tropen, vorsichtig und doch 
bestimmt und scharfsichtig zuwenden sollte. Offen 
ist die Hand auf nicht zu haltende, vergeblich von 
Cant verschleierte Raubergebnisse gelegt, wie die 
Raubwirtschafts-Ausbeutung der ehemals deut- 
schen Phosphat-Insel Nauru, mit ihrem Sachwert 
von 30 Milliarden Gold-Mark, wie ihn der groß- 
britische Verteilungskommissär zwischen Reich, 
Australien und Neu-Seeland feststellte. Wo aber 
Möglichkeiten derWiederanknüpfungfür deutsche 
Unternehmer sich bieten, da ist auch die Möglich- 
keit offen gelassen, und wird durch so vorsichtige 
Studien nirgendsverbaut. Der treffende Vergleich 
desVertrags von Kelantan mitden unterdem N.E.P. 
Regime von der Russischen Regierung mit Aus- 
ländern geschlossenen beleuchtet blitzartig die 
Lage; nur liegt eben Kelantan unter britischen 
Geschützen und Moskau — nicht! Sonst würden 
wohl die gleichen Druckmittel im einen und im 
andern Falle angewandt werden. Es ist ein heikles 
Ding, diese Souveränitätsfrage von Kelantan, mit 
Analogien auf Johore, und Zwischenschiebung 
siamesischen Staatsrechtes; wie es in wenigen 
Sätzen von einem Meister des Völkerrechts ent- 
wickelt wird, wie er in wenigen Absätzen eine 
höchst verworrene Besitzfrage lichtvoll klärt— das 
istvorbildlich. „Aber das Wort eines Souveräns ist 
nicht das eines gewöhnlichen Mannes. Sein Wesen 
ist Macht, nicht Recht!“ Wir freuen uns, daß 
_— mit Ausnahme des überstimmten Lord Carson 


— seine andern vier Kollegen am höchsten briti- 
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schen Forum dieser Wahrheit die Ehre gegeben 
haben,und daß ein Mendelsohn-Bartholdy sie kon- 
statiert! Denn wirhoffen unsihrer inandern Fällen, 
an gelegenem Orte zu erinnern, wenn wir unseines 
ethisch unhaltbaren und aufgedrängten Vernich- 
tungs-, nicht Erschließungs-Rechtes gegen unsern 
Lebensraum zu erledigen haben werden. 
Während aber in unserm Fall ein höchst über- 


drängter, menschenüberfüllter Raum vor fremder 


Gewalt geschützt werden muß, zeigt der nun zu 
überschauende austral-asiatische Machtbereich die 
umgekehrte Gefahr des allzu weitmaschigen, men- 
schenhungrigen Landes. 

Wer die reichsbritische Kolonial-Lite- 
ratur mit aufmerksamem Blick verfolgt, der findet 
immer wieder Werke darin auftauchend, mit dem 
mehr oder weniger verschleierten großen geopoli- 
tischen Zweck, aus dem übervölkerten Mutterland 
mit seinem „Urbanismus“ Menschen in die „great 
lone lands® hineinzuschmeicheln, die von selber 
nicht hineingehen, weil eben die Mehrheit der in- 
dustrialisierten Großstadt-Menschen zum Land- 
siedeln verdorben ist. Sie finden sich in Australien 
und Canada, hier auch in der ganz unverhüllten 
Form der Werbe-Druckschriften der großen Bah- 
nen, derb und zweckbestimmt. Eine der anmutig- 
sten Erscheinungen unter ihnen, eine Fundgrube 
von Einblick gerade in Queensland, das span- 
nungsreichste Siedelungsgebiet Australiens, daher 
als Typ verwendbar und vorzuführen, ist: 

W. Lavallin Puxley: Wanderings in the 
Queensland Bush. London 1923. George Allen & 
Unwin, mit 24 z. T. sehr guten Abbildg., leider 
keiner Karte! 

Dieses Buch gibt mehr, als sein Titel verheißt. 
Es gibt in anmutig-zwangloser Erzähler-Form eine 
weit bessere Wirtschaftsgeographie und Biogeo- 
graphie von Queensland, als manche gelehrte Er- 
zeugnisse, die nur zu diesem Zweck ausziehen, und 
entwickelt aus ihnen die Kultur- und Macht-Zu- 
stände. Es zeigt, wie reich gerade dieser ı 736500 
qkm große, von nicht 800000 Menschen, aber 
mehr als 22 Millionen Schafen und über 5 Mill. 
Rindern (dem halben Viehstand Australiens), be- 
wohnte, bei Volksdichte 0,4 auf den qkm zu einem 
Viertel mediterrane, zu einem Viertel tropische, 


zur Hälfte exzessiv kontinentale Lebensraum ist; 
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wie ihm aber gerade aus seiner Neigung zu lokalen 
Monokulturen auch ganz besondere geopolitische 
Gefahren erwachsen. Dabei greift oft genug die 
ganze Biologie ineinander, um sie zu steigern oder 
auszuparieren, und es erhellt, wie notwendig also 
in solchen Räumen wissenschaftlich allseitig unter- 
baute Geopolitik ist, wenn sie ohne Katastrophen 
bestehen wollen, oder wenigstens nur die unver- 
meidlichen, nicht ausschließlich in menschlicher 
Torheit begründeten erleben sollen. 

Allein die Tatsache, daß die in Australien ein- 
geschleppten, zur Landplage gewordenen Kanin- 
chen jährlich das Futter von go Millionen Schafen 
wegfressen, wirft ein Blitzlicht auf solche extreme 
Kolonialzustände und ihre Hilflosigkeit gegen 
Schädlinge, die nur durch dichtere Besiedlung er- 
folgreich bekämpft und im biogeographischen 
Gleichgewicht erhalten werden können. 

Ausgezeichnet ist im Kapitel „Cultivations“ mit 
lebendigen Zügen die Vanille- und Zucker-Kultur 
geschildert, die Art und Weise, wie zunächst durch 
Raubbau der Chinesen mit wandernden Bananen- 
Pflanzungen die Böden ruiniert wurden, und lang- 
sam geordnete Planwirtschaft an Stelle dieser in 
der Südsee so folgenschweren Raubmethoden trat. 
Auch hier aber tritt zutage, wie hinter allem die 
Furcht steht, daß man das Land nicht wirklich er- 
füllen, nicht auswirtschaften kann,nicht so sich in 
den Boden vertiefen, daß nicht eines Tages ein an- 
derer Zweig der Menschheit kommt, mit der For- 
derung, von dem Raum-Übermaß an die Land- 
hungrigen abzugeben. 

UnddieserDruck wird aus den südostasiatischen 
Reisländern kommen. 

Spätgenughat Edwin Bingham Copeland: 
Rice. London, Macmillan 1924, das Standwerk 
über die Hauptnährpflanze eines Drittels der 
Menschheit für die Angelsachsen geschrieben, für 
die wirin Deutschland trotz spärlichen Erfahrungs- 
Stoffes über weitzahlreichere Vorarbeiten verfügen. 
(Bachmann; Schumacher). 

Sonst hat Australasia gelernt, sich sorgfältig zu 
beobachten. Dafür zeugen z.B. Ph ilip C.Coo- 
tes treffliches kleines Commercial Handbook of 
the Netherlands East Indies, ein Seitenstück zu 
Hans Meyers trefflicher Studie über das Nieder- 
ländische Kolonialreich; dafür zeugen eine Reihe 


"von Jahrbüchern in Neu-Ausgaben, die wohl zum 
"Teil der Veranstaltung in Wembley, der Reichs- 
Schau, ihr Entstehen verdanken. Ein gewisser 
Gegensatz, der kennzeichnend für die Eigenart 
beider staatlicher Bildungen ist, gibt sich sogar in 
der Datierung der wichtigsten geopolitischen Ver- 
öffentlichungen für den Handgebrauch Australiens 
und Neuseelands zu erkennen: 

Official Year Book of the Common- 
wealth of Australia (No.15 v. 1922). Mel- 
bourne 1922, und sein engeres Konkurrenzunter- 
nehmen, 

Official Year Book of New South Wales 

. 1922, Sidney 1924, sind ehrsam nachdatiert, und 
behandeln die Entwicklung, nachdem sie stattge- 
funden hat. Anders verfährt das temperament- 
vollere Neuseeland: 

The NewZealand OfficialYearBook 1923 
(31. Ausgabe) erscheint in Wellington, b. Skinner 
1922, und 

TheNewZealand OfficialYearBook 1924 
(32. Ausgabe) Gov. Press, schon 1923. Das ist eine 
im Pazifik überhand nehmende Unsitte, zu der die 
großen Verbreitungswege und der lange Lauf der 
Verfrachtungszeiten derJahrbücherund derimmer- 
hin beschränkte Abnehmerkreis verführen. Auch 
das Japan Year Book (Tokio, 1923/24 in acht- 
zehnter Ausgabe) unterliegt dieser Versuchung, 
Zahlen, die von 1922, zum Teil aber (wie die 
meisten Randvolkszählungs-Ergebnisse um den 
Pazifik) von 1920 stammen, als für 1924 zutreffend 
erscheinen zu lassen. 

Den Kundigen verführen sie damit nicht zu 
politischen Irrtümern: aber hingewiesen muß bei 
der Nennung des an sich sehr wertvollen, wenn 
auch natürlich auf Anreiz und Schönfärbung grup- 
pierten Stoffs auf die Unsitte werden. Und auch 
die "Review of the Australian admini- 
stration in Papua“ from 1907 to 1920, Mur- 
ray, Port Moresby, 1922, darf nicht erwarten, daß 
wir ihr unkritisch und harmlos gegenüberstehen. 

Hat doch auch die letzte angelsächsische Dar- 
stellerin der neuseeländischen Erfolge in Deutsch- 
Samoa vernichtend über die Verwüstung dieses 
Lebensraums seit der Austreibung der Deutschen 
berichtet. Im australischen Teil ist es nicht besser. 
Nur die Japaner haben, namentlich auf den Mari- 
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anen, auf dem Vorgefundenen erfolgreich weiter- 
zubauen verstanden, und zahlreiche Siedler in die 
Inselgruppen gebracht, in denen z. B. die Chamo- 
vro-Reste völlig aufgesogen werden. 

Freilich liegen auch hier sehr zweckbestimmte 
und appretierte Darstellungen vor, an deren Spitze 
wir für Ostasien die beiden Artikel stellen wollen, 
die für die neuen beiden Ergänzungsbände der 
Encyclopaedia Britannica ” Three eventful 
Years” London 1924 für Japan und China von 
leitenden und erfolgreichen Staatsmännern bei- 
gesteuert wurden: 

M. Hanihara, der japanische Botschafter in 
Washington, frühere Vize- Minister des Äußern: 
”Japan Enters the World Arena”, wobei der kluge 


und erfolgreiche Vertreter des politisch dort arg 


gefährdeten Inselstaats dieVorbilder jenesSammel- 
werks „Unser Vaterland Japan“ benützen konnte, 
das beim Kriegsausbruch mit Rußland so treffliche 
Dienste leistete, und 

V.K. Wellington Koo, der Gegenspieler 
Karakhans und Vermittler zwischen China und 
den Sowjets, Außenminister Chinas und früherer 
Gesandter in Washington und London: «The 
Chinese Republic”, worin er, ähnlich wie das neue 
«China Year Book”, ein kluges Mittelding 
zwischen derbitterbösen Schilderung desbritischen 
Konsuls Sir James Jamieson und Utopia zeichnete, 
und von Sir Henry Woottons Definition eines Bot- 
schafters Gebrauch machte als ”honest man sent 
abroad to lie for his country“ — was wir nur er- 
wähnen, damit nicht irgend ein Harmloser in 
Deutschland glaube, die chinesische Republik sei 
wirklich so, wie Mr. Wellington Koo sie dort 
schildert. 

Furchtbar scharf rechnet (North China Herald 
Nr. 2961, 10.5.24u.a.)KuHung Ming: China: 
An Interpretation, mit Emile Hovelaques, von Mrs. 
Binyon ins Englische übersetzten China-Buch ab, 
das er in Vielem als «brilliantnonsense” bezeichnet, 
während doch. die chinesische Haupteigenschaft 
«soberness”, la sobriete, sei, von der die Chinesen 
an die westliche Welt abgeben könnten. Von 
Lowes Dickinson hingegen spricht Ku Hung 
Ming mit großer Achtung, und wenn er auch 
nunein vereinsamter Mann ist, wie auch Tagore— 
der den Ton für Jung-China bei seiner abge- 
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geschlossenen Ostasienreise nicht fand — es in 
Indien zu werden anfängt, so hat er doch auch 
heute noch über sein Heimatland ein mit Achtung 
anzuhörendes Urteil. 
“«TheHistoricalRelationsbetweenJapan 
and Saghalien”, Tokio, 1923, herausgegeben 
vom Auswärtigen Amt, hat begreiflicherweise 
nicht den Zweck, diese Beziehungen in ungünsti- 
gem Lichte darzustellen; doch gibt die Denk- 


schrift ein im Augenblick erwünschtes Bild der 


auch von Rußland aus stark verdunkelten Vor- 
gänge. Altgeheiligter russischer Boden, wie man 
wohl verkündete, ist die Insel nicht, der sich die 
Russen erst Ende des 18. Jahrhunderts mit einer 
Art friedlicher Durchdringung näherten, während 
die Japaner tatsächlich seit unvordenklicher Zeit 
dort herumgefischt hatten. Erst 1857 reklamierte 
Murawieff sie als Anhängsel der Amurlande; 1862 
wurde der Anspruch von Ignatieff aufgenommen, 


bis 1875 hingehalten, wo man dann das zweifel- . 


hafte Kondominium über die Nordinseln in eine 
reinliche Scheidung Japans für die Kurilen, Ruß- 
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lands für Sachalin, aber unter Anerkennung der 
japanischen Fischereirechte dort, auflöste. Zuerst 
spielte die 1905 erreichte Teilung beim 50. Grad 
schon eine gewisse Rolle. Bis in die neuesten Be- 
sitzverhältnisse wagt sich die Denkschrift nicht 
herein, die je nach dem guten oder ungünstigen 
Fortschreiten deraugenblicklichen Verhan dlungen 
zwischen Japan und Rußland in Peking noch 
eine Rolle spielen mag. 

Sicher ist, daß die scharfe Stimmung gegen die 
Gewaltpolitik der Vereinigten Staaten, was aus 
dem fortwährend feindseligen Zug der politischen 
Karikatur ebenfalls hervorgeht, nun auch das In- 
selreich, wie vorher schon China dem eurasiatisch- 
groß-russischen Ideenkreise in der Presse und 
Literatur überraschend genähert hat. Das bestä- 
tigt ganz ungewollt, das Gesamtbild der west- 
pazifischen Tagesliteratur — auch der fremden 
wie “Transpacific” und “Far Eastern Re- 
view”, ganz abgeschen von den ostasiatischen 
Zeitungen und Broschüren selbst. 
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Nietzshe: Demokratie / Florian Geyer: Auf der Seecktlinie 7 August Winnig: Das Weltbild 
des Parteisozialismus 7 Major Muff: Deutsches Kriegertum / Blicke in die Zeit 


HEFT 5: 
Hans Schwarz: Den Arbeitern / Artur Zickler: Deutsche Freischaren 7 Erich Maschke: Wege 
nach Ostland / Walter G. Oschilewski: Die Treppe zum Nordlicht / Walter Spengler: Parlaments- 
Wahlen / Hanns GertFrhr. von Elsebeck: Jugend und Tagesnationalismus / Blicke in die Zeit - Bücher 


HEFT 6: 
Artur Zickler: Das Gesetz des Bundes / Oswald Spengler: Zucht oder Bildung / W.G. Osdhi- 
lewski: Der politische Mensch / Walter Spengler: Die Flucht ins Ideal / Blicke in die Zeit - Bücher 


HEFT 7: 
Artur Zicler: Deutsche Politik / Hans Schwarz: Hemmungen der Bereitschaft 7 G.v. Matzmer: 
Das Gesetz der hierarchischen Schichtung / E. Pollack: Recht als Mittel des Neubaus / Blicke 
in die Zeit 7 Bücher 


Der Bezug von 4 Nummern 
der monatlich erscheinenden Zeitschrift kostet 1.- Mk. 
Probenummer unentgeltlich ! 
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